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Vorsitz - Présidence: Herr Muheim/M. Kohler Simon

Wahlprüfung und Vereidigung

Vérification des pouvoirs et prestation de serment

Präsident: Bevor wir zum einzigen Traktandum dieser aus-
serordentlichen Session übergehen, haben wir noch eine
Wahlprüfung und eine Vereidigung vorzunehmen. Das
Wort hat der Präsident der Wahlprüfungskommission, Herr
Richter.

M. Richter: La commission de vérification des pouvoirs
vient d'examiner l'élection de M. Maurice Cossy, de Saint-
Saphorin. M. Cossy remplace notre ancien collègue
M. Chevallaz, élu conseiller fédéral le 5 décembre 1973.
M. Cossy était le premier remplaçant figurant sur la liste
du Parti radical-démocratique vaudois. Le Conseil d'Etat
du canton de Vaud l'a déclaré élu selon la loi et a fait
publier l'élection dans la Feuille des Avis officiels. Il n'y a
pas eu de recours.
La commission de vérification des pouvoirs propose à
l'unanimité de valider l'élection de M. Cossy.

Präsident: Die Kommission beantragt, die Wahl des Herrn
Cossy als Nachfolger des zum Bundesrat gewählten Herrn
Chevallaz zu validieren. - Ein anderer Antrag ist nicht
gestellt. Die Wahl ist damit gültig erklärt.

Herr Cossy wird vereidigt
M. Cossy prête serment

Vizepräsident Kohler übernimmt den Vorsitz

Le président: Notre président étant le président de la
commission parlementaire qui a examiné le projet de loi
en discussion, il m'appartiendra de présider cette session.
Nous passons immédiatement à l'entrée en matière.
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Raumplanung. Bundesgesetz

Aménagement du territoire. Loi

Botschaft und Gesetzentwurf vom 31. Mai 1972 (BBI I, 1453)
Message et projet de loi du 31 mai 1972 (FF I, 1441)

Beschluss des Ständerates vom 20. März 1973
Décision du Conseil des Etats du 20 mars 1973

Antrag der Kommission
Eintreten

Proposition de la commission
Passer à la discussion de l'article

Muheim, Berichterstatter: Mit der Annahme des Artikels
22quater der Bundesverfassung im Jahre 1969 wur-
de den Behörden des Bundes und der Kantone der Auf-
trag erteilt, eine Raumplanung vorzunehmen, mit dem Ziel
einer zweckmässigen Nutzung des Bodens und der geord-
neten Besiedlung unseres Landes. Dieser Verfassungsarti-
kel entsprach einerseits dem Wunsche bäuerlicher Kreise
auf Schaffung einer Landwirtschaftszone. Andererseits war
er durch die sozialdemokratisch-gewerkschaftliche Boden-
rechtsinitiative veranlasst worden, die mit dem Verspre-
chen abgelehnt worden war, einen anderen Vorschlag zum
Bodenrecht und zur Landesplanung vorzulegen.
Bei den Beratungen über den neuen Verfassungsartikel
hat schliesslich die heute geltende Formulierung des Arti-
kels 22quater BV die Mehrheit in beiden Räten erhalten.
Darin wurde ein neuer Begriff aufgestellt, der bisher unbe-
kannt und damit recht unbestimmt war, nämlich der Be-
griff «Raumplanung». Damit wurde das Schwergewicht der
materiellen Entscheidungen weitgehend auf die Ausfüh-
rungsgesetzgebung verschoben. Es war aber schon da-
mals klar, dass die Raumplanung mehr als nur eine Eintei-
lung des Landes in verschiedene Zonen bedeutet, sondern
vielmehr alle planerischen Bestrebungen auf dem Gebiete
des Bodens umfasst. Das ergibt sich schon aus dem fran-
zösischen Wort für Raumplanung, das deren Inhalt mit
«aménagement du territoire» viel umfassender bezeichnet.
Es werden darunter nicht nur Planung im Sinne der Ausar-
beitung von Plänen verstanden sondern auch alle Mass-
nahmen, die dazu dienen, eine nach einem Leitbild be-
stimmte Raumordnung herbeizuführen. Raumplanung ist
also eine lenkende Tätigkeit des Staates und umfasst alle
Entscheidungen und Handlungen, um die Entwicklung des
Landes und seiner Regionen in eine gewollte Richtung zu
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steuern und das Planungsziel zu erreichen. Dabei soll
nicht nur die Bautätigkeit beeinflusst werden, sondern
auch die wirtschaftliche und die kulturelle Entwicklung.
Nachdem der Ausdruck «Raumplanung» inzwischen die
nötige Klärung erfahren hat, wird nun im vorliegenden
Gesetz dieser wenig bestimmte Verfassungsbegriff näher
umschrieben.
Im Artikel 22quater der Bundesverfassung ist ferner die
neue Kompetenzordnung in Sachen Raumplanung nieder-
gelegt. Abgesehen von einigen wenigen speziellen Gebie-
ten, wie dem Gewässerschutz, dem Nationalstrassenbau,
wo der Bund planerische Befugnisse hat, sind bis heute
die Kantone für die Raumplanung zuständig. Die Kantone
haben aber in sehr verschiedener Art und in unterschiedli-
chem Masse davon Gebrauch gemacht. Nach der neuen
Verfassungsbestimmung bleiben die Kantone nach wie vor
für die Raumplanung zuständig, aber nicht mehr ganz al-
lein. Sie müssen sich nämlich dabei an die Grundsätze
halten, die der Bund aufzustellen hat. Die Gesetzgebungs-
kompetenz wird also zwischen Bund und Kantonen aufge-
teilt, indem der Bund zur Grundsatzgesetzgebung befugt
ist, währenddem es den Kantonen zukommt, die Planung
zu schaffen und durchzuführen. Wenn, der Bund somit
auch auf die Grundsatzgesetzgebung beschränkt ist, so
hat er diese Befugnis doch in allen Bereichen der Raum-
planung. Die Verteilung der gesetzgeberischen Aufgaben
zwischen Bund und Kantonen im vorliegenden Raumpla-
nungsgesetz muss diese Verfassungsbestimmung beach-
ten, was natürlich zu Auslegungs- und Meinungsverschie-
denheiten führen kann. Es handelt sich hier aber nicht nur
um eine Aufteilung der Rechtsetzungskompetenz zwi-
schen Bund und Kantonen, sondern beiden zusammen ist
der verfassungsmässige Auftrag erteilt, die erforderlichen
Ausführungsgesetze, zu denen das Raumplanungsgesetz
gehört, zu erlassen. Ausserdem hat der Bund die Befugnis,
die raumplanerischen Bestrebungen der Kantone zu för-
dern und zu koordinieren. Das ist für das Entstehen einer
wirksamen und landesweiten Raumplanung von entschei-
dender Bedeutung. Ferner sind die Behörden von Bund
und Kantonen gehalten, bei der Planung zusammenzuar-
beiten. Insbesondere hat auch der Bund bei der Erfüllung
seiner Aufgaben auf die Erfordernisse der Landes-, Regio-
nal- und Ortsplanung Rücksicht zu nehmen. Die Kantone
ihrerseits sind nicht nur zur Beachtung der Grundsätze
des Bundes zur Raumplanung verpflichtet, sondern zur
Koordination mit den Sachplanungen des Bundes und den
Raumplanungen anderer Kantone.
Damit ist der Auftrag unserer Verfassung klargelegt: Bund
und Kantone haben die Raumplanung in partnerschaftli-
cher Zusammenarbeit zu verwirklichen. Diese neue und
weittragende Aufgabe im Sinne des kooperativen Födera-
lismus ist für sie beide verpflichtend.
Nun ein paar Worte zur Frage der Notwendigkeit der
Raumplanung: Angesichts des verbindlichen Verfassungs-
auftrages wäre es eigentlich müssig, die Frage der Not-
wendigkeit der Raumplanung zu stellen. Sie wurde mit der
Annahme des Artikels 22quater der Bundesverfassung be-
jaht. Es erscheint aber doch nicht ganz überflüssig, bei
Erlass des ersten Ausführungsgesetzes kurz auf die Grün-
de hinzuweisen, die zum Erlass des Raumplanungsartikels
führten. Die wirtschaftliche, technische und bauliche Ent-
wicklung der letzten Jahrzehnte und die Zunahme der
Bevölkerung haben zu Erscheinungen geführt, die auf die
Dauer für unser Volk unerträglich werden. Durch die plan-
lose Bauerei entstanden und entstehen ungesunde Sied-
lungsstrukturen, indem die Bevölkerung in einigen Zentren
zusammengeballt wird und auf der anderen Seite viele
Regionen entvölkert werden. Durch die Streubauweise
wird unser kostbarer Boden verschwendet. Dazu kommt,
dass die Bodenpreise höher und, durch die Spekulation
angeheizt, immer höher schnellen. Die Nachteile dieser
Erscheinungen bekommt die Allgemeinheit zu spüren: Die
Gemeinwesen werden mit übermässigen Kosten für die
Infrastruktur belastet, die Qualität des Lebensraumes wird

in den Ballungsgebieten ständig verschlechtert, der Preis-
auftrieb beim Land - und zwar beim Bauland wie beim
Bauernland - geht weit über die allgemeine Geldentwer-
tung hinaus und verteuert die Lebenshaltung der Bevölke-
rung.
Alle diese und andere Folgen der eingetretenen Verhält-
nisse haben im Schweizervolk die Ueberzeugung reifen
lassen, dass dem Trend der Entwicklung nicht einfach der
Lauf gelassen werden darf. Wenn man die Dinge so trei-
ben lässt wie bisher, werden ums Jahr 2000 drei Viertel
der schweizerischen Bevölkerung in städtischen Agglome-
rationen leben. Der schweizerische Raum muss daher
nach einem Entwicklungskonzept so gestaltet werden,
dass die natürlichen Grundlagen des Lebens gewahrt blei-
ben und ein Ausgleich zwischen wirtschaftlich starken und
schwachen Regionen herbeigeführt wird. Es ist eine
Raumordnung anzustreben, die eine geordnete Besiedlung
unseres Landes und eine sparsame Nutzung des Bodens
gewährleistet. Diesem Ziel, das durch ein gesamtschweize-
risches Leitbild geprägt sein wird, hat die Raumplanung
mit allen ihren Vorschriften und Massnahmen zu dienen.
Dadurch sollen ausgewogene und gesunde Bedingungen
für Auskommen und Zusammenleben unseres Volkes auf
immer enger werdendem Raum gesichert werden. Die
Raumplanung will also die Zukunft unseres Landes so
gestalten, dass ein erträgliches Nebeneinander und Mit-
einander möglich ist und dass wirtschaftliche und soziale
Ungleichgewichte vermieden werden. Durch eine sinnvolle
Raumordnung wird jedem Bürger schliesslich die freie
Entfaltung seines persönlichen und sozialen Lebens ge-
währleistet.
Nun noch ein Wort zu den dringlichen Massnahmen auf
dem Gebiete der Raumplanung: Einen ersten Schritt auf
unser Ziel haben die eidgenössischen Räte im Jahre 1972
mit dem dringlichen Bundesbeschluss auf dem Gebiete
der Raumplanung getan. Die Kantone hatten innert weni-
ger Monate provisorische Schutzgebiete zu bezeichnen,
in denen die Besiedlung und Ueberbauung eingeschränkt
oder gar unterbunden wird. Zweck dieses «Feuerwehrein-
satzes» war, die unversehrte Landschaft zu schützen, aus-
reichende Erholungsräume sicherzustellen und die Men-
schen vor Naturgewalten zu bewahren. Die sofortige Aus-
scheidung der Schutzgebiete war eine wichtige provisori-
sche Massnahme, die bis Ende 1975 Geltung hat. Damit
soll die kommende Raumplanung sichergestellt werden.
Man wollte verhindern, dass die raumplanerischen Absich-
ten der Behörden durch wilde und spekulative Machen-
schaften vereitelt und präjudiziert werden können. Wenn
auch die Schutzgebiete nur eines der verschiedenen Ge-
biete darstellen, in die unser Raum einzuteilen ist, so ist
es doch ein wesentlicher Teil der natürlichen Grundlagen,
die für das menschliche Leben nötig sind und daher drin-
gend vor Zerstörung geschützt werden müssen. Diese pro-
visorische Massnahme hatte angesichts der bedenklichen
Entwicklung, die sich überall abzeichnet, vordringlichen
Charakter. Sie wird aber durch die im ordentlichen Verfah-
ren zu erlassende Raumplanung abzulösen sein. Die Kan-
tone wurden durch den dringlichen Bundesbeschluss ver-
anlasst, eine Planungsorganisation heute schon aufzubau-
en, die es ihnen erlauben wird, nach dem Inkrafttreten des
Raumplanungsgesetzes unverzüglich die Raumplanung zu
realisieren.
Und nun zum Entwurf für ein Raumplanungsgesetz: In
Nachachtung des bindenden Verfassungsmandates haben
der Bund und dann auch die Kantone die nötigen Ausfüh-
rungsgesetze zum Raumplanungsartikel zu erlassen. Das
jetzt zu beratende Bundesgesetz über die Raumplanung
ist nicht nur das erste dieser Art, sondern hat eine ganz
grundlegende Bedeutung für die Raumplanung überhaupt.
Es ist wohl in relativ kurzer Zeit, aber trotzdem sehr sorg-
fältig vorbereitet worden. Eine Arbeitsgruppe unter alt Re-
gierungsrat Kim hat die raumplanerischen Aufgaben des
Bundes, insbesondere die materiellen Grundsätze für die
räumliche Entwicklung, sowie die organisatorischen Pro-
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blême untersucht und in einem Bericht vom Dezember
1970 dem Bundesrat Vorschläge unterbreitet.
Gleichzeitig arbeitete eine Expertenkommission unter dem
Vorsitz von Herrn Nationalrat Schürmann einen Gesetz-
entwurf aus, der mehr verfahrensmässige und organisato-
rische Vorschriften enthält. Diese Unterlagen wurden allen
interessierten Instanzen und Verbänden zur Stellungnah-
me unterbreitet. Das Vernehmlassungsverfahren ergab
weitgehende Zustimmung. Gestützt auf die eingegangenen
Anregungen hat der Bundesrat den Gesetzentwurf noch
ergänzt und geändert.
Nachdem der Ständerat in der Frühjahrssession 1973 den
Gesetzentwurf durchberaten hatte, trat unsere Kommis-
sion - ohne Gegenantrag - auf die Vorlage ein. Sie hat
das Gesetz an zwölf Arbeitstagen eingehend behandelt
und die damit zusammenhängenden Fragen gründlich ge-
prüft. Ausser dem Vorsteher des Eidgenössischen Justiz-
und Polizeidepartementes, Herrn Bundesrat Purgier, stan-
den seine Sachbearbeiter, insbesondere der Delegierte für
Raumplanung, Herr Professor Rotach, und seine Stellver-
treter, Professor Vouga und Fürsprecher Baschung, sowie
Professor Nationalrat Schürmann als Experte der Kommis-
sion zur Verfügung. All diesen Herren gebührt für ihre
sachkundige und bereitwillige Mitarbeit der beste Dank.
Die Schwierigkeiten bei der Rechtsetzung über die Raum-
planung liegen vor allem darin, dass es sich weitgehend
um Neuland handelt, das gesetzgeberisch zu kultivieren
ist. Wie Sie aus der Fahne ersehen können, stellt Ihre
Kommission eine Reihe von redaktionellen und materiellen
Abänderungsanträgen gegenüber der ständerätlichen Fas-
sung. Sie hat zudem mehrheitlich beschlossen, den syste-
matischen Aufbau des Gesetzes zu ändern. Im zweiten
Teil der Vorlage mit dem Titel «Raumordnung» sollen der
erste und der zweite Abschnitt vertauscht werden, indem
die Aufgaben des Bundes (Art. 22 bis 30) denjenigen der
Kantone (Art. 6 bis 21) vorangestellt werden. Diese Umstel-
lung der beiden Abschnitte wurde aber in der Fahne nicht
berücksichtigt, da sonst die Uebersicht für die Beratung
völlig verlorengegangen wäre. Es wird darüber in der
Detailberatung noch zu sprechen und zu beschliessen
sein.
Bevor ich näher auf die Vorlage eingehe, möchte ich Ih-
nen einen Ueberblick über den Inhalt des Gesetzes geben.
Es enthält in erster Linie Grundsätze für die Raumplanung.
Diese sind massgebend für die von den Kantonen zu er-
lassenden Planungen. Dabei handelt es sich, entspre-
chend dem umfassenden Begriff der Raumplanung, auch
um Vorschriften, die die Aufstellung der Pläne erleichtern
und deren Durchführung ermöglichen. Ausser diesen ma-
teriellen Grundsätzen enthält der Gesetzentwurf auch
solche formeller Natur, wie den organisatorischen Aufbau
der Raumplanung und das Verfahren zur Ausarbeitung
und Verwirklichung der Planung. So schreibt der Bund
die durchgehende Planung vor, d. h. vertikal von unten
nach oben und umgekehrt, wie auch horizontal auf der
Ebene der Kantone und der verschiedenen Sachplanun-
gen. Das alles gehört zur Rechtsetzungskompetenz des
Bundes, der allgemeine Vorschriften zu erlassen hat, je-
doch keine Details regeln kann, was den Kantonen vorbe-
halten ist. Abgesehen von diesen materiellen und formel-
len Grundsätzen, die den Inhalt der Raumplanung betref-
fen, enthält der Gesetzentwurf Bestimmungen über die
Massnahmen des Bundes zur Förderung der Raumplanung
und der Infrastruktur der Kantone, insbesondere der Er-
schliessung und der Ausstattung der Siedlungsgebiete.
Einen wichtigen Teil bilden sodann die Vorschriften über
den volkswirtschaftlichen Ausgleich, die Abgeltung und
die Entschädigung; endlich sind auch die Normen über
die Aufsicht des Bundes sowie die Koordination und Zu-
sammenarbeit des Bundes mit den Kantonen von grosser
Tragweite. Während die ausführenden Gesetzesbestim-
mungen über die Förderung der kantonalen und kommu-
nalen Planung und über die Koordination keine grossen
verfassungsrechtlichen Probleme aufwerfen, ist die Aus-

führung der in Artikel 22quater BV auf Grundsätze be-
schränkten Rechtsetzungskompetenz nicht sehr einfach.
Es stellte sich daher die Frage, ob der Gesetzentwurf
durch den Verfassungsartikel in allen Teilen gedeckt sei.
Die Professoren Nationalrat Aubert und Jagmetti haben in
ihrem Rechtsgutachten vom 28. Mai 1970 sowie in einem
Ergänzungsgutachten vom 15. Januar 1972 die Verfas-
sungsmässigkeit in allen wesentlichen Punkten bejaht.
Diese war in der Kommission nicht grundsätzlich bestrit-
ten. Ich kann daher darauf verzichten, auf Einzelheiten
einzutreten und halte lediglich fest, dass die Grundsatzge-
setzgebung dem Bunde nicht nur das Recht verleiht, An-
weisungen an die Kantone zu erteilen, sondern auch Vor-
schriften aufzustellen, die den einzelnen unmittelbar ver-
pflichten und die sich direkt anwenden lassen. Das ent-
spricht dem Begriff der Oberaufsicht, die der Bund über
die Kantone ausübt. Hingegen darf der Bund keine unmit-
telbar raumwirkenden Massnahmen ergreifen, wie auch
Massnahmen siedlungs- oder wirtschaftspolitischer Natur
den Kantonen vorbehalten bleiben. Bei diesen verfas-
sungsrechtlichen Anmerkungen lasse ich es für heute be-
wenden.
Da die Raumplanung zweifellos dem Grundeigentum er-
hebliche Beschränkungen bringen wird, ist es richtig, dass
der Gesetzentwurf auch Vorschriften über die formelle
und materielle Enteignung und die Entschädigungsfrage
enthält.
Gleichzeitig mit dem Raumplanungsartikel wurde die
Eigentumsgarantie in unserer Verfassung verankert
(Art. 22ter BV). Dies brachte zwar keine grundsätzlichen
Neuerungen, sondern kodifizierte lediglich die vom Bun-
desgericht entwickelte Praxis zu diesem vorher unge-
schriebenen Verfassungsrecht. Das Eigentum an Grund
und Boden hat danach keinen absoluten Charakter; viel-
mehr kann es zugunsten des Allgemeinwohls einge-
schränkt werden. Im öffentlichen Interesse sind Enteignun-
gen - gegen Entschädigung - und Eigentumsbeschränkun-
gen - in der Regel ohne Entschädigung - zulässig, wenn
sie gesetzlich vorgesehen sind.
Eine wesentliche planerische Massnahme bildet die Eintei-
lung des Landes in verschiedene Zonen, in denen in der
Regel nur eine entsprechende Nutzung zulässig ist. Das ist
völlig unabdingbar, um eine geordnete Besiedlung und
zweckmässige Nutzung des Bodens zu erzielen. In diesen
durch die Raumplanung bedingten Eigentumsbeschrän-
kungen kommt die Sozialbindung des Grundeigentums ge-
genüber der Allgemeinheit zum Ausdruck.
Auf der anderen Seite darf nicht übersehen werden, dass
das Raumplanungsgesetz, abgesehen von allfälligen Ent-
schädigungen an den Eigentümer, ganz erhebliche Abgel-
tungen an bestimmte Gemeinwesen oder benachteiligte
Regionen vorsieht sowie einen volkswirtschaftlichen Aus-
gleich für die Leistungen und Auflagen der Landwirtschaft
zugunsten der Raumplanung. Das Nähere über diesen
volkswirtschaftlichen Ausgleich kann aber nicht im Raum-
planungsgesetz geregelt werden, sondern muss in Spezial-
gesetzen erfolgen, wie z. B. im gegenwärtig bei den eidge-
nössischen Räten in Beratung stehenden Bundesgesetz
über die Investitionshilfe für Berggebiete.
Die Ziele der Raumplanung sind so wichtig, dass ich dar-
über doch noch einige Ausführungen machen muss. Wie
bereits gesagt, bezweckt die Raumplanung, den Trend der
Besiedlung unseres Landes in den Griff zu bekommen und
die Entwicklung auf eine bestimmte Raumordnung hinzu-
lenken. Sie muss ein noch festzulegendes Zukunftsbild der
Schweiz anvisieren, das eine geordnete Besiedlung und
eine zweckmässige Nutzung des Bodens gewährleistet.
Diese durch die Verfassungsartikel gegebene allgemeine
Zielsetzung soll im Ausführungsgesetz, das wir in Bera-
tung haben, konkretisiert und in Grundsätze gekleidet wer-
den. Zu diesem Zwecke haben Bund und Kantone Unter-
suchungen über die verschiedenen künftigen Möglichkei-
ten der Besiedlung und der Nutzung anzustellen und, ge-
stützt darauf, sogenannte Leitbilder auszuarbeiten, auf die
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die Raumplanung auszurichten ist. Das Institut für Orts-,
Regional- und Landesplanung hat bereits eine Reihe von
solchen Leitbildern entworfen und zur öffentlichen Diskus-
sion gestellt. Es handelt sich dabei um Varianten, wie man
sich in der Zukunft eine geordnete Besiedlung des Landes
und eine zweckmässige Nutzung des Bodens vorstellen
könnte. Der Entscheid darüber, welches dieser Bilder aus-
gewählt und angestrebt werden soll, ist nicht Sache der
Fachleute, sondern der politischen Behörden.
Zu Beginn dieses Jahres hat der Bundesrat das Gespräch
mit den Kantonsregierungen über diese Leitbilder aufge-
nommen. Es liegt ihm ein Entwurf der Chefbeamtenkonfe-
renz des Bundes zugrunde, das neben den Leitbildvarian-
ten des Institutes für Orts-, Regional- und Landesplanung
auch die Ergebnisse der Untersuchungen der Arbeitsgrup-
pe Perspektivstudien und die vom Ständerat im Zweckarti-
kel eingefügten Grundsätze berücksichtigt. Denn je nach
dem Zukunftsbild der Schweiz, auf das man sich festlegt,
sind entsprechende materielle Grundsätze gesetzlich zu
fixieren. Im Entwurf des Bundesrates zum Raumplanungs-
gesetz waren nur wenige Grundsätze materieller Art ent-
halten. Der wohl wichtigste Planungsgrundsatz im Gesetz
ist die Ausscheidung von Bauland und Nicht-Bauland. Dies
erfolgt in der Weise, dass die Kantone angewiesen wer-
den, ihr Territorium in verschiedene Nutzungsgebiete ein-
zuteilen. Als Siedlungsgebiet darf nur Land ausgeschieden
werden, das sich dafür eignet und bereits weitgehend
überbaut ist, oder innert längstens 20 bis 25 Jahren benö-
tigt wird und erschlossen werden kann. Innerhalb dieses
Siedlungsgebietes ist die eigentliche Bauzone auszuschei-
den, die längstens innert 10 bis 15 Jahren für die Ueber-
bauung benötigt und innert dieser Frist erschlossen wird.
Ausserhalb dieser Bauzonen dürfen - und das ist nun das
Entscheidende für diese Ausscheidung von Bauland und
Nicht-Bauland - nur Bauten errichtet werden, die dem
spezifischen Zweck der betreffenden Nutzungszone ent-
sprechen. Damit wird das Nicht-Bauland vom Bauland ge-
schieden. Um dem Raumplanungsgesetz noch mehr mate-
riellen Gehalt zu geben, hat der Ständerat in Artikel 1
Absatz 2 eine Reihe von weiteren Grundsätzen aufgenom-
men, denen die nationalrätliche Kommission zustimmte
und im übrigen noch einige Ergänzungen und Präzisierun-
gen anfügte. Eines dieser Prinzipien gibt der Raumplanung
bereits eine ganz bestimmte Richtung. Darnach hat sie
eine Dezentralisation der Besiedlung mit regionalen und
überregionalen Schwerpunkten zu fördern. Damit werden
bereits einige extreme Varianten ausgeschieden, nämlich
die Entwicklung jedes Dorfes und jeder Gemeinde, und auf
der anderen Seite auch die Zusammenballung der Bevöl-
kerung in wenigen Zentren, Diese Begrenzung und Len-
kung des Wachstums wird durch den Zusatz der national-
rätlichen Kommission noch unterstrichen, wonach die Ent-
wicklung der grossen Städte auf dieses Ziel der Dezentra-
lisation hinzulenken ist. Ferner wird ebenfalls im Artikel 1
Absatz 2 ausdrücklich der Ausgleich zwischen städtischen
und ländlichen, zwischen wirtschaftlich schwachen und
starken Gebieten gefordert.
Mit diesen paar wenigen Zielsetzungen wird das künftige
Gesicht der Schweiz bereits in den Umrissen irgendwie
erkennbar. Es muss eine langfristige Konzeption erarbeitet
werden, wie der schweizerische Raum in Zukunft ausse-
hen soll. Dementsprechend sind weitere materielle Grund-
sätze zu erlassen, was nach Artikel 23 des Entwurfes in
einem späteren Gesetz erfolgen wird. Es kann also nicht
alles an materiellen Grundsätzen bereits im Raumpla-
nungsgesetz enthalten sein. Die Arbeitsgruppe Kim hat
etwa zwei Dutzend solcher Grundsätze entwickelt, die der
Raumplanung Ziel und Richtung geben sollen.
Nun noch ein paar Ausführungen zu den raumplaneri-
schen Aufgaben des Bundes und der Kantone. Das Raum-
planungsgesetz verpflichtet Bund und Kantone zur Zusam-
menarbeit. Beide Gemeinwesen sind gehalten, ständig und
durchgehend zu planen und ihre Planungen aufeinander
abzustimmen. Sie haben bei ihrer ganzen Gesetzgebungs-

und Verwaltungstätigkeit den Erfordernissen der Raumpla-
nung Rechnung zu tragen. So sind die Kantone gehalten,
Gesamtrichtpläne aufzustellen, die verschiedene Teilricht-
pläne umfassen. Darin soll die zukünftige Entwicklung
der Besiedlung und der Nutzung zum Ausdruck kommen,
und es sind die übrigen Grundsätze des Bundes zu beach-
ten. Diese Gesamtrichtpläne bedürfen der Genehmigung
des Bundesrates, der nicht nur die Einhaltung des Bun-
desrechtes, sondern vor allem die Koordination mit dem
Bund, mit den anderen Kantonen und sogar mit dem be-
nachbarten Ausland zu prüfen hat. Gestützt auf die geneh-
migten Richtpläne haben die Kantone dann die Nutzungs-
pläne zu erlassen, die für die Grundeigentümer in dem
Sinne verbindlich sind, dass darin die Nutzung in den
einzelnen Zonen festgelegt wird.
Besondere Probleme wirft die Bauzone auf, in die inner-
halb des Siedlungsgebietes nur so viel Land eingeteilt
werden darf, als den Bedürfnissen der nächsten 10 bis 15
Jahre entspricht und innert dieser Frist auch erschlossen
werden kann. Diese planerisch richtige Beschränkung des
Baugebietes erfordert auf der anderen Seite eine zeitge-
rechte Erschliessung, damit genügend baureifes Land zur
Verfügung steht. Das Raumplanungsgesetz auferlegt daher
den zuständigen kantonalen Behörden die Pflicht, die Bau-
zonen rechtzeitig zu erschliessen. An die dadurch entste-
henden Kosten des Gemeinwesens haben die Grundeigen-
tümer Beiträge zu leisten, wie auch der Bund hier helfend
und fördernd eingreifen kann.
Um die Bodenhortung zu bekämpfen, schlägt die national-
rätliche Kommission vor, die Fälligkeit der Grundeigentü-
merbeiträge grundsätzlich nach vollendeter Erschliessung
festzusetzen. Darüber hinaus hat der Bund die Aufgabe,
die planerischen Vorkehren der Kantone zu fördern. Das
geschieht mit Rat und Tat, insbesondere durch finanzielle
Erleichterungen bei der Erschliessung und Ausstattung
des Siedlungsgebietes, ja sogar für Landerwerb zu Raum-
planungszwecken. Und endlich obliegt dem Bund die
Koordination der kantonalen Planung untereinander und
die Koordination auch mit den Sachplanungen des Bun-
des, wobei der Bund bei der Erfüllung seiner eigenen
Aufgaben auf die Erfordernisse der kantonalen Planung
Rücksicht nehmen muss. Das sind im wesentlichen die
raumplanerischen Aufgaben des Bundes und der Kantone,
die ineinander greifen, und aus denen heraus die Raum-
planung Schweiz entstehen soll.
Nun noch ein paar Hinweise auf die bodenrechtlichen
Instrumente: Im Raumplanungsgesetz sind einige Instru-
mente vorgesehen, die nötig sind, um die angestrebte
Raumordnung durchzusetzen, und die ermöglichen sollen,
dass diese Raumordnung nicht ein schöner Wunschtraum
bleibt. Das Raumplanungsgesetz stellt eine Reihe von sol-
chen Instrumenten zur Verfügung, die der Durchführung
der Nutzungspläne dienen sollen, wie z. B. die Güterzu-
sammenlegung. Wenn die anderen Mittel hiefür nicht ge-
nügen, ist auch das Enteignungsrecht gegeben. Die Expro-
priation darf auch eingesetzt werden, um baureifes Land
seinem Bestimmungsort zuzuführen. Dadurch soll verhin-
dert werden, dass der Boden, der mit Hilfe der öffentli-
chen Hand erschlossen worden ist, der Bebauung entzo-
gen und gehortet wird, was zu einer spekulativen Preis-
steigerung missbraucht werden kann. Ein Antrag, ein be-
schränktes gesetzliches Vorkaufsrecht des Gemeinwesens
an Grundstücken einzuführen, die für öffentliche Bauten
und Anlagen benötigt werden, blieb in der Kommission in
der Minderheit. Nach dem Gesetzentwurf sollen Mehr-
werte an Grundstücken, die durch planerische Vorkehren
der öffentlichen Hand und ohne das Dazutun des Grundei-
gentümers entstehen, in angemessener Weise zugunsten
der Allgemeinheit erfasst werden. Diese neue Einrichtung
der Mehrwertabschöpfung wurde von Ihrer Kommission
grundsätzlich gutgeheissen. Um dahin zu wirken, dass das
Land nicht gehortet, sondern bald seinem Bestimmungs-
zweck zugeführt wird, soll die Erhebung dieser Abgabe bei
unüberbautem Boden grundsätzlich mit der Realisierbar-
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keit gegeben sein. Da in den meisten Kantonen bereits
Grundstückgewinne besteuert werden, wird der Einbau der
Mehrwertabschöpfung in das kantonale System eine be-
sonders schwierige Aufgabe der Anschlussgesetzgebung
in den Kantonen sein. Man muss sich natürlich fragen, ob
alle diese bodenrechtlichen Instrumente genügen, um die
Raumplanung wirksam durchzusetzen und den Grundübeln
der heutigen Entwicklung auf den Leib zu rücken sowie
der Streubauweise, der Entvölkerung ganzer Regionen und
der Zusammenballung der Bevölkerung in wenigen Agglo-
merationen entgegenzuwirken.
Währenddem in der Landwirtschaftszone wohl eine Beru-
higung der Liegenschaftspreise eintreten wird, ist es zwei-
felhaft, ob im Baugebiet der spekulative Preisauftrieb ge-
stoppt und eine Dämpfung der Preise für Land und Bauten
herbeigeführt werden kann.
Ich komme damit zum Schluss: Mit dem vorliegenden Ge-
setz soll eine dringende Aufgabe unserer Zeit, die Raum-
planung, angepackt und unter Wahrung der rechtsstaatli-
chen und demokratischen Prinzipien durchgeführt werden.
Es sind die nötigen Massnahmen zu ergreifen, um eine
geordnete Besiedlung und zweckmässige Nutzung unseres
Bodens herbeizuführen. Nur durch eine vernünftig gestal-
tete Raumplanung kann ein erträgliches Zusammenleben
unseres Volkes in der Zukunft gewährleistet werden.
Im Namen der Kommission, in der kein Antrag auf Nicht-
eintreten gestellt wurde und die der Vorlage mit grosser
Mehrheit zustimmte, beantragte ich Ihnen, auf den Gesetz-
entwurf einzutreten.

M. Copt, rapporteur: Légiférer a été de tout temps une tâ-
che difficile et délicate. Légiférer dans une matière nou-
velle et encore pleine d'inconnues ajoute à la difficulté.
Mais lorsqu'il s'agit de le faire en plusieurs langues, c'est-
à-dire - à l'exemple de la Suisse - en deux langues
principales, l'allemand et le français, cela devient un véri-
table casse-tête. Votre commission s'en est si bien rendu
compte qu'il ne lui a pas fallu moins de douze jours de
séances d'un travail intensif pour venir à bout de l'étude
du projet de loi pourtant déjà décortiqué et adopté par le
Conseil des Etats le 20 mars 1973, douze jours sans comp-
ter un jour de travail d'une commission de rédaction ad
hoc pour polir le texte.
Nous avons siégé principalement à Berne mais aussi à
Weggis, à Bulle et à Faido, en présence du chef du Dé-
partement de justice et police, M. Furgler, et de l'auteur-
expert du projet, notre collègue M. Schürmann. M. Furgler
était assisté de ses collaborateurs: M. Kern, directeur sup-
pléant de la Division de justice, de M. Rotach, délégué à
l'aménagement du territoire, et des collaborateurs de ce
dernier, MM. Baschung et Vouga. La première séance, dite
d'information, eut lieu le 15 février 1973 déjà à Berne, alors
que le Conseil des Etats n'avait pas encore pris sa déci-
sion finale. Il l'a prise le 20 mars 1973, tandis qu'il avait
voté l'entrée en matière le 19 décembre 1972 déjà. Vous
vous souvenez qu'une session extraordinaire avait été pré-
vue du 29 octobre au 2 novembre 1973, pour permettre au
Conseil national d'examiner la présente loi. Grâce à un
très grand travail, surtout de l'administration, votre com-
mission aurait été prête à rapporter pour cette date. La
conférence des présidents de groupe ayant décidé de
renvoyer la session extraordinaire au 28 janvier 1974, les
dernières séances de la commission n'eurent lieu à Berne
que les 29 et 30 octobre 1973; les fêtes de fin d'année ont
ainsi permis aux rapporteurs de travailler avec moins de
hâte et plus de calme.
Ce fut pour tous un très gros travail de préparation. Sur-
tout pour M. Furgler et ses collaborateurs, que la commis-
sion remercie vivement et sincèrement, y compris ceux qui
font le travail obscur et ingrat mais combien nécessaire
de tenir le procès-verbal. Personnellement, je remercie
mes collègues de la commission, surtout notre président,
de leur travail approfondi, minutieux et méticuleux même.
Le procès-verbal pèse près de 2 kilos et les propositions

d'amendement environ 1 kilo. Je fais une mention spéciale
pour notre collègue M. Bonnard, dont le travail, la con-
naissance de la matière ainsi que les capacités juridiques
et linguistiques ont rendu à la commission les plus pré-
cieux services.
Nous vous livrons aujourd'hui le résultat de nos cogita-
tions. Il n'est pas parfait. Il peut encore être modifié par
nos travaux en plénum. C'est le jeu démocratique. Nous
croyons cependant avoir fait le tour du problème et, tel
que nous vous le présentons, c'est un projet qui se tient
tant quant à la forme que quant au fond. Quant au fond,
les propositions de majorité ne créent pas de divergences
fondamentales avec le Conseil des Etats. Le travail de
votre commission a été surtout un travail d'approfondisse-
ment. Les divergences consistent en général en précisions,
éclaircissements, compléments et meilleure rédaction.. J'y
reviendrai dans l'examen de détail. Pour l'instant, dans le
rapport d'entrée en matière, je me contente d'attirer votre
attention sur quelques points vraiment fondamentaux qui
ont retenu l'attention de votre commission. Les discus-
sions dans le public et les travaux au plénum du Conseil
des Etats ont braqué l'attention du public sur l'expropria-
tion (art. 43), le prélèvement de la plus-value (art. 45), la
compensation économique et le dédommagement
(art. 55a). Ce sont là des points importants certes mais, je
dirai, malgré tout de détail. Nous ne nous en sommes
peut-être pas aperçu tout de suite - le débat sur l'entrée
en matière fut surtout consacré aux articles que je viens
de citer - mais bien au fur et à mesure que nous avan-
cions dans l'étude de la loi. C'est ainsi qu'arrivés aux
articles 22 et 23, le problème déjà abordé à l'article 1er se
posait à nouveau. La loi dont nous discutions était-
elle finalement conforme à la norme constitutionnelle prin-
cipale - je reviendrai plus loin sur les autres - savoir celle
de l'article 22quater adoptée par le peuple et les cantons
le 14 septembre 1969? Le problème se reposait parce qu'à
l'article 23 on trouvait - on trouve encore d'ailleurs - deux
termes en langue allemande pour désigner l'expression
française «aménagement du territoire»: au 1er alinéa,
«Raumplanung» et, au 2e alinéa, «Raumordnung». Notre
collègue M. Schlumpf, spécialiste s'il en est, fit remarquer
que l'article constitutionnel 22quaier, 1er alinéa, ne donne
le droit à la Confédération de n'édicter que des principes
applicables à la «Raumplanung», c'est-à-dire à la procé-
dure et aux méthodes d'aménagement, et non à la «Raum-
ordnung», c'est-à-dire au contenu même de l'aménage-
ment. Après discussion, on se mit vite d'accord pour dire
que, si la «Raumordnung» est en quelque sorte le résultat
de la «Raumplanung», il n'y a pas d'opposition ni de con-
tradiction fondamentale entre les deux termes.
Malgré tout, et c'est intéressant, on modifia le 2e alinéa de
l'article 23 non pas en remplaçant «Raumordnung» par
«Raumplanung» mais en parlant de «eine Grundlage», en
français «une des bases de l'aménagement du territoire»
au lieu de «la base de l'aménagement du territoire». Mais
le problème était posé. Il se pose et il faut l'examiner de
plus près car, aux articles 21, 22 et 23, il existe une propo-
sition de minorité en rapport avec lui. Le 5 mars 1969, au
Conseil national, notre-collègue d'alors, M. Galli, qui rap-
portait en français sur les articles constitutionnels 22ter
et 22quater, étant arrivé au terme des débats parlementaires
sur cet objet, qui durèrent entre les deux chambres de
décembre 1967 à mars 1969 - le vote final eut lieu le
21 mars 1969 - disait textuellement: «Je me réfère à une
phrase que j'avais dite au cours de mon rapport. La tor-
ture de l'interprétation a déjà commencé et tout le monde
s'est ingénié aujourd'hui à faire dire au texte constitution-
nel ce qu'il désire lui-même, tout ce qu'il veut lui-même, en
oubliant qu'éventuellement ce sera au cours de la discus-
sion de la loi que tout sera décidé.»
Il convient donc aujourd'hui de décider définitivement en
donnant en quelque sorte une interprétation authentique
de l'article 22quater, 1er alinéa, ainsi conçu: «La Confédé-
ration édicté par la voie législative des principes applica-
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blés au plan d'aménagement que les cantons seront appe-
lés à établir en vue d'assurer une utilisation judicieuse du
sol et une occupation rationnelle du territoire.» Pour ce
faire, il faut se rapporter aux débats parlementaires et
constater une fois de plus que les différences de langue
et les difficultés de traduction ne facilitent pas la création
de la législation. Au cours de ces débats, deux thèses
principales s'affrontèrent, si vous vous en souvenez. Celle
du Conseil fédéral et du Conseil des Etats, qui donnait à
la Confédération la compétence d'édicter des règles appli-
cables à l'aménagement du territoire en général, et celle
du Conseil national, qui n'accordait cette compétence que
pour les plans de zone. Ce qui ajoutait à la difficulté,
c'est que, pour rendre l'expression française «aménage-
ment du territoire», la langue allemande n'utilisait pas
encore le terme de «Raumplanung» mais deux autres ter-
mes: «Erschliessung» et «Besiedlung», qui signifient, sem-
ble-t-il, respectivement en français «équipement» pour
«Erschliessung» et «occupation, colonisation, urbanisa-
tion» pour «Besiedlung». A la session d'automne de 1968,
le Conseil national tenta un compromis. Il maintenait que
les règles de la Confédération ne s'appliqueraient qu'aux
plans de zone et consentait à ce que la Confédération
puisse édicter des «Richtlinien», soit des «lignes direc-
trices», donc non obligatoires, sur l'aménagement du terri-
toire en général. Mais à la session d'hiver 1968, le Conseil
des Etats a mis sur pied in extremis le texte actuel de
l'article 22quater, texte auquel se rallia le Conseil national
le 5 mars 1969 avec une légère modification, à savoir que
le terme allemand «Grundsätze» fut traduit en français par
«principes» au lieu de «règles générales». Le Conseil des
Etats ratifia cette modification le 8 mars 1969.
En conséquence, que peut-on tirer de ces délibérations
pour l'interprétation du texte constitutionnel? 1° L'amé-
nagement du territoire concrétisé par des plans d'amé-
nagement ne se confond pas avec de simples plans de
zones. La thèse des Etats l'a emporté. Il s'agit d'une no-
tion plus vaste, englobant «toutes les activités humaines
qui s'exercent sur le sol, telles que: habitat, travail, repos,
loisirs, vacances, etc., de manière que chacune d'elles
puisse être exercée de la façon la plus complète, la plus
rationnelle, la plus économique et la plus humaine possi-
ble, sans être gênée par les autres ni les gêner non plus»,
selon la définition du Comité suisse d'action pour un nou-
veau droit foncier; 2° l'expression française «aménage-
ment du territoire» recouvre exactement cette notion et il
faut la traduire par l'expression allemande «Raumplanung»
sans s'achopper à la distinction subtile entre «Raumpla-
nung» et «Raumordnung»; 3° en conséquence, la Confé-
dération doit édicter par voie législative des principes
applicables non seulement aux plans de zones, mais à
l'ensemble de l'aménagement du territoire; 4° ces prin-
cipes sont en fait des règles générales obligatoires, au
contraire des directives qui ne sont que des recommanda-
tions.
C'est ainsi que, lorsque la présente loi parle expressément
- je dis ceci d'une façon générale et je vous prie de bien
vouloir le retenir - lorsque la présente loi parle expressé-
ment de «directives», par exemple à l'article 34, 3e alinéa,
il ne s'agit pas d'obligations, mais de recommandations.
Lorsqu'il s'agit d'obligations, la loi parle de «principes».
Ainsi tout est tiré au clair; dans la préparation de la
présente loi, il s'est pourtant passé un phénomène remar-
quable. Sans doute impressionné par la longue résistance
du Conseil national, paradoxalement plus restrictif que les
Etats, et peut-être par le vote du peuple qui n'accepta
l'article constitutionnel que par 286282 oui contre 225536
non, avec une participation de 32,9 pour cent, le Conseil
fédéral a proposé, le 31 mai 1972, un projet que je qualifie-
rai de «restreint». Il s'en explique d'ailleurs dans les
pages 4 et 5 du message, en concluant: «En résumé, on
peut constater que, dans l'esprit du pouvoir constituant, la
loi d'exécution devait essentiellement prévoir des zones
d'affectation, principalement des zones agricoles, et en rela-

tion avec les zones des règles d'organisation et des règles
de fond.» C'est ainsi que le Conseil fédéral, tout en invo-
quant dans le préambule une panoplie d'articles constitu-
tionnels - d'ailleurs complétée par les Etats - qui renfor-
cent utilement la base constitutionnelle et démontrent l'im-
portance fondamentale de la loi et son caractère très
général, avait par son article 1er restreint en quelque sorte
la portée de la loi au plan de zones. A l'article 23, il
prévoyait l'établissement ultérieur par la voie législative,
d'autres principes généraux fondamentaux. En attendant,
il proposait d'établir des lignes directrices, donc non obli-
gatoires, pour les plans directeurs généraux des cantons
et pour les plans spéciaux de la Confédération, conformé-
ment à l'article 79, 2e alinéa.
D'emblée, le Conseil des Etats se montra moins timide, en
incorporant l'article 79, 2e alinéa, à l'article 1er, 2e alinéa,
et en modifiant en conséquence les articles 22, 23 et
79. Votre commission vous recommande de suivre sur ce
point les Etats en vous proposant une version complétée
de l'article 1er, 2e alinéa. C'est là le premier point impor-
tant qu'il faut avoir présent à l'esprit en étudiant la pré-
sente loi. Il y a entre le projet du Conseil fédéral et celui
que nous vous présentons une différence que j'estime
fondamentale. En effet, le Conseil fédéral se contentait,
dans une première étape, de prévoir principalement la
zonification du territoire en abordant seulement par le
biais de «directives» à l'article 79, 2e alinéa, la planification
économique, qui aurait dû faire, selon le Conseil fédéral,
l'objet d'études ultérieures. Aujourd'hui, le projet donne
son plein sens à l'aménagement du territoire, à la «Raum-
planung», celui de zonification et de planification écono-
mique, et cela selon la méthode suisse, évidemment, fédé-
raliste et libérale, c'est-à-dire décentralisée avec un mé-
lange d'obligations et d'indications.
Puisque j'ai parlé de fédéralisme et de libéralisme, il con-
vient d'examiner maintenant deux autres problèmes fonda-
mentaux, car tout aménagement du territoire se heurte à
deux obstacles majeurs, la souveraineté cantonale et le
droit de propriété. La souveraineté cantonale: l'arti-
cle 22quater de la constitution est parfaitement clair et ne
comporte aucune équivoque sur le plan des compétences.
Si la Confédération doit établir des principes obligatoires
applicables à l'aménagement du territoire au sens large et
complet du terme, l'aménagement comme tel est la tâche
des cantons par ses plans directeurs généraux et, à l'inté-
rieur des cantons, la tâche des autorités compétentes se-
lon le droit cantonal, par les plans d'affectation.
De plus, la Confédération encourage et coordonne les
efforts des cantons et collabore avec eux. Elle tient
compte, dans l'accomplissement de ses propres tâches,
des besoins de l'aménagement national, régional et local
du territoire.
Si les choses sont claires en théorie, elles se compliquent
dans la pratique. Mais je dirai que, finalement, tout est
une affaire d'équilibre et qu'il suffit dans la pratique d'ap-
pliquer les règles non écrites du fédéralisme pragmatique
et évolutif dont nous avons une longue expérience et qui
ne nous a pas trop mal réussi jusqu'à maintenant.
Pour ce faire, il convient cependant de rappeler quelques
vérités premières: 1° l'aménagement du territoire, avant
d'être un instrument technique, est un moyen d'action
politique ressortissant à la gestion des affaires publiques
et comme tel il doit rester aux mains des autorités politi-
ques: Conseil fédéral, gouvernements cantonaux et autori-
tés compétentes selon le droit cantonal. 2° Les cantons et
a fortiori les communes ne peuvent plus remettre en dis-
cussion la nécessité de l'aménagement du territoire, qui
n'est plus d'ailleurs à démontrer. L'article ZZquater de la
constitution oblige la Confédération à édicter des prin-
cipes de droit matériel et les cantons à établir des plans
d'aménagement en vue d'assurer une utilisation judicieuse
du sol et une occupation rationnelle du territoire. 3° La loi
fédérale n'a pas à intervenir si ce n'est par un rappel
général dans le droit cantonal. C'est là l'affaire de chaque
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canton et, en dernier ressort, du Tribunal fédéral. Je m'ex-
pliquerai en prenant deux exemples dans la présente loi.
Une disposition particulière et précise, telle que celle pro-
posée par la minorité à l'article 9, 1er alinéa - je vous
laisse le soin de consulter cette proposition - est à mon
sens une immixtion mal venue de la Confédération dans le
droit cantonal, tandis qu'un rappel général tel que celui
proposé par la minorité à l'article 5 est, à mon avis, heu-
reux. En effet, c'est une réaffirmation, sous le chapitre des
principes juridiques fondamentaux, de l'autonomie com-
munale qui peut être très utile au Tribunal fédéral lui-
même en cas de recours. 4° II ne saurait être question,
par le biais de la loi sur l'aménagement du territoire, de
modifier la structure politique de la Confédération et des
cantons en créant des régions, des interrégions ou des
superrégions politiques. Ici se pose tout le problème ex-
trêmement compliqué et ambigu de ce que l'on appelle la
régionalisation et qui est prévu en quelque sorte à l'arti-
cle 1er, 2ealinéa, lettrée, ainsi conçu: «Encourager une
urbanisation décentralisée comprenant des centres régio-
naux et interrégionaux et orienter dans ce sens le déve-
loppement des grandes villes.» Il faut signaler ici que le
français parle d'«interrégions» tandis que l'allemand parle
d'«Ueberregion», et cette divergence-là nous n'avons pas
pu la liquider en commission malgré un vote.
Ce problème de la régionalisation, il faut l'aborder de
front et ne pas l'éluder. Il est évident que chaque com-
mune, chaque canton et même chaque Etat ne peuvent
aménager leurs territoires en vases clos, strictement à
l'intérieur de leurs limites territoriales. Mais il est non
moins évident que l'autonomie communale, la souveraine-
té cantonale et fédérale existent et sont garanties. Ici
aussi, résoudre l'inévitable tension entre le fédéralisme et
la planification est une question de mesure, d'équilibre,
c'est une tâche politique. Il est possible que l'avenir dé-
montre la nécessité de créer en Suisse des régions en
tant qu'entités territoriales, institutions démocratiques de
droit public, capables, selon le professeur Fleiner, d'assu-
mer des tâches en pleine souveraineté, dotées de pou-
voirs réels, disposant de moyens juridiques et financiers,
régions venant se superposer ou même remplacer la com-
mune, les districts et les cantons.
Mais alors il faut savoir que, pour qu'une telle région
puisse naître, la constitution fédérale et les constitutions
cantonales devront être modifiées en conséquence. Pour
l'instant, nous n'en sommes pas là. La régionalisation,
telle qu'elle est esquissée par le droit fédéral, est avant
tout économique et indicative. Elle ressortit au droit privé
par le biais de conventions intercommunales et intercanto-
nales, le cas échéant au droit public par le biais de con-
cordats ou de traités internationaux. Certes, puisque
l'aménagement du territoire c'est aussi la planification
économique, la Confédération devait adopter dans la pré-
sente loi un principe apte à répartir l'activité économique
et les revenus entre les régions. C'est ce que le Conseil
fédéral expose aux pages 46, 47 et 48 de la version fran-
çaise de son message. Sur la base des travaux de l'Insti-
tut pour l'aménagement du territoire de l'EPFZ, le Conseil
fédéral a opté entre les variantes extrêmes, savoir déve-
loppement concentré autour des grands centres, ou épar-
pillement maximal avec blocage des grands centres, pour
les variantes intermédiaires 4 ou 5, pour la décentralisa-
tion avec formation de centres de gravité urbains. C'est ce
principe qui est ancré à l'article 1er, 2ealinéa, lettrée. Et
il faut bien savoir que ce principe ne sera pas purement
indicatif. Il sera, lui, contraignant, du moins indirectement,
en ce sens que l'aide fédérale par exemple ne sera accor-
dée que s'il est respecté. Le projet de loi fédérale sur
l'aide en matière d'investissements dans les régions de
montagne en est un exemple concret. Ce projet de loi
illustre ce que le droit fédéral entend pour l'instant par
régionalisation et l'application du concept de décentralisa-
tion avec formation de centres de gravité. Il donne une
définition très simple de la région. Je cite: «Un groupe-

ment de communes étroitement unies géographiquement
et économiquement qui se proposent d'exécuter en com-
mun une partie de leurs tâches.» Il s'agit là des régions à
l'intérieur d'un canton. De là découle à mon sens, et cela
doit être valable pour la régionalisation dans le domaine
de l'aménagement du territoire, qu'une commune, par
exemple, peut faire partie de telle région pour l'exécution
en commun de certaines de ses tâches et d'une autre
pour l'exécution en commun d'autres tâches. Je sais que
là-dessus tout le monde n'est pas d'accord. Mais, à mon
sens, une telle souplesse est nécessaire.
J'en arrive au dernier problème fondamental: le droit de
propriété. C'est le plus sensible, celui qui touche directe-
ment l'individu dans ses droits et inquiète le plus l'opinion
publique. La propriété privée ou non des moyens de pro-
duction est la différence fondamentale entre le libéralisme
et le communisme, entre l'économie de marché libre et
l'économie collectiviste. Dans ce cadre, la propriété privée
ou non du sol est le point capital. On le voit bien à l'heure
actuelle en Suisse où l'aménagement du territoire, entré
dans sa phase concrète, se heurte inévitablement à la
propriété privée du sol. Deux solutions se présentent: éli-
miner l'obstacle en nationalisant ou municipalisant les
terres, ou le contourner en limitant le droit de propriété.
Ce qu'il faut bien savoir, c'est qu'en l'état actuel des
règles constitutionnelles, seule la deuxième solution est
légalement possible. En effet, en même temps que l'arti-
cle 22quater, le peuple et les cantons adoptaient l'arti-
cle 22ter ainsi conçu: «La propriété est garantie. Dans
la mesure de leurs attributions constitutionnelles, la Con-
fédération et les cantons peuvent, par voie législative et
pour des motifs d'intérêt public, prévoir l'expropriation et
les restrictions de la propriété. En cas d'expropriation et
de restriction de la propriété équivalant à l'expropriation,
une juste indemnité est due.» C'est donc non seulement
en conformité de l'article 22quater, mais en conformité de
l'article 22ter que nous devons légiférer aujourd'hui. Ce
dernier article n'a fait que codifier le droit non écrit, la
pratique appliquée jusqu'alors sur le plan fédéral. Qu'elle
était cette pratique, qui a été d'ailleurs définie par le.
Tribunal fédéral? La voici. Le droit de propriété, comme
d'ailleurs tout autre droit, n'est pas absolu. Le principe de
l'inviolabilité de la propriété ne garantit celle-ci que dans
les limites de la loi positive. «Le propriétaire d'une chose
a le droit d'en disposer librement dans les limites de la
loi», dit d'ailleurs l'article 641 du code civil suisse. Or le
législateur tant fédéral que cantonal a agi. C urti Forrer,
l'un des commentateurs du code civil suisse, écrivait déjà
en 1912: «C'est une des caractéristiques du droit moderne
d'augmenter toujours davantage les restrictions des droits
de propriété et cela en suite des tendances socialistes.»
C'est Curti Forrer qui parlait ainsi en 1912, mes chers
collègues socialistes. Les restrictions trouvent actuelle-
ment leurs bases constitutionnelles dans le 2e alinéa de
l'article 22ter ci-dessus cité. Elles sont de deux ordres, de
droit privé et de droit public, et peuvent être édictées
dans les deux secteurs par le législateur fédéral mais
aussi par le législateur cantonal. On les trouve, pour le
droit privé, dans le code civil suisse et ses lois annexes,
ainsi que dans les lois cantonales d'application et, pour le
droit public, dans la formidable, disparate et dispersée
législation de la Confédération et des cantons. Dans ce
maquis, une chatte aurait de la peine à retrouver ses
petits et voici que nous en rajoutons: loi sur la protection
des eaux, loi sur l'aménagement du territoire, loi sur la
protection de l'environnement en gestation. Alors, quid?
comme disent les juristes. En droit positif suisse, l'expro-
priation et les restrictions de la propriété sont légales à
trois conditions: une base légale claire, un intérêt public
évident, une juste Indemnité en cas d'expropriation ou de
restriction équivalant à l'expropriation.
Notre commission, ayant constaté que la loi proposée sa-
tisfaisait à ces trois conditions, notamment que l'intérêt
public est évident et indiscutable; il appartient d'ailleurs et,
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je le souligne, en principe au législateur de déterminer ce
qu'est l'intérêt public en un lieu et à un moment donné.
Par ailleurs, le critère de l'intérêt public peut être revu par
le Tribunal fédéral de cas en cas, du moins sous l'angle
de l'arbitraire. Votre commission donc n'a pas jugé néces-
saire d'entamer une discussion philosophique sur la no-
tion de propriété, c'est-à-dire sur ('«Institut garantie», et
estime que la loi est conforme également à l'article 22ter
S'il fallait pourtant aborder le sujet de ['«Institut garantie»,
c'est-à-dire de la protection de la notion même de la
propriété, je dirai personnellement que je défie quiconque
de justifier d'une façon convaincante au travers de l'his-
toire, de la religion, de la morale, du droit naturel le
caractère sacré, absolu, exclusif et intangible de la pro-
priété telle que nous l'avons conçue en général en Occi-
dent depuis la Révolution française. Au contraire, les sour-
ces que je viens de citer montrent:
1° Que la propriété est une institution profane, elle n'est
sacrée que dans la conception religieuse de Dieu seul
véritablement propriétaire.
2° Qu'elle n'a jamais été absolue, c'est-à-dire détachée
du contexte social, mais bien relative et rattachée à une
personne vivant en société. Par ailleurs des restrictions
légales ont existé de tout temps.
3° Que l'exclusivisme, l'exclusivité, ne résulte ni de la re-
ligion, si l'on songe au communisme de l'Eglise primitive,
ni de la morale, si l'on songe aux critères de la participa-
tion, d'ailleurs très à la mode aujourd'hui. Les biens de ce
monde, et plus particulièrement le sol terrestre, sont là
pour l'homme. Le principe de la participation veut donc
que tous les hommes aient fondamentalement droit à une
part de propriété ou d'usage des biens, déclare Arthur
Risch dans Problématique actuelle de la propriété dans une
perspective chrétienne.
4° Quant à l'intangibilité: Dans une thèse de 1961 intitulée
Aménagement du territoire et propriété privée, M. Jean-
Michel Roulin écrit ce qui suit: «L'égalité devant la loi
comme la garantie de la propriété sont des valeurs intan-
gibles. C'est à l'aménagement du territoire à s'y conformer
et non à ces libertés constitutionnelles de s'accomoder
des exigences du plan d'aménagement.» C'est juvénile et
déclamatoire. Je constate simplement que le droit positif
doit adapter l'ordre juridique aux modifications qui se
produisent dans la société et que, parfois, l'égalité géné-
rale devant la loi, non seulement l'égalité des proprié-
taires, postule un aménagement du droit de propriété.
Le 18 mai 1973 à Ölten, M. Purgier déclarait aux chefs des
directions cantonales responsables de l'aménagement du
territoire - vous me permetrez de vous citer, Monsieur le
conseiller fédéral -: «Le temps est révolu où l'on croyait
pouvoir se contenter de généreuses proclamations en fa-
veur de l'aménagement du territoire sans être en même
temps prêt à en tirer toutes les conséquences.»
Quelques jours plus tard, le 30 mai, M. Ravussin, conseiller
d'Etat vaudois, en séance du Grand Conseil, répondant
aux reproches de certains députés au sujet des mesures
urgentes concernant l'aménagement du territoire, s'écriait,
à en croire les journaux: «Le Conseil d'Etat défend la
propriété, mais il faut se rendre compte que les proprié-
taires devront, car les choses ont changé, s'adapter à de
nouvelles formes de jouissance et d'exploitation de leurs
biens.»
Cela dit, j'admets que la propriété privée, ou mieux la
propriété personnelle, c'est-à-dire liée à une personne vi-
vant en société, étant la source de toute liberté, comme
de toute création personnelle, non seulement doit être
garantie, mais que l'on ne doit pas, à force de contourner
l'obstacle, comme je l'ai dit tout à l'heure, vider le droit de
sa substance par trop de restrictions même si, à mon
sens, ces restrictions doivent être considérées comme
partie intégrante de la propriété et non comme un corps
étranger greffé sur elle. Avec îa loi sur l'aménagement du
territoire, nous n'en sommes pas là. Permettez-moi encore,
avant de terminer, quelques réflexions finales.

L'aménagement du territoire est, par excellence, une de
ces tâches nationales où des principes obligatoires de
droit fédéral sont nécessaires, si l'on veut que quelque
chose de cohérent et de coordonné se fasse, pour passer en
quelque sorte de la théorie à la pratique. L'expérience l'a
démontré: alors que, même en l'absence d'une norme
constitutionnelle fédérale, les cantons avaient tout pouvoir
pour aménager leur territoire, seuls quelques-uns l'ont fait
et encore de façon disparate et désordonnée.
Cela dit, il reste entendu que l'aménagement est la tâche
des cantons et va de bas en haut. Pourtant, un courant
doit s'établir aussi de haut en bas selon la méthode fédéra-
liste. C'est une question d'équilibre, je le répète, d'infor-
mation et de compréhension réciproques.
Votre commission a suivi le Conseil des Etats en suppri-
mant l'organisme appelé «Conseil de l'aménagement».
C'est peut-être dommage et nous aurons l'occasion d'en
reparler, mais cet organisme tel que conçu était trop
lourd, et puis l'on tend actuellement à lutter contre la
commissionnite.
Il faut encore souligner que, pour être efficace, l'aménage-
ment du territoire devra bénéficier d'un large consensus
populaire. Il n'y aura pas d'aménagement du territoire
efficace tant que le peuple ne sera pas largement d'ac-
cord sur les buts à atteindre. Différentes dispositions de la
loi prévoient le moyen d'y arriver.
L'aménagement du territoire est une tâche politique, qui
doit rester aux mains des autorités politiques, mais, pour
accomplir cette tâche, l'autorité politique a besoin des
spécialistes. Il est vain de vouloir opposer les politiques
aux technocrates. Ces derniers sont nécessaires. C'est
grâce à eux que l'aménagement du territoire est né. Il faut
ici rendre hommage à M. Kim et à son groupe de travail, à
M. Kneschaurek et à ses collaborateurs; à l'Institut ORL
de l'EPFZ; à M. Schürmann et à sa commission; à l'AS-
PAN; à la commission Flückiger, qui a défini le «Bergkon-
zept»; à la commission Müller, qui a été chargée d'étudier
les prix, les coûts et les structures de l'économie régio-
nale; à la presse, qui a fait un très large travail d'informa-
tion. Tous ont accompli leur tâche dans le cadre du man-
dat qui leur a été confié; ils n'ont pas joué aux baillis,
comme on a bien voulu le prétendre. A nous d'accomplir
la nôtre.
Pour ce faire, nous devons nous souvenir que l'aménage-
ment du territoire n'est pas une fin en soi mais qu'il doit
en définitive être au service de l'homme. Pas de n'importe
quel individu, mais de l'homme, personne vivant en socié-
té et pris dans la plénitude du contexte social. L'aménage-
ment du territoire doit donc respecter les libertés indivi-
duelles ou, mieux, les droits de l'homme. Il ne doit les
restreindre que dans la mesure où cela est indispensable
dans l'intérêt général et où l'exige le rôle social générale-
ment attribué aujourd'hui à la propriété. C'est ce que fait
la loi que nous vous présentons, je crois pouvoir l'affirmer
ici.
Cette loi a sa source principalement dans l'article 22qua-
ter de la constitution fédérale. Mais l'article constitution-
nel est lui-même, il ne faut pas l'oublier, issu directement:
1° D'un avant-projet V de loi élaboré en 1963 sur le main-
tien de la propriété foncière, qui prévoyait, à la demande
de l'Union suisse des paysans, une zonification du terri-
toire, notamment la création de zones agricoles en vue de
stabiliser le prix des terrains. Le principe de la zonifica-
tion a dû être abandonné, faute de base constitutionnelle,
après une expertise qui avait été demandée au professeur
Huber. Mais le Conseil fédéral a promis de la mettre sur
pied lorsque cette base constitutionnelle serait créée. Elle
est aujourd'hui créée.
2° Cette loi est aussi issue de l'initiative populaire contre
la spéculation foncière déposée le 10 juillet 1963 par le
Parti socialiste suisse et l'Union syndicale suisse. Cette
initiative, vous vous en souvenez, proposait d'insérer dans
la constitution un article 31 sex/es, donc apparenté aux ar-
ticles d'ordre économique, qui instituerait un droit de pré-
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emption de la Confédération et des cantons en cas de
vente d'immeubles entre particuliers, ainsi qu'un droit
d'expropriation, le but étant d'empêcher une hausse injus-
tifiée du prix des immeubles, de prévenir la pénurie de
logements et de favoriser l'aménagement du territoire sur
le plan national, régional et local.

Par rapport du 31 mars 1966, le Conseil fédéral recomman-
dait de soumettre l'initiative à la votation du peuple et des
cantons, avec une proposition de rejet. Il donnait à cette
occasion l'assurance formelle de poursuivre sans aucune
interruption les travaux préparatoires d'un projet indépen-
dant de revision constitutionnelle concernant le droit fon-
cier, afin de pouvoir le soumettre aux Chambres le plus
rapidement possible. Les Chambres acceptèrent cette pro-
position et l'initiative fut rejetée à la votation populaire du
2 juillet 1967 par 397303 voix contre 192991 et par 18
cantons et 6 demi-cantons contre 1 canton.
En exécution de sa promesse, le Conseil fédéral soumet-
tait aux Chambres, le 15 août 1967 déjà, un projet de
disposition constitutionnelle sur le droit foncier. J'ai rap-
pelé tout à l'heure le processus des délibérations des
Chambres et l'adoption par le peuple et les cantons de
ces dispositions, le 14 septembre 1969.
Aujourd'hui, nous devons nous poser la question suivante:
La loi sur l'aménagement du territoire est-elle une réponse
valable au but recherché à l'époque tant par l'Union
suisse des paysans, d'une part, que par le Parti socialiste
suisse et l'Union syndicale suisse, d'autre part? On peut
répondre carrément oui en ce qui concerne la zonification
du territoire, notamment la création d'un territoire agri-
cole, et l'aménagement général du territoire sur le plan
national, régional et local. Ainsi, un véritable statut du sol
agricole est créé, qui permettra la stabilisation des prix du
terrain agricole au plus grand bénéfice de la paysannerie.
Cette dernière doit s'en souvenir, particulièrement dans
ses réclamations concernant la compensation économique
et le dédommagement.
Par contre, en ce qui concerne la lutte contre la spécula-
tion foncière sur les terrains à bâtir, la loi à mon sens est
insuffisante. Dans son rapport du 31 mai 1966 sur l'initia-
tive populaire contre la spéculation foncière, le Conseil
fédéral émet des considérations pertinentes sur le danger
que représente la hausse injustifiée du prix des immeu-
bles, considérations valables en tous points aujourd'hui, et
il déclare - c'est le Conseil fédéral de l'époque qui parle -:
«Le Conseil fédéral approuve les buts visés par les
auteurs de l'initiative. Il est notoire qu'on fait actuellement
trop peu en Suisse pour combattre la hausse des prix des
immeubles, pour prévenir la pénurie de logements.» Il est
vrai que le Conseil fédéral précisait qu'une nouvelle dis-
position constitutionnelle n'était pas nécessaire pour dimi-
nuer la pénurie de logements et que des mesures pour
freiner la hausse des prix du sol pouvaient déjà être
prises partiellement sur la base du droit constitutionnel
d'alors. Aujourd'hui, après avoir malgré tout mis sur pied
une norme constitutionnelle pour encourager la construc-
tion de logements, nous avons pris et allons encore pren-
dre les mesures nécessaires pour pallier la pénurie de
logements. Il semble bien que, dans un proche avenir, ce
sera un problème résolu sous réserve du prix des terrains
à bâtir. Le Conseil fédéral s'en explique dans le message
se rapportant à la présente loi, en pages 41 et suivantes. Il
pense que certaines mesures prévues telles que, pre-
mièrement, le prélèvement de la plus-value, en réduisant
les possibilités de gains, va affaiblir la demande. - C'est
peut-être bien une illusion car le montant déboursé sera
souvent reporté sur le prix de vente. - Deuxièmement, que
l'expropriation va éviter la thésaurisation et la spéculation
foncière - ce qui est vrai en partie car l'expropriation est
assortie de clauses restrictives. - Troisièmement, que
l'obligation d'équiper à temps la zone à bâtir va augmen-
ter l'offre - ce qui est aussi vrai mais suppose des inves-
tissements fantastiques des collectivités locales.
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Pour le surplus, le Conseil fédéral ne se fait pas trop
d'illusions et songe à de futures mesures fiscales en pré-
cisant qu'un groupe de travail spécial a été chargé d'étu-
dier des mesures fiscales et autres qui devraient permet-
tre de résoudre le problème.
Je signale en passant qu'un groupe de travail du Parti
radical-démocratique suisse propose de compléter l'arti-
cle 22fer de la constitution fédérale par les alinéas sui-
vants:
«Alinéa 4. La Confédération édicté par la voie législative
des dispositions sur l'imposition de la propriété immobi-
lière. Le produit de l'imposition revient aux cantons ou à
la collectivité désignée par le droit cantonal. - Alinéa 5. La
Confédération édicté par la voie législative des disposi-
tions sur la relation qui doit exister entre le produit des
loyers et fermages et la valeur de l'immeuble.»
Dans le même sens, une motion Grünig va être déposée.
C'est donc bien que le problème n'est pas résolu par la
présente loi; au contraire, il saute aux yeux que, par la
zonification, l'offre des terrains à bâtir sera réduite, que
les prix vont encore augmenter et que toutes les mesures
fiscales ou autres seront peut-être insuffisantes.
Personnellement - et je livre ici une réflexion tout à fait
personnelle - j'ai le sentiment qu'un véritable statut du sol
urbain, impliquant une sorte de contrôle du prix des ter-
rains et, pourquoi pas, le droit de préemption généralisé
dont on n'a pas voulu à l'époque, est inévitable à plus ou
moins brève échéance. On parlera certainement de ce
problème lorsque nous discuterons de la proposition de
minorité à l'article 43a.
J'ai terminé. La toute dernière réflexion! Nous arrivons
avec une loi destinée à ordonner le territoire, par consé-
quent la croissance, tout en développant l'infrastructure
du pays, au moment où la croissance, elle, paraît se tas-
ser, car les problèmes économiques du simple maintien
du niveau de vie prennent, semble-t-il, le pas sur ceux de
l'environnement. Et au moment où les finances publiques
se délabrent - 800 millions de déficit annoncé pour 1973 -
le Département fédéral de justice et police prévoit, lui,
pour le coût d'établissement des plans, la dépense totale
de 40 millions par année, dont la moitié à la charge de la
Confédération; la dépense de la Confédération pour l'oc-
troi ou la garantie de prêts s'élèverait à 25 millions par
année; quant aux dépenses pour la compensation écono-
mique et les indemnités de dédommagement, elles sont
difficiles à évaluer, et ne l'ont pas été; quant à l'infrastruc-
ture - qui est de toute façon nécessaire avec ou sans
aménagement du territoire - son coût oscillerait entre 17
et 20 pour cent du produit national brut. Alors pouvons-
nous, en ces temps qui s'annoncent moins faciles, mener
à bien le grand œuvre de l'aménagement du territoire? Le
Taciturne disait déjà: «II n'est pas nécessaire d'espérer
pour entreprendre ni de réussir pour persévérer.» C'est
bien pourquoi, malgré tout, votre commission vous invite à
accepter l'entrée en matière.

Grünig: Im Namen der grossen Mehrheit der radikal-demo-
kratischen Fraktion empfehle ich Ihnen Eintreten auf die
Gesetzesvorlage. Die Fraktion verschliesst sich nicht der
Einsicht, dass nach den erfreulichen Anfängen, die in
zahlreichen Regionen und manchen Kantonen mit den Re-
gionalplanungen und mit kantonalen Bau- und Planungs-
gesetzen gemacht wurden, der Bund auch auf diesem Ge-
biete, und zwar in Vollstreckung des Volkswillens, legisla-
torisch tätig wird.
In der Fraktion ist aber ernsthaft die Frage laut geworden,
ob mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Bund nicht
über das Ziel hinausschiesse, das heisst zu weitgehend
und zu umfassend legiferiere. Es wurde auch - in ähnli-
chem Sinne - die Meinung vertreten, der Gesetzgeber
hätte, gestützt auf Artikel 22quater Bundesverfassung, in
der Raumplanung eher stufen- oder etappenweise vorge-
hen sollen, und er hätte nicht versuchen sollen, in einem
Wurf alle die schwierigen Probleme auf einmal zu lösen.
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Schliesslich hat sich in der Fraktion dann doch mit deutli-
cher Mehrheit die Meinung durchgesetzt, dass das Raum-
planungsgesetz, wie es aus den ständerätlichen Verhand-
lungen und aus den Beratungen der nationalrätlichen
Kommission hervorgegangen ist, eine taugliche Grundlage
für die Debatte im Plenum des Nationalrates darstelle.
Grundsätzlich ist also die Fraktion damit einverstanden,
dass das Raumplanungsgesetz in einem Wurf durchgezo-
gen wird. Das will nun aber nicht heissen, dass innerhalb
der Fraktion Einmütigkeit im Hinblick auf die Regelung der
Einzelheiten herrscht. Hier stellen wir einen breiten Fä-
cher an Meinungen fest, namentlich dort, wo es um die
sogenannten heissen Eisen geht. Ich glaube, hier darauf
verzichten zu können, diese heissen Eisen einzeln zu nen-
nen, sind sie doch von den Kommissionssprechern zur
Genüge herausgestrichen worden. Ich möchte an dieser
Stelle der Detailberatung nicht vorgreifen.
Als Fraktionssprecher muss ich daher doch noch einen
Punkt berühren, der unserer Fraktion im Zusammenhang
mit der parlamentarischen Beratung des Raumplanungsge-
setzes angelastet worden ist. Mehrfach wurde uns der
Vorwurf gemacht, wir hätten versucht, die rechtzeitige Ver-
abschiedung der Gesetzesvorlage hinauszuzögern. Diese
Vorhaltungen muss ich im Namen der ganzen Fraktion
zurückweisen. Wohl hat sich die Fraktion für eine gründli-
che, zeitlich nicht überhastete Behandlung in den Kom-
missionen ausgesprochen. Sie tat dies aber im vollen Be-
wusstsein und im Hinblick darauf, dass dieser Gesetz-
entwurf nicht übers Knie gebrochen werden darf, wenn er
vor dem Volk Bestand haben soll. Dabei spielte auch die
Tatsache eine Rolle, dass wir mit dem Raumplanungsge-
setz gesetzgeberisch Neuland betreten, in welchem uns
die Erfahrung mangelt und dass deshalb eine ausgespro-
chen sorgfältige Vorbehandlung notwendig war. Jede zeit-
liche Hast hätte sich negativ auf das Gesetzeswerk ausge-
wirkt und möglicherweise noch mehr Skeptiker auf den
Plan gerufen. Mit Genugtuung stellt heute die Fraktion
fest, dass in den bald zwei Jahren, seit die Botschaft des
Bundesrates erschienen ist, im Parlament und in der Ver-
waltung sowie bei allen Stellen, die sich mit der Raumpla-
nung befassen, ein Reifeprozess abgelaufen ist, der sich
sehr zum Vorteil des Gesetzes auswirkt. Nicht zuletzt hat
der dringliche Bundesbeschluss zu diesem Prozess beige-
tragen, auch wenn nicht verschwiegen werden darf, dass
er nicht überall gnädig aufgenommen worden ist. Ich bin
überzeugt, dass der Zeitaufwand, den die eidgenössischen
Räte dem Raumplanungsgesetz widmeten und noch wer-
den widmen müssen, der Bedeutung des Gesetzeswerkes
absolut angemessen ist.
Die Zeit, die seit der Veröffentlichung der Botschaft ver-
strichen ist, ist aber auch sonst nicht unnütz vorbeigegan-
gen. Die Tatsache, dass man sich offenbar überall mehr
oder weniger einig ist, dass in unserem Land zukünftig die
Zersiedlung verhindert, der verfügbare Boden besser und
zweckmässiger genutzt und die landschaftlichen Schön-
heiten erhalten werden müssen, hat die Kantone veran-
lasst, die nötigen materiellen und personellen Vorausset-
zungen zur Durchführung der Raumplanung Schweiz zu
schaffen und damit den Anforderungen des letzten Viertels
unseres Jahrhunderts gerecht zu werden.
Legislatorisch hat sich in der Zwischenzeit auch einiges
getan. Neue kantonale und kommunale Bau- und Pla-
nungsgesetze nehmen bereits heute weitgehend Rücksicht
auf die Bestimmungen des Entwurfes zu einem eidgenössi-
schen Raumplanungsgesetz, und auch die zahlreichen Re-
gionalplanungsgruppen richten sich bereits nach dem
Raumplanungsgesetz, was füglich als Erfolg gebucht wer-
den darf.
Nach diesen allgemeinen Bemerkungen erlaube ich mir,
noch einige persönliche allgemeine und spezielle Bemer-
kungen zu machen. Selbstverständlich bin ich für Eintre-
ten auf den umfassenden Gesetzentwurf. Er muss mei-
nes Erachtens umfassend sein, weil wir nach durchgeführ-
ter sorgfältiger Beratung nun keine Zeit verlieren dürfen,

die Raumplanung über die ganze Schweiz zu legen. In den
beiden letzten Jahrzehnten wurde raumplanerisch allzu
sehr gesündigt, als dass wir die Entwicklung weiterhin
unkontrolliert, das heisst im Sinne des Trends, sich selbst
überlassen könnten. Wir würden damit unserer Volkswirt-
schaft einen schlechten Dienst erweisen. Die Raumpla-
nung, wie sie jetzt vor Ihnen liegt, hat zweifellos auch eine
ausserordentliche Bedeutung für den Fremdenverkehr und
den Tourismus in unserem Land. Viele am Fremdenver-
kehr Interessierte befürchten zwar, dass durch die zum
Teil einschneidenden Massnahmen des Raumplanungsge-
setzes der Fremdenverkehr in seinem Fortbestand gefähr-
det, eingeschränkt oder überhaupt verhindert werde. Ich
teile diese Meinung nicht. Ich bin im Gegenteil überzeugt
davon, dass ohne Raumplanungsgesetz unsere schönsten
Touristikgebiete durch Zersiedlung und planlose Er-
schliessungen derart beeinträchtigt würden, dass ihre At-
traktivität rasch abnehmen und das Gegenteil von dem
eintreten würde, was die Förderer des Tourismus anstre-
ben. Gewisse Entwicklungen in ausgesprochenen Frem-
denorten unseres Landes sprechen hier eine deutliche
Sprache und untermauern meine Ansichten.
Ein weiteres Problem, das dringend einer politischen Lö-
sung harrt, das im Zusammenhang mit unserer Volkswirt-
schaft und dem Tourismus je länger, je mehr zu den-
ken geben muss und das leider mit dem Raumplanungsge-
setz nur zu einem geringen Teil gelöst werden kann, ist
das Brachlandproblem. Ende dieses Jahrhunderts werden
wir wahrscheinlich in unserem Land zirka 250000 bis
300000 Hektaren Sozialbrache haben, das heisst rund ein
Zwanzigstel unseres Landes wird brach liegen, wenn wir
vorher nichts tun. Ich hätte es gerne gesehen, wenn man
dieses Problem mit dem Raumplanungsgesetz durch aktive
Massnahmen gelöst hätte, doch musste ich mich davon
überzeugen lassen, dass dafür Artikel 24quater BV nicht
die nötige Grundlage bietet und das Raumplanungsgesetz
deshalb nicht das geeignete Instrumentarium darstellt.
Nach der Verfassung kann nämlich keine Bewirtschaf-
tungspflicht eingeführt werden. Aber weil das Brachland-
problem für den ländlichen Raum eine bedeutende Rolle
spielt, wollte ich doch auf dieses heisse Eisen aufmerksam
machen, damit man nicht in einigen Jahren, wenn es viel-
leicht schon zu spät ist, mit neuen «Feuerwehrübungen»
der Landwirtschaft in diesem Bereich zu Hilfe eilen muss.
Damit wären wir bei der Landwirtschaft angelangt, die ja
dem Raumplanungsgesetz teilweise eher skeptisch gegen-
übersteht. Ich habe persönlich viel Verständnis für die
landwirtschaftlichen Anliegen im Zusammenhang mit dem
Raumplanungsgesetz, wird doch die Landwirtschaft in er-
heblichem Umfange tangiert. Es darf aber nicht übersehen
werden, dass mit der Ausscheidung von Landwirtschafts-
gebieten nach Gesetzentwurf der Bauer die existenzsi-
chernde Grundlage erhält, eine Tatsache, die von den
Bauern schon lange gewünscht wurde und die von ihnen
hoch eingeschätzt werden sollte. Und doch sind sie hin-
sichtlich des Raumplanungsgesetzes etwas verunsichert
und, gelinde gesagt, skeptisch eingestellt. Ich glaube, man
könnte diese an sich begreifliche Skepsis etwas eindäm-
men, wenn bereits in der Eintretensdebatte Herr Bundes-
rat Furgler die wichtigsten Fragen, welche die Landwirt-
schaft beunruhigen, mit entsprechenden Erklärungen er-
hellen könnte. So wäre zum Beispiel eine bundesrätliche
Erklärung erwünscht zu Artikel 35, der das Bauen ausser-
halb des Siedlungsgebietes regelt. Insbesondere stellen
sich in diesem Zusammenhang etwa folgende Fragen:
Erstens: Sind Intensivhaltungen, zum Beispiel Schweine-
mastbetriebe, im Landwirtschaftsgebiet erlaubt?
Zweitens: Gehört der produzierende Gartenbau zur Land-
wirtschaft?
Drittens: Ist die Erstellung eines Stöckiis oder von Unter-
künften für landwirtschaftliche Angestellte erlaubt?
Viertens: Was geschieht mit den alten Bauten auf den
Maiensässen, die heute nicht mehr bewirtschaftet werden?
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Diese Fragen Hessen sich, wie wir bereits in der Kommis-
sion gehört haben, noch vermehren.
Doch möchte ich nun noch ein letztes Problem anschnei-

. den, das im Verlauf unserer Debatte sicherlich Gegen-
stand intensiver Auseinandersetzungen sein wird.. Es be-
trifft dies den Artikel 45, die Mehrwertabschöpfung. Sowohl
Bundesrat wie Ständerat als auch nationalrätliche Kom-
mission haben der Formulierung, dass die Abschöpfung in
angemessener Weise zu erfolgen habe, zugestimmt. Das
Wörtlein «angemessen» hat in allen bisherigen Beratungen
eine grosse Rolle gespielt. Bis heute konnte von der Ver-
waltung her eigentlich noch nicht mit Verbindlichkeit ge-
sagt werden, was unter «angemessen» zu verstehen ist.
Auch hier würde zweifellos ein klärendes Wort des Bun-
desrates unseren Beratungen förderlich sein, um so mehr
als ich annehmen darf, dass seit der letzten Kommissions-
sitzung in dieser Angelegenheit vom Delegierten für Raum-
planung weitere Erhebungen angestellt worden sind.
Dies sind meine Bemerkungen zum Eintreten. Ich empfeh-
le Ihnen noch einmal, Eintreten zu beschliessen.

M. Vincent: Cette réforme, d'une certaine importance, ar-
rive enfin. Comme toujours, un délai assez long a été
nécessaire puisqu'il a fallu d'abord adopter les principes
constitutionnels, les faire admettre par le peuple, étudier
la loi, consulter différentes associations, en résumé tout
cela a duré de longues années. Or c'est pourtant d'une
réforme urgente qu'il s'agit, et dans un pays menacé peut-
être plus que tout autre d'étouffement; à ce propos, si l'on
compare la Suisse avec la Belgique, bien que la nature du
sol soit différente, l'on s'aperçoit qu'il n'y a guère que sur
le Plateau et dans quelques autres régions où l'on puisse
construire. En outre, ces régions particulièrement res-
treintes sont menacées par l'industrialisation, par une ur-
banisation sans souci d'urbanisme, et en ajoutant à ceci
les exigences nouvelles et normales en matière de loge-
ment, une augmentation considérable et très rapide de la
population, on voit apparaître une spéculation que nul ne
songe plus à contester, non plus d'ailleurs que tous les
autres inconvénients graves qui en résultent pour la quali-
té de la vie, comme on dit aujourd'hui, c'est-à-dire pour
l'air, l'eau, le sol, les sites, sans compter le problème des
transports et des communications. Tout cela est menacé
si directement et d'une manière si évidente qu'il a fallu
même agir d'urgence, comme vous le savez, pour préser-
ver et protéger l'essentiel en attendant. Ce qui signifie de
toute évidence que l'on n'avait plus le choix et que,
comme dans bien d'autres choses, on avait déjà trop tar-
dé.
Mais on se heurtait, comme aujourd'hui, comme demain
encore à deux obstacles de taille, le premier étant le
respect sacro-saint de la propriété. Je n'ai pas dit, Mon-
sieur Copt, que je parlais de la propriété sacro-sainte,
mais bien du respect sacro-saint qu'on lui porte, ce qui
est une nuance. Ce respect s'applique surtout à la pro-
priété bâtie et à la propriété foncière qui est susceptible
d'être bâtie. C'est là le premier obstacle.
Le second, c'est la nécessité - que nous ne contestons
pas - de respecter les droits - étendus et larges - des
cantons, en un mot de respecter le fédéralisme. En fait,
toute la discussion que nous allons avoir pendant de lon-
gues journées se déroulera sur ces deux points.
En ce qui concerne le droit de propriété, il convient de
rassurer ceux qui y sont ici, si fortement et si irréductible-
ment attachés: ce droit n'est pas menacé. Il serait ridicule
de parler là de socialisation du sol. D'ailleurs, à ce propos
- je crois que c'est notre rapporteur de langue française
qui le rappelait - l'article 22ter commence par une procla-
mation de principe à la fois claire, précise et brève quand
il précise que «la propriété est garantie». En trois mots,
tout est dit. Cela n'a cependant pas empêché certains
conseillers aux Etats de peindre le diable sur la muraille
et de prétendre qu'on allait porter des atteintes intoléra-
bles au droit de propriété. Ainsi, dans les débats du Con-

seil des Etats, notre collègue, M. Qrosjean notamment,
prétendait au sujet d'un des articles discutés qu'«on vidait
la propriété foncière d'une partie de sa substance» et tout
cela dans un monde où l'on va à un développement sans
limite et à un état de choses qu'il qualifiait de «kafkaien»,
disant en particulier que «nous entrons dans un univers
de béton, de grisaille, de bitume, et d'usines». Or, au
contraire, c'est précisément si l'on ne faisait rien, si l'on
n'intervenait pas que l'on irait alors de toute évidence tout
droit dans un monde «kafkaien»! M. Grosjean voyait aussi,
dans l'article 43, un «interventionnisme étatique intoléra-
ble»; tels sont les mots dont il usait.
Eri outre, le droit de préemption dont on a déjà tant parlé
et dont on parlera encore beaucoup au cours des débats
de cette semaine, ce droit de préemption a été admis par
le Tribunal fédéral: en effet, en ce qui nous concerne, le
Parti du travail avait lancé à Genève une initiative pour
donner aux collectivités publiques cantonales et munici-
pales un certain droit de préemption. Le Grand Conseil
avait refusé de la soumettre au peuple, sous le prétexte
qu'elle n'était pas constitutionnelle. Nous avons recouru
au Tribunal fédéral et sa section de droit public a décrété
que l'institution du droit de préemption était parfaite-
ment constitutionnelle, donc absolument envisageable. Par
conséquent, rassurons ces libéraux à tous crins et les
défenseurs fanatiques de la propriété. Fort heureusement,
il s'en est trouvé un, notre ancien collègue M. Guisan,
pour avouer qu'«il était un libéral qui ne peut aujourd'hui
défendre l'exercice sans freins des libertés», et il convenait
de ceci: «La liberté dans son ensemble ne subsistera que
si elle tient compte du jeu réciproque des libertés.» Cela
est assez bien dit et revient à la formule célèbre: «Entre le
fort et le faible, c'est la liberté qui asservit et c'est la loi
qui émancipe.»
En effet, dans la loi que nous allons avoir à discuter, il est
question de plans et de planification. Or cette expression
est si souvent utilisée dans le message, dans les commen-
taires, dans la loi elle-même, qu'il faudrait sans doute un
ordinateur pour en dénombrer la fréquence! On prétendra
que c'est une espèce de conversion dans une démocratie
libérale que de parler aussi souvent de plans et de planifi-
cation; certes cela peut s'admettre mais, après tout, un
plan représente l'ordre, c'est donc le contraire de l'anar-
chie, l'antidote contre la loi de la jungle et, par là même,
une barrière contre les intérêts déchaînés. D'ailleurs, à ce
propos, si l'on a évoqué un journal libéral de ce matin, il
ne faut pas oublier son cousin germain qui lui ressemble
comme un frère, et qui, ce matin également, affirmait
qu'«abandonner à lui-même l'aménagement du territoire
sécrète presque toujours spontanément la thésaurisation
et la spéculation foncière». Il faut bien y mettre un terme,
à cette thésaurisation et à cette spéculation foncière.
Or c'est dans ce sens que nous jugeons le projet de loi
satisfaisant, car il constitue un pas en avant, un progrès
certain, à condition toutefois qu'on ne le dénature pas et
c'est à cela que nous aurons à veiller, à condition aussi
que soit empêché tout sabotage préventif de la loi, à
condition enfin que les ordonnances d'application et que
les lois cantonales restent fidèles au principe même de
cette loi.
Le deuxième obstacle, comme je le disais au début, c'est
de parvenir à conquérir l'assentiment, l'acquiescement
des cantons. Il serait tout à fait faux de prétendre que
l'entreprise générale est dirigée contre les cantons ou
contre leurs droits. Cette loi que nous discutons présente-
ment est au contraire là pour les aider à accomplir une
tâche qui n'est pas facile. Le message a bien voulu félici-
ter Genève et Baie-Ville; disons que, dans ces deux cas, la
nécessité a poussé à aller plus vite et plus loin en matière
de plans directeurs et que la dimension, la nature, le
caractère de ces deux cantons-villes le permettaient plus
aisément. Mais rien ne serait plus faux, en cette occur-
rence, que de dresser les cantons contre la Confédéra-
tion. Bien entendu, la loi ne pourra porter tous ses effets
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qu'avec leur pleine et entière collaboration, chacun en est
conscient et, pour nous, nous en convenons volontiers.
Si ces deux reproches préliminaires ne soutiennent pas
l'examen, cela ne signifie pas qu'on n'en entendra pas
parler. Il nous faudra, le plus rapidement possible, mettre
la loi sous toit, régler les divergences, s'il y en a - et il y
en aura certainement.
Lors de la discussion des articles, nous appuierons de
façon générale les propositions de la majorité parce qu'en
définitive, elles veulent conserver son sens à la loi; lo-
giquement donc, nous nous opposerons à celles qu'on
pourrait traiter - affreux néologisme - de «propriéta-
ristes», ou à celles des ultras du fédéralisme ou du canto-
nalisme. Nous nous prononcerons avec la majorité en ce
qui a trait à l'expropriation, à l'indemnisation, au droit de
préemption, à la fixation de la plus-value; ce sont des
injonctions nouvelles ou des possibilités nouvelles, elles
sont parfaitement justifiables. Si besoin était, nous repren-
drions la parole lors de la discussion de détail, mais nous
pensons avoir dit l'essentiel.
Nous entendons veiller à ce que la loi ne soit pas dénatu-
rée, vidée de son sens ou inefficace, à ce qu'on puisse
agir contre la spéculation et le désordre. Ce ne sera pas
simple ni facile, nous le savons, précisément à cause des
batailles d'intérêt, un intérêt qui, en certains cas, peut être
légitime mais qui, la plupart du temps, ne l'est pas.
Il nous faut faire vite puisqu'il y a déjà une loi d'urgence
mais faire vite n'empêche pas de faire bien. Faisons donc
vite et bienl Nous sommes d'avis que l'importance des
tâches définies déjà dans l'article 1er de la loi est telle
qu'il faut vraiment éviter tout retard trop grand si l'on veut
- répétons-le - protéger le sol, l'eau, l'air et le paysage, la
vie personnelle en même temps que le territoire, ordonner
la vie collective et la rendre plus belle, en un mot protéger
ce qu'un écrivain franais appelait les «vraies richesses».

TschäppSt: Die sozialdemokratische Fraktion freut sich
aufrichtig, dass der Entwurf zu einem Raumplanungsge-
setz endlich auch hier zur Beratung kommt. Wir müssen
uns nun entscheiden, ob wir den Pragmatismus ohne ein
Gesamtkonzept weitertreiben wollen, oder ob wir bereit
sind, die politische Verantwortung für eine umfassende
Raumplanung in unserem Land zu übernehmen. Ich möch-
te zum vornherein klarstellen, dass wir nicht der Auffas-
sung sind, die Raumplanung beschränke sich nur auf die
formale Festlegung der Nutzordnung; der verfassungsmäs-
sige Auftrag lautet anders. Im Mittelpunkt steht auch nicht
der Trend, sondern die entwicklungspolitische Zielsetzung.
Im Ständerat wurde das Wort geprägt, es handle sich hier
um das «Gesetz des Jahrzehnts». Diese Charakterisierung
kann zutreffen, muss es aber nicht, je nachdem, wie diese
Gesetzesvorlage endgültig beschlossen und später in der
Praxis verwirklicht wird.
Die bisherigen Diskussionen im Ständerat und in der na-
tionalrätlichen Kommission hätten den Eindruck aufkom-
men lassen können, die bestehenden Differenzen seien
nicht grundsätzlicher Art, sondern beträfen nur einzelne,
nicht entscheidende Bestimmungen, mit Ausnahme der
Einwände von selten der Landwirtschaft. Es wäre begrüs-
senswert, wenn dem so wäre. Doch ist es verhängnisvoll,
Illusionen zu hegen, denn wir haben vielmehr die Ueber-
zeugung, dass es Differenzen weltanschaulicher Art gibt.
Die Gegner des Gesetzes tarnen sich noch, doch ist nicht
daran zu zweifeln, dass ihre innere Opposition früher oder
später in diesem Saal oder ausserhalb desselben eine
äussere Form annehmen wird. Im Ständerat war die Rede
von Leistungen zum Wohle der Allgemeinheit, die von
einem kleinen Teil unseres Volkes erbracht werden müss-
ten, nämlich von den Grundeigentümern, und auch von
Gebieten, die bisher für die Besiedlung wenig attraktiv
waren. Das vorliegende Gesetz (wurde gesagt) werde des-
halb in sehr unterschiedlicher Weise die Angehörigen der
beiden Interessengruppen - hier Allgemeinheit, dort
Grundeigentümer - treffen.

Diese Gedankenwelt ist nicht die unsrige, denn diese The-
se geht von falschen Voraussetzungen aus. Dort, wo der
Grundeigentümer Rechte besitzt, ist er grundsätzlich ent-
schädigungsberechtigt, wenn ihm durch formelle oder ma-
terielle Enteignung sein bisheriges Recht entzogen oder
eingeschränkt wird.. Er erhält also eine Gegenleistung.
Kein Grundeigentümer hat aber einen Anspruch darauf,
dass sein Gebiet der Bauzone zugeteilt wird; es ist das
hohe Recht der Allgemeinheit, darüber zu bestimmen, wie
und in welchem Ausmass Land genutzt werden soll. Das
Recht, bauen zu dürfen, ergibt sich nicht aus dem Grund-
eigentum, sondern aus der Verleihung dieses Rechtes
durch die Allgemeinheit. Herr Bundesrat Purgier hat im
Ständerat mit Recht darauf hingewiesen, dass es falsch
ist, aus einer Art Rechtsgleichheitsdenken ableiten zu wol-
len, der Eigentümer eines nicht der Bauzone zugewiese-
nen Grundstückes solle ipso facto Anspruch auf einen
Ersatz haben. Es ist deshalb falsch, das Recht des Grund-
eigentümers den Interessen der Allgemeinheit gegenüber-
zustellen. Diese Allgemeinheit hat Hoheitsrechte in der
Frage der Verwendung von Grund und Boden. Man sollte
den Mut haben, sich endlich von überlebten Vorstellungen
in bezug auf das Eigentumsrecht zu befreien.
In diesem Zusammenhang ist auf Artikel 22ter der Bundes-
verfassung hinzuweisen, der dem Bund und den Kantonen
die Kompetenz gibt, im Rahmen ihrer verfassungsmässi-
gen Befugnisse im öffentlichen Interesse Eigentumsbe-
schränkungen vorzusehen. Deshalb sollte sich endlich in
allen Kreisen die Erkenntnis durchsetzen, dass das verfas-
sungsmässig garantierte Eigentum nicht ein einseitiges
Recht darstellt, sondern mit sozialpolitischen Verpflichtun-
gen verbunden ist.
In den vorangegangenen Debatten wurde im kritischen
Sinn auf die Gefahr einer weiteren Zentralisierung hinge-
wiesen. Wir müssen uns darüber klar sein, dass jede Kom-
petenz des Bundes einen zentralistischen Charakter trägt.
Ueber diese Kompetenz diskutieren wir bei diesem Gesetz
aber nicht, denn sie wurde bereits durch den Verfassungs-
artikel festgelegt; Volk und Stände haben es so gewollt.
Man darf aber nicht dramatisieren. In der Praxis wird dem
Bund im Rahmen der Raumplanung nur subsidiäre Bedeu-
tung zukommen; das zentrale Planungsinstrument stellen
die Gesamtrichtpläne dar, welche von den Kantonen auf-
zustellen sind. Man darf nicht übersehen, dass der Bund
durch die konsequente Ausnützung der ihm übertragenen
Befugnisse die Verwirklichung der Raumplanung - und auf
die wird es ankommen - entscheidend fördern und be-
schleunigen kann.
Ich möchte nur auf die Bundesbeiträge hinweisen, auf
welche Kantone und Gemeinden angewiesen sein werden,
um gewisse raumplanerische Ziele zu erreichen. Demge-
genüber wird eingewendet, gerade das System der Bun-
desbeiträge werde die Macht des Bundesrates und der
Bundesverwaltung entscheidend zur Geltung bringen. Da-
zu ist zu sagen: Es ist niemand genötigt, Beiträge entge-
genzunehmen. Andererseits würde die Eidgenossenschaft
zu einem Schlachtfeld gegenseitiger Beschuldigungen und
des Neids, wenn der Bund nicht nach einheitlichen Richtli-
nien und unter bestimmten Voraussetzungen seine Beiträ-
ge ausrichtete.
Im Zusammenhang mit der Raumplanung müssen die
Pflichtenhefte und die Kompetenzen von Bund und Kanto-
nen neu abgegrenzt werden. Wir befinden uns staatspoli-
tisch auf Neuland; es ist zu entscheiden, ob wir dieses
betreten wollen oder nicht. Wenn ja, müssen wir uns klar
darüber sein, dass neben den Kantonen auch der Bund
Verpflichtungen - und somit Kompetenzen - besitzen
muss. Der Föderalismus bleibt nach wie vor Grundlage
unseres Staates, doch müssen wir einsehen, dass er auf
die Dauer nur dann seine Lebensfähigkeit erhalten kann,
wenn er wandelbar ist. In der Diskussion über dieses Ge-
setz war immer wieder ein ausgeprägtes Misstrauen ge-
genüber den Planern zu spüren. Wiederholt war der Aus-
druck von Expertokratie zu hören. Doch was ist Raumpla-
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nung und worin besteht die Aufgabe des Planers? Die
Raumplanung ist in erster Linie eine entwicklungspoliti-
sche Zielsetzung, welche nicht vom Planer, sondern vom
Politiker festgelegt werden muss. Die Aufgabe des Planers
besteht darin, festzuhalten, was unter welchen Bedingun-
gen sein könnte. Er hat jedoch entgegen der verbreiteten
irrtümlichen Auffassung nicht einen Trend zu erfassen und
zu analysieren, sondern im Rahmen der entwicklungspoliti-
schen Zielsetzung sinnvolle Möglichkeiten für die künftige
Entwicklung aufzuzeigen. In unserem Lande ist leider die
Praxis verbreitet (Sie werden sie auch kennen), einer Pla-
nungsinstanz den Auftrag zu erteilen, fachtechnisch zu
prüfen, welche Möglichkeiten für eine weitere Entwicklung
bestehen, ohne dass die verantwortliche politische Instanz
gleichzeitig ihre entwicklungspolitischen Ziele festlegt. Die
politischen Organe weichen der Verantwortung für diese
Zielsetzung häufig deshalb aus, weil sie bestrebt sind,
interessenbedingte Auseinandersetzungen möglichst weit
hinauszuschieben. Wenn die Zielsetzung aber von politi-
scher Seite nicht erfolgt, bleibt dem Planer nichts anderes
übrig, als sich selbst solche Ziele zu setzen.
Nun ein Wort zum Problem der Mehrwertabschöpfung. Sie
ist der Preis, der bezahlt werden muss für Mehrwerte,
welche durch Nutzungspläne oder sonstige planerische
Vorkehren, insbesondere durch eine höhere Nutzung, ge-
schaffen werden. Wenn im Ständerat erklärt wurde, die
Abschöpfung des Mehrwertes sei ein ganz neuer Gedanke,
trifft dies nur für bestimmte Gebiete unseres Landes zu. In
der Stadt Bern hat die Stimmbevölkerung im Zusammen-
hang mit einem Bebauungsplan für 2500 Einwohner im
Dezember einen Vertrag über die Mehrwertabschöpfung
mit grosser Mehrheit bewilligt. Gestützt auf diese Abstim-
mung wage ich zu behaupten, dass es im Volk nicht ver-
standen würde, wenn diese Bestimmung in der Formulie-
rung des Bundesrates nicht im Gesetz bliebe. Der Gegen-
satz zum Ständerat besteht darin, dass dieser beschlossen
hat, den Mehrwert erst dann abzuschöpfen, wenn er reali-
sierbar ist. Auf diese Differenz werden wir noch bei der
Detailberatung zurückkommen. Grundsätzlich möchte ich
folgendes sagen: Die Abschöpfung des Mehrwertes ist ein
Gegenstück zur materiellen Enteignung. Meines Erachtens
ist dieses Rechtsinstitut die letzte noch verbleibende Mög-
lichkeit, gestützt auf die heutige Rechtsordnung Spekula-
tion und Baulandhortung zu bekämpfen. Die Ausgestaltung
ist bekanntlich Sache der Kantone, die auch zuständig
sind für die Liegenschaftsgewinnbesteuerung, die Grund-
stücksteuer und die Perimeterbeiträge. Alles zusammen
gibt ein Ganzes, d. h. eine Gesamtbelastung, die so hoch
sein sollte, dass die Spekulation nicht mehr das entschei-
dende Motiv sein kann. Wer dieses Instrument ablehnt,
muss wissen, dass in einem neuen verfassungsmässi-
gen Bodenrecht die Spekulation und Baulandhortung mit
noch schärferen Mitteln bekämpft würde. Wer aber die
heutige verfassungsmässige Bodenrechtsordnung bejaht,
muss in der Konsequenz auch die Mehrwertabschöpfung
in Kauf nehmen. Diese Bestimmung ist für uns von grund-
sätzlicher Bedeutung, d. h. eine Streichung oder eine ent-
scheidende Abschwächung dieser Bestimmung müsste
uns veranlassen, zu prüfen, ob wir dem Gesetz überhaupt
zustimmen können.
Noch ein Wort zum Problem Landwirtschaft und Raumpla-
nung. Zwischen der Landwirtschaft und der Raumplanung
ergeben sich viele Berührungspunkte. Der gegenseitige
Einfluss in wirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht ist
aber schwer erfassbar. Das Raumplanungsgesetz bringt
unbestreitbar für die Landwirtschaft Eingriffe, besonders
durch die Tatsache, dass der Landwirt durch die Einzo-
nung sein Land nicht mehr als Bauland verkaufen kann.
Der Wert seines Bodens wird auf den landwirtschaftlichen
Ertragswert herabgesetzt. Es wird jedoch nicht bestritten
werden können, dass Landwirtschaft und Bauernstand nur
überleben werden, wenn der landwirtschaftlich nutzbare
Boden der Besiedlung und Ueberbauung entzogen wird.
Der Landwirt ist interessiert daran, den Bodenpreis nicht

durch die Konkurrenzierung der übrigen Nutzungsarten in
die Höhe treiben zu lassen. Schon daraus können sich
Einkommensverbesserungen ergeben. Dazu kommt, dass
nur durch die Einzonung in Landwirtschaftsgebiete Eigen-
tümer und Pächter langfristig investieren und sich somit
ihren Erwerb auch wirtschaftlich gesehen erhalten können.
Andererseits ist auch von unserer Seite unbestritten, dass
ein volkswirtschaftlicher Ausgleich und eine Abgeltung der
Leistungen der Landwirtschaft im Interesse der Raumpla-
nung erfolgen müssen. Dort aber, wo für den Landwirt
keine Nutzungseinbusse entsteht, kann eine Entschädi-
gung unter dem Titel Raumplanung nicht erfolgen.
Die Kritik aus dem Kreise der Landwirtschaft betrifft nun
im besonderen die Tatsache, dass im Entwurf von einer
Spezialgesetzgebung die Rede ist, deren Inhalt man noch
nicht kennt. Wir sind der Auffassung, dass Konkreteres erst
nach einer Ueberprüfung der Landwirtschaftspolitik des
Bundes, d. h. der Wirksamkeit der bisherigen Leistungen
gesagt werden kann. Weiter ist die Ausschöpfung kantona-
ler und kommunaler planerischer und fiskalischer Mass-
nahmen zu überprüfen. Bei allem Verständnis für die emo-
tioneile Seite des Problems möchten wir an die Landwirt-
schaft appellieren, dieses Gesetz nicht zu gefährden, denn
seine Ablehnung würde zu keiner Verminderung der
schwierigen Probleme führen, sondern nur noch tiefergrei-
fende Fragen aufwerfen. Es ist hier eine Frage des Ver-
trauens der Landwirtschaft in die verantwortlichen Kräfte
unseres Landes.
Gestatten Sie mir abschliessend, Herrn Bundesrat Furgler
sowie seinen Mitarbeitern, Herrn Professor Rotach, Herrn
Oberrichter Baschung und Herrn Vouga, für die gründliche
und verantwortungsbewusste Vorarbeit zu danken. Wir be-
finden uns in einer Phase der Bewährung. Denen, die über
Grundeigentum verfügen und glauben, dass sie Opfer brin-
gen müssen, möchte ich folgendes sagen: Der grösste Teil
unseres Volkes ist nicht in der glücklichen Lage, Boden
sein eigen zu nennen. Diese Mitbürger haben in den letz-
ten Jahrzehnten infolge der Bodenspekulation und der Bo-
denhortung grosse Opfer gebracht. Das Ziel dieses Geset-
zes ist, auf dem Gebiete der Bodenpolitik und der Raum-
planung nach Möglichkeit Recht und Ordnung zu schaffen
In diesem Sinne stimmt unsere Fraktion für Eintreten.

Schlumpt: Die Fraktion der SVP befürwortet Eintreten auf
die Vorlage, und zwar, weil sie die Raumplanung als ein
zentrales Instrument qualifiziert, um der Zersiedlung des
Landes, der Verschwendung von Boden, seiner Verknap-
pung und Verteuerung und der Zerstörung von Landschaf-
ten Einhalt zu gebieten; weil aus Gründen des nationalen
Interesses und der Rechtsgleichheit gesamtschweizerische
Rechtsgrundlagen und Grundsatznormen erforderlich sind;
weil weiter der in Artikel 22quater - es wurde von den
Herren Kommissionsreferenten dargelegt - enthaltene ver-
fassungsmässige Auftrag zu erfüllen ist, und weil schliess-
lich die Vorlage, so wie sie die nationalrätliche Kommis-
sion bereinigt hat, in den wesentlichen Zügen und Linien
diesen verschiedenen Anliegen gerecht zu werden vermag.
Dabei ist unsere Fraktion durchaus nicht etwa der Auffas-
sung, dass die Raumplanung ein Allheilmittel darstellen
könnte, dass dieses Instrument staatlicher Tätigkeit der
Bewältigung einfach aller Probleme und öffentlichen Ob-
liegenheiten zu dienen vermöchte. Sie ist auch nicht der
Meinung, dass diesem Ordnungsinstrument Priorität ge-
genüber allen anderen hauptsächlichen staatlichen Aufga-
ben einzuräumen wäre. Was die Raumplanung ist und sein
soll, das ist legaliter in Artikel 22quater Absatz 1, nämlich
durch die Fixierung der Zwecksetzung dieses staatlichen
Ordnungsinstrumentes, definiert, indem gesagt wird, dass
es sich bei den durch die Kantone zu schaffenden Raum-
planungen um Ordnungen zu handeln habe, die der
zweckmässigen Nutzung des Bodens und der geordneten
Besiedlung des Landes dienen sollen. Die Raumplanung
ist also - und das möchte ich festhalten, damit nicht aus
einer gewissen Euphorie, nachdem wir nun endlich diesen
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gesetzgeberischen Schritt tun können, begriffliche Verun-
sicherungen erfolgen - nicht einfach allen anderen staatli-
chen Tätigkeiten als Lenkungsinstrument überzuordnen,
zum Beispiel der gesellschaftspolitischen, der kulturellen,
der sozialpolitischen oder der wirtschaftspolitischen Akti-
vität des Staates. Wir wollen den Begriff der Raumplanung
nicht überdehnen, sondern die Raumplanung als notwen-
dige, zeitgemässe Institution einordnen in unsere anderen
staatlichen Tätigkeiten, ausrichten auf übergeordnete Ziel-
setzungen, auf die Gesamtheit unserer anzustrebenden,
zum Teil zu erneuernden staatlichen Ordnung. In Artikel 1
Absatz 2 des Gesetzentwurfes wird das zum Ausdruck
gebracht, und zwar durch eine bewusste Differenzierung
der zur Verwendung gelangenden Verben. Beachten Sie,
dass unterschieden wird zwischen Zielsetzungen, welche
durch die Raumplanung verwirklicht, erreicht, gewährlei-
stet oder gesichert werden sollen, und anderen Zielsetzun-
gen, welche bei der Raumplanung zu berücksichtigen oder
durch die Raumplanung zu fördern sind. Diese Differenzie-
rung der Verben ist keine zufällige, sondern eine gewollte.
Es ist nun festzuhalten, dass auf dem Gebiete der Raum-
planung weitherum ein Nachholbedarf besteht. Ungeord-
nete Entwicklungen, ohne dramatisieren zu wollen, Ziel-
konflikte, Ueberlastungen, zum Teil auch irreversible
Schäden belegen das zur Genüge. Wenn auch bereits Be-
deutendes geleistet wurde, so bezieht es sich eben doch
vielfach lediglich auf Teilbereiche dieser Tätigkeit. Noch
nicht erreicht ist vor allem eine durchgehende Planung,
eine vertikale Koordination; auch von der Verknüpfung von
Sachplanungen auf den verschiedenen Ebenen vom Bund
bis zu den Gemeinden, zum Beispiel von Verkehrsplanung,
Schulplanung mit der Raumplanung, sind wir noch weit
entfernt. Diese Verknüpfung ist aber notwendig, um die
vielgestaltigen wichtigen Zielsetzungen, welche auf allen
staatlichen Ebenen verfolgt werden, abzugrenzen, auszu-
richten auf raumplanerische Belange, zu koordinieren, um
so eine menschliche, gesellschaftliche und wirtschaftliche
Entfaltung im Sinne einer geordneten Entwicklung zu ge-
währleisten. Es geht nicht darum, mit raumplanerischen
Massnahmen die Entwicklung zum Erliegen zu bringen. Es
geht darum, mit der Raumplanung zu einer geordneten
Entwicklung beizutragen. Ich möchte sagen: die beiden
Begriffe Ordnung und Entwicklung müssen ein Zwillings-
paar darstellen; eine Entwicklung ohne Ordnung ist nicht
mehr zu verantworten..
Die Raumplanung ist in unsere staatliche Tätigkeit zu inte-
grieren. Herr Kollege Tschäppät hat bereits dazu Wesentli-
ches gesagt. Das bedingt ihren Einbau in unsere staatli-
che Ordnung, in unsere staatlichen Strukturen. Auch bei
der Bewältigung dieser Aufgaben ist unser Staatsaufbau
mit seinen verschiedenen Trägern zu respektieren, indem
die Zuständigkeiten vom grundsätzlichen Bereich auf der
höchsten Ebene bis zur konkreten Ausgestaltung und
Handhabung auf unteren und untersten Ebenen abgestuft
und abgegrenzt werden, wie dies ja Artikel 22quater be-
reits festlegt.
Nun ergeht im Zusammenhang mit der Raumplanung im-
mer wieder der Ruf nach einem neuen Bodenrecht, wobei
häufig der Eindruck besteht oder verursacht wird, dass wir
es auf diesem Gebiete des Bodenrechtes mit erstarrten
Rechtsinstitutionen, mit patriarchalischer Vergangenheit
zu tun haben, die einer zeitgemässen Weitergestaltung
unserer Gesellschaft entgegenstehen. Kollege Vincent hat
hier in diesem Sinne gesprochen.
Was ist dieses Bodenrecht, unser schweizerisches Boden-
recht? Dieses Bodenrecht ist eine Summe von Rechtsnor-
men, die sich weit verstreut in unserer gesamten Rechts-
ordnung befinden, im öffentlichen und im privaten Recht,
auf eidgenössischer, kantonaler und kommunaler Ebene.
Ich nenne z. B. die Bundesverfassung, mit den Arti-
keln 22ter und quater (also die Rechtsgrundlagen, die wir
hier zu behandeln haben), dann auch Artikel 24sexies (Na-
tur- und Heimatschutz), 24septies (Umweltschutz). Auch
Artikel 31 ist eine Norm, die zum Bereich des Bodenrech-

tes gehört (Handels- und Gewerbefreiheit). Ich verweise
auf unsere Kantonsverfassungen mit sachbezüglichen Be-
stimmungen, vor allem aber auch auf unser ZGB mit sei-
nem Erbrecht, z. B. dem bäuerlichen Erbrecht, mit seinem
Sachenrecht. Ich verweise auf das Obligationenrecht mit
Normen über Kauf, Miete und Pacht, z. B. in bezug auf
Veräusserungsbeschränkungen für Land, welches nicht zu
den Baugebieten gehört. Ich erinnere an das wohl älteste
eidgenössische Gesetz planerischer Natur, nämlich an un-
sere Forstgesetzgebung. Dann das Landwirtschaftsgesetz,
die Bodenverbesserungsverordnung, die Natur- und Hei-
matschutzgesetzgebung, das Gewässerschutzgesetz, Es
steht ausser Frage, dass vor allem die allgemeine Verord-
nung dazu weitgehend eine raumplanerische Motivation
und Zielsetzung besitzt. Denken Sie an das Bundesgesetz
über die Förderung des Wohnungsbaues (auf ihm basiert
die Subventionierung der Orts- und Regionalplanung); das
Enteignungsgesetz; den Bundesbeschluss über dringliche
Massnahmen auf dem Gebiete der Raumplanung. Ich er-
wähne weiter das Bundesgesetz über die Erhaltung des
bäuerlichen Grundbesitzes, die eigentumsmässigen, eben
bodenrechtlichen Auswirkungen der Lex von Moos und
neu der Lex Furgler, die Mieterschutzgesetzgebung. Ich
könnte noch manches auflisten um darzutun, aus welch
verästeltem Netz von Rechtsnormen sich unser Boden-
recht tatsächlich zusammensetzt.
Bereits die zitierten Rechtserlasse allein auf Bundesebene
widerlegen doch eindrücklich die Behauptung, den Vor-
wurf einer verhängnisvollen Erstarrung unserer eidgenös-
sischen Politik auf dem Gebiete des Bodenrechtes. Bewie-
sen wird durch diese Aufzählung das Gegenteil.
Ein Grossteil der erwähnten Rechtserlasse entstammt den
beiden letzten Jahrzehnten, kam seit Mitte der fünfziger
Jahre zustande, ist also ein Produkt unserer jüngeren und
jüngsten politischen Tätigkeit. Diese Erlasse bilden den
Ausfluss des anhaltenden und notwendigen Bestrebens
unserer Gesellschaft und unseres Staates um stete Weiter-
gestaltung, um sinnvolle Neuerungen, um eine sozial und
wirtschaftlich rechte und gerechte Ordnung, um Wahrneh-
mung des Allgemeininteresses und um Einordnung der
Individualinteressen. Und gerade dieser Zielsetzung, die-
ser permanenten Aufgabe unseres Staatswesens dient
auch die Vorlage für ein eidgenössisches Raumplanungs-
gesetz. Diese Vorlage will Rechtsbeziehungen weiterge-
stalten, Rechtsbeziehungen zwischen Bürgern und Staat,
aber auch Rechtsbeziehungen zwischen den Bürgern in
diesem Staate. Und weil diese Vorlage als notwendige,
zweckmässige und zeitgemässe Neuerung im Sinne der
erwähnten Aufgabenstellung für unsere Generation und für
die Zukunft zu bewerten ist, verdient sie unsere grundsätz-
liche Zustimmung.

Fischer-Bremgarten: «Ohne Ordnung kein menschenwürdi-
ges Dasein.» Mit diesem Satz des weisen griechischen
Philosophen Sokrates aus dem 4. vorchristlichen Jahrhun-
dert möchte ich eine Lanze für das neue Bundesgesetz
brechen. Raumplanung heisst das neue Zauberwort. Man-
chem Eidgenossen erscheint es als versteckter Anschlag
auf das Privateigentum, anderen als ein gewaltiger Schritt
zum Staatssozialismus und absoluten Etatismus, anderen
wiederum verbürgt es die Erhaltung unserer Erholungs-
landschaften und unseres kostbaren Kulturlandes und die
Eindämmung des wuchernden Wachstums in den Agglo-
merationen.
Das Raumplanungsgesetz ist zweifellos eines der am tief-
sten greifenden und am heftigsten umkämpften Gesetze,
das in den letzten Jahrzehnten erlassen wurde. Daher bedarf
dieser Gesetzestext wegen seiner Bedeutung und seiner
tiefen Eingriffe in die Freiheitsrechte und in das Privatei-
gentum einer klaren Auslegung und Interpretation. In die-
ser grundlegenden Erkenntnis vermag die Vorlage nicht
voll zu befriedigen, verweist sie doch wiederholt auf Richt-
linien, auf Ausführungsbestimmungen und auf noch zu
schaffende Spezialgesetzgebungen. Trotzdem müssen wir



28. Januar 1974 15 Raumplanung

uns bewusst werden, dass die -Raumordnung oder die
Raumplanung im ureigensten Sinne präventiven und lang-
fristigen Umweltschutz verbürgt.
Ich brauche Ihnen nicht mit vielen Worten zu begründen,
wie wichtig die Raumplanung nicht nur auf der Ebene des
Bundes, sondern ebensosehr auch im Bereiche der Kanto-
ne und Gemeinden erscheint. Wir treffen heute oft Verhält-
nisse in der Besiedlung und Planung unseres Landes an,
die wir vor unseren Nachkommen und - sind wir mit uns
ganz ehrlich - vor uns selber mit gutem Gewissen nicht
mehr verantworten können. Bodenverknappung, räumliche
Grossballungen und Streubauweise, chaotisch strukturier-
te Wohnsiedlungen sprechen ein beredtes Zeugnis. Die
letzten zwei Jahrzehnte haben der Schweizer Bevölkerung
einen raschen wirtschaftlichen Aufschwung, einen beacht-
lichen materiellen Wohlstand, aber ebensosehr ein unkon-
trolliertes, überbordendes, zügelloses Wachstum ge-
schenkt. Dem Anstieg des Lebensstandards ist zeitlich
parallel dazu die Lebensqualität nicht in gleichem Masse
gefolgt. Der Preis für diesen Wohlstand, für das sogenann-
te bessere, bequemere und behagliche Leben ist sehr
hoch ausgefallen, und böse Zungen behaupten, dass wir
von einer Leistungsgesellschaft zu einer Spekulationsge-
sellschaft degradiert worden sind. Dieser hohe Preis wird
uns täglich in laufender Rechnung abverlangt, in Form von
individuellen und kollektiven Nachteilen, durch Einengung
unserer persönlichen Freiheitsrechte, und vor allem durch
Schäden und Verluste in unserer Umwelt und in der Zer-
siedlung unserer Landschaft. Die Zersiedlung unserer
Landschaft ist der hohe Preis, den wir für unsere in völlig
unverhältnismässiger Weise stark gestiegenen Wohnan-
sprüche leisten müssen. Dazu bedrücken uns das bittere
Aufgeld der Bedrohung und Gefährdung unserer Zukunft,
die Bevölkerungsvermehrung und die massive, unkontrol-
lierte Benutzung von Boden, Wasser und Luft. Viele Grün-
und Erholungslandschaften werden unnötigerweise und
ungeordnet durch Wohnblöcke, Bürohäuser oder vielmehr
Büropaläste, Industrieanlagen und Ablagerungsplätze
überwuchert. Dieser ganz unerfreulichen Lage, diesem
heutigen total materialistischen Trend können wir nur mit
einem straffen, klar konzipierten neuen Bundesgesetz Ein-
halt gebieten. Wir können und müssen mit dem neuen
Raumplanungsgesetz die natürlichen Grundlagen von
menschlichem Leben, von Boden, Luft und Wasser, Ernäh-
rung und Landschaft schützen. Wir müssen mit dem neuen
Gesetzerlass die räumlichen Voraussetzungen für die
Entfaltung des persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen
Lebens schaffen. Es wird immer mehr erkannt, dass die
wirtschaftlichen Ziele uns nicht die höchste Lebensqualität
und Glückseligkeit zu schenken vermögen. Die Raumpla-
nung und die Raumordnung müssen sich im Dienste am
Menschen auszahlen und auswirken.
Wenn wir von Raumordnung sprechen, so denken wir
ebensosehr an Raumunordnung. Betrachten wir nur die
hässliche Zersiedlung unseres Mittellandes, zum Beispiel
zwischen Zürich und Oftringen, die vielen ungeordneten
Häuserreihen und Wohnsiedlungen sowie Industrieanla-
gen, die buchstäblich zusammenhanglos herumstehen.
Dieser Streubauweise Einhalt zu gebieten sind die ele-
mentarsten und ältesten Postulate der Orts-, Regional-
und Landesplanung. Unser Boden ist ein kostbares und
nicht vermehrbares Gut. Aus dieser Feststellung ergibt
sich für uns die Pflicht und die Aufgabe, mit diesem Bo-
den haushälterisch und sparsam umzugehen. Sorgfältig
mit dem Boden umgehen heisst aber, nur soviel Land
nutzen, als für das Siedlungsgebiet unbedingt notwendig
erscheint. Die Ausnützung muss so angestrebt werden,
dass eine möglichst kleine Beeinträchtigung für Mensch
und Umwelt resultiert. Wohnen, Arbeiten und der Verkehr
sowie die Erholung sollen in einem zweckmässigen Ver-
hältnis zueinander stehen.
Der stellvertretende Delegierte für Raumplanung, Fürspre-
cher Baschung, führt in seinem soeben erschienenen Be-
richt aus, dass erst 2,5 bis 3 Prozent der gesamten

Oberfläche der Schweiz mit Wohnhäusern, Fabriken, Ver-
kehrswegen und dergleichen überbaut sind. Diese Zahlen
von Herrn Baschung sind zum Teil irreführend und nicht
ganz objektiv. Sie tragen der heutigen Situation in keinem
Masse Rechnung. Die Relation der Zahlen könnte höch-
stens für Holland oder Belgien, aber auch hier nur be-
dingt, zur Auswertung und Anwendung kommen; denn
Herr Baschung und Sie, meine Damen und Herren, sollten
genau wissen, dass 27,6 Prozent unseres Landes total un-
überbaubar sind, also absolut unproduktiv, dass die Indu-
strieanlagen und Wohnsiedlungen sich im schönsten Kul-
turland befinden, und dass 13,8 Prozent dieses Kulturlan-
des überbaut sind. Oder sollen wir diese ins falsche Licht
und in falsche Beziehung gebrachten Zahlen als stille Auf-
forderung an das Baugewerbe verstehen, dass noch für
gut 4 bis 5 Millionen Ausländer und Flüchtlinge Wohnun-
gen und Fabriken gebaut werden sollen und dass unser
Schweizer Boot noch nicht überladen ist?
Sie bemerken, wie willkürlich und selbstherrlich unsere
Planer sich oft mit Zahlen herumschlagen, die je nach
Absicht in eine falsche Korrelation zur Wirklichkeit ge-
bracht werden. So können oft die öffentliche Hand und die
Planer Schicksal spielen. Es darf auch in diesem hohen
Hause und an diesem Pult ohne Einschränkung, gesagt
werden, dass die Raumplanung häufig für die direkt Be-
troffenen zum Teil sehr unangenehme Folgen haben kann
und sogar oft ausgesprochene Härtefälle schafft. Daher
lautet das erste Gebot, dass die Raumplanung mit aller
Sorgfalt und sachgerecht angestrebt werden muss.
Auf der anderen Seite können wir als weitschauende Poli-
tiker und als Staatserhalter auch nicht mehr zulassen,
dass Privateigentümer und Landbesitzer eigene Massstäbe
und Limiten setzen. Aus diesem Grunde war das germani-
sche Bodenrecht nicht so abwegig, indem es das bonum
comune voranstellte.
Die Sicherung der Unabhängigkeit unseres Vaterlandes ist
ein zentrales Ziel unserer Bundesverfassung. Sie verlangt
in erster Linie eine wirksame Landesverteidigung und,
nicht weniger bedeutend, eine angemessene Eigenproduk-
tion von Nahrungsmitteln. Auch dieser Forderung hat die
Raumplanung sinngemäss Rechnung zu tragen, indem sie
bebaubares Landwirtschaftsland ausscheidet und vor dem
Zugriff der Spekulation schützt. Unsere moderne Industrie-
gesellschaft muss ein ureigenes Interesse haben, dass
eine leistungsfähige Landwirtschaft in unserem Lande er-
halten bleibt. Unsere Wiesen und Felder nicht nur im
Flachland, sondern auch im Berggebiet dürfen nicht ver-
steppen, unsere herrlichen Ackerfelder nicht verwildert
werden. Brachland, das heisst nicht mehr genutztes land-
wirtschaftliches Land, nimmt in den letzten Jahren stark
Überhand, vor allem im Berggebiet. Heute haben wir in
unserer kleinen Schweiz 80 000 Hektaren Brachland in den
Zentralalpen und in der Südschweiz. Bis zum Jahre 2000
rechnet man mit 280000 Hektaren, weil diese ungefreute
Entwicklung auf Jura und Voralpen übergreift. Durch die
Brachlegung entstehen schwerwiegende rechtliche, finan-
zielle, volkswirtschaftliche und nicht zuletzt raumplaneri-
sche Probleme. Unsere späteren Generationen sollen sich
aber mit eigenen Augen überzeugen können, woher das
Brot, die Milch, Eier und Tomaten stammen.
Zur Förderung der Landwirtschaft gehören nicht nur Sub-
ventionen, Preisstützungsaktionen und Absatzförderungen,
sondern vielmehr zielgerichtete raumplanerische Massnah-
men. Ins Auge fasse ich vor allem die Schaffung einheitli-
cher Landwirtschaftszonen. Dadurch erhält das Kultur-
land wieder seinen echten Wert, das heisst den Ertrags-
wert, das bebaubare Land kann wieder von der jungen
Bauerngeneration zu vernünftigen Preisen erworben wer-
den, und der Traum von präsumtivem Bauland so vieler
Grundbesitzer nimmt ein Ende. Auf der anderen Seite soll
aber der Landwirtschaft auch Land zugewiesen werden,
das im Gesamtinteresse unseres Staates und unserer Ge-
sellschaft genutzt und gepflegt werden muss. Wir denken
in erster Linie an die Erholungslandschaften und an unse-
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re Fremdenverkehrsgebiete. Durch die Pflege dieser Land-
schaften erbringt der Landwirt Leistungen, die im Gesamt-
interesse unserer Bevölkerung zu sehen sind und die nicht
durch die übliche Preis- und Einkommenspolitik finanziell
abgegolten werden können. In diesem speziellen Falle
müssen der volkswirtschaftliche Ausgleich und die Abgel-
tung zugunsten der arbeitenden Landbevölkerung erfol-
gen. Der Mensch im hochentwickelten, hektischen Indu-
striezeitalter sehnt sich nach diesen gepflegten und gedie-
genen Erholungslandschaften, die durch raumplanerische
Massnahmen ausgeschieden werden müssen.
Kurz die Begründung für diesen Ausgleich. Die Landwirte
konnten sich bisher mit Recht für die Berufsgruppe halten,
die am meisten Positives für die menschliche Umwelt lei-
stet, denn noch in diesem Jahrhundert ist es für den
Landwirt selbstverständlich, dass er eine moralische Ver-
pflichtung habe, seinen Boden in Ordnung zu halten und
dessen Fruchtbarkeit zu steigern, dass er eine Verantwor-
tung trägt für eine gute und ausreichende Ernährung sei-
ner Mitmenschen und dass er auch die Landschaft, die er
als schön und zweckmässig empfindet, durch seine Arbeit
weiter zu erhalten habe. Gerade der europäische Landwirt
hatte in Jahrhunderten gelernt, dass man in der Landwirt-
schaft die Arbeit nicht nur darnach beurteilen darf, ob ihr
in überschaubarer Zeit ein Erfolg beschieden sei, sondern
er war (jedenfalls in Nord-, West- und Mitteleuropa) dazu
erzogen worden, seine Arbeit darauf abzustellen, dass sie
langfristig den biologischen Kreislauf optimal unterstütze,
wozu er selber vieles beizutragen hatte, das ihm während
seines Lebens kein reales Einkommen brachte.
Wie trostlos sähen die Erholungsgebiete heute schon aus,
wenn es nicht noch die grosse Zahl der Nebenerwerbs-
Landwirte gäbe, die trotz der Arbeit in einem fremden
Beruf nach wie vor landwirtschaftlich tätig sind und ihre
Felder am Abend, am Samstag und während der Ferien
pflegen, ja die sehr oft noch Arbeiten vornehmen, die der
Haupterwerbs-Landwirt gar nicht mehr verrichten kann!
Dabei müssen sie es dann noch hinnehmen, dass es
Agrarpolitiker und Journalisten gibt, welche ihre Arbeit ver-
ächtlich machen und das Ende dieser Betriebsform mög-
lichst mit staatlicher Hilfe beschleunigen möchten, als
«Gesundschrumpfung in der Landwirtschaft»; ein hässli-
cher, unschweizerischer Ausdruck, der sowohl vom Vor-
steher des Volkswirtschaftsdepartementes wie vom «BIGA-
Grübel» täglich verwendet wird. Es würde bedeuten, Eulen
nach Athen zu tragen, wollte ich in dieser Beziehung zur
Pflege der Erholungslandschaft noch weiter ausholen. An-
gesichts der heutigen unerfreulichen Situation in unserer
Landesplanung müssen wir - der Not gehorchend,
nicht dem eigenen Triebe - zum neuen Bundesgesetz ein
überzeugtes Ja aussprechen. Trotz gewisser Härtefälle
und Einengung der persönlichen Freiheitsrechte sowie Be-
schneidung des Privateigentums müssen wir uns zum
Raumplanungsgesetz bekennen, sagt doch ein Dichterwort
so trefflich: «Man kann wohl in Freiheit leben und doch
nicht ungebunden sein.»
In diesem Sinne und mit dieser Zielsetzung darf ich Sie im
Namen der republikanischen und nationalen Fraktion bit-
ten, auf die Vorlage einzutreten. Zum Schluss sei es mir
noch vergönnt, dem Departementsvorsteher, Herrn Bun-
desrat Purgier, seinen Mitarbeitern und allen Kommis-
sionsmitgliedern für die zum Wohle unseres Landes gelei-
stete Arbeit zu danken.

Jaeger-St. Gallen: Wenn meine Einführungen zum Teil et-
was kritisch ausfallen, so möchte ich Sie bitten, meine
Kritik zu verstehen als die Kritik eines Politikers, der sich
auch in beruflicher Hinsicht mit diesen Fragen auseinan-
derzusetzen hat.
Zunächst zum zeitlichen Problem. Obwohl auch wir uns
über das vorliegende Raumplanungsgesetz freuen, müssen
wir schlicht und einfach feststellen: Es kommt zu spät. In
vielen Regionen unseres Landes ist die Verschandelung
der Landschaft und der Siedlungsbilder als Folge des un-

geordneten Ueberbauens zu weit fortgeschritten, als dass
das Rad überhaupt noch zurückgedreht werden könnte.
Denn vielerorts ist nicht wieder gutzumachender Schaden
entstanden. Der Gedanke der Raumplanung ist zu spät
reif, vor allem aber viel zu spät in die politische Wirklich-
keit umgesetzt worden. Die parlamentarische Behandlung
in den Kommissionen erfuhr zusätzliche unnötige Verzöge-
rungen, zum Teil, weil eine unserer grösseren Fraktionen
sich in der Raumplanung bis heute noch nicht zu einer
einheitlichen Haltung durchringen konnte. Die Differenzen
der beiden Räte werden wohl kaum vor der Septemberses-
sion bereinigt werden können. Dann folgt noch die dreimo-
natige Referendumsfrist. Sodann wird es schliesslich noch
von der Gunst des Stimmbürgers abhängen, ob das Raum-
planungsgesetz am 1. Januar 1975 überhaupt in Kraft tre-
ten kann. Wir betrachten diesen Zeitaufwand für die Lö-
sung einer derart dringlichen Frage als bedenklich, insbe-
sondere angesichts folgender Tatsache:
Aufgrund des Gesetzes haben die Kantone innert fünf Jah-
ren Gesamtrichtpläne, innert drei weiteren Jahren Nut-
zungspläne zu erstellen. Für beide Aufgaben kann um Frist-
verlängerungen nachgesucht werden. Sie sehen, acht Jah-
re und mehr kann allein noch die planerische Einlaufpha-
se dauern; eine lange Zeit, wenn man bedenkt, wieviel
landschaftliche Unberührtheit und Schönheit in dieser Zeit
noch zerstört und wie viele Fehlentwicklungen eingeleitet
oder fortgesetzt werden können. Es ist zu hoffen, dass
diese lange Dauer der Realisierung von den zuständigen
kantonalen und eidgenössischen Instanzen wenigstens da-
zu genutzt wird, die Lehren aus dem dringlichen Bundes-
beschluss über die Ausscheidung provisorischer Schutz-
gebiete zu ziehen. Insbesondere die Lehre, dass gerade
die Raumplanung nicht nur am Reissbrett erfolgen kann,
sondern von oben nach unten und von unten nach oben
durch laufende gegenseitige Information und Aussprache
vorbereitet und begleitet werden soll.
Zu den Zielsetzungen: Es gibt wahrscheinlich kein Gesetz
in unserem Bundesrecht, das ein derart weitreichendes
und ambitiöses Programm aufweist, wie es im Zielkatalog
von Artikel 1 des Raumplanungsgesetzes umschrieben ist.
Ganz besonderes Gewicht erhält der Zweckartikel durch
Artikel 2 und andere Bestimmungen, wonach die planeri-
schen Massnahmen nicht nur auf ihre Zweckmässigkeit,
sondern auch auf ihre Rechtmässigkeit geprüft werden
müssen. Die materiellen Grundsätze in Artikel 1 erhalten
dadurch einen recht hohen Verbindlichkeitsgrad.
Darf ich Sie nur auf zwei der weittragenden Programm-
punkte aufmerksam machen? Zunächst das strukturpoliti-
sche Ziel: «Die Raumplanung hat den Ausgleich zwischen
ländlichen und städtischen, wirtschaftlich schwachen und
wirtschaftlich starken Gebieten zu fördern.» Sodann das
regional- und siedlungspolitische Leitbild: «Die Raumpla-
nung hat die Dezentralisation der Besiedlung mit regiona-
len und überregionalen Schwerpunkten zu fördern und die
Entwicklung der grossen Städte auf dieses Ziel hinzulen-
ken.»
Es sind ungeheuer folgenschwere Entscheidungen, die wir
hier zu fällen haben. Denn hier handelt es sich um eigent-
liche Entscheide über Leitbilder, das heisst (ich zitiere
einen Aufsatz von Herrn Professor Nydegger): «Es handelt
sich um Spitzen von Eisbergen, die in alle Lebensberei-
che, in alle Bereiche von Politik und Gesetzgebung hinab-
reichen.»
Und wie sollen nun diese weitgesteckten Ziele verfolgt
werden? Wir müssen uns bewusst sein, dass in Artikel 3ff.
des Raumplanungsgesetzes Bestimmungen folgen, die, mit
wenigen Ausnahmen, Planungsvorschriften, Bestimmungen
über die finanzpolitischen und institutionellen Implikatio-
nen darstellen; ich denke da vor allem an die Beitragsre-
gelungen durch den Bund, die Mehrwertabschöpfung, die
Enteignung und andere mehr. In instrumentaler Hinsicht
schafft also das Raumplanungsgesetz nur den Ordnungs-
rahmen, das heisst die institutionellen und organisatori-
schen Voraussetzungen, die gegeben sein müssen, damit
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die in Artikel 1 formulierten ambitiösen Ziele überhaupt
anvisiert werden können. In materieller Hinsicht enthält
mithin das Raumplanungsgesetz ausserhalb von Artikel 1
praktisch nur Leerformeln, ohne das als negativen Begriff
aufzufassen. Nur zwei Beispiele:
Wohl verlangt Artikel 12, als Siedlungsgebiet dürfe nur
Land ausgeschieden werden, welches bereits überbaut ist
oder hiefür innert 20 bis 25 Jahren benötigt wird. Indessen
bleibt offen, wieviel Boden nun tatsächlich als Siedlungs-
gebiet gebraucht und ausgeschieden und wie dieser Bo-
den regional verteilt werden soll.
Ein anderes Beispiel: Was bedeutet - flächenmässig gese-
hen - das Erfordernis einer ausreichenden eigenen Ernäh-
rungsbasis?
All das soll keine Kritik sein. Ich wollte Ihnen lediglich die
ungeheure Diskrepanz, das eigentliche Missverhältnis zwi-
schen Zielsetzung und Mitteln in diesem Gesetz aufzeigen.
Das weitreichende Zielprogramm birgt die Gefahr in sich,
dass die Ziele auf dem Papier stehen bleiben und dass die
Leerformeln zu einem Leerlauf in der Politik führen könn-
ten. Das alles sage ich, obwohl ich die materiellen Grund-
sätze, insbesondere die regional- und strukturpolitischen
Leitbilder, wie sie im Zweckartikel festgehalten sind, mit
allem Nachdruck selber unterstütze und obwohl auch ich
meinerseits zur Ergänzung dieses Zielkataloges beigetra-
gen habe. Ich möchte nur vor Illusionen warnen, die man
sich mit dem Raumplanungsgesetz allenfalls machen
könnte. Ich möchte davor warnen, anzunehmen, mit dem
Raumplanungsgesetz würden die in Artikel 1 anvisierten
Probleme gelöst, das Raumplanungsgesetz würde den
Bund also von weiteren Struktur-, regional- und siedlungs-
politischen Anstrengungen auf Rechtsetzungsstufe entbin-
den. Dieses Gesetz ist nur ein - wenn auch wichtiger -
Schritt zum weitgesteckten Ziel. Andere flankierende
Schritte sind zum Teil erfolgt, ich denke an das Entwick-
lungskonzept für die Berggebiete, oder müssen so bald als
möglich folgen.
Nun zum Problem der Bodenrechtsreform. Das Raumpla-
nungsgesetz wird wohl einige Missstände im Bereich der
Bodenordnung etwas korrigieren. Vor einem meines Er-
achtens verhängnisvollen Missverständnis indessen möch-
te ich warnen. Mit dem vorliegenden Gesetz wird die Fra-
ge der Neuordnung und des Bodenrechts weder vertagt
noch gar gelöst, sondern bestenfalls vorbereitet oder ein-
geleitet; denn auch weiterhin werden wir mit folgenden
Problemen in diesem Bereich konfrontiert bleiben.
Erstens: Unangemessene und inflationstreibende Grund-
stücksgewinne, denen weder eine unternehmerische Lei-
stung noch ein Risiko gegenüberstehen.
Zweitens: Eine chaotische und im Ausmass völlig ungenü-
gende Regelung des Grundeigentümerbeitragswesens.
Drittens: Nachzahlung durch die ungesunde Konzentration
des Grundbesitzes.
Viertens: Unaufhaltsame Entmischung der Siedlungsgebie-
te, vor allem nach den Funktionsbereichen Wohnen und
Arbeiten.
Fünftens: Extreme Bodenpreissteigerungen insbesondere
in den Agglomerationen mit den dadurch bedingten Pro-
blemen wie Bodenordnung, Zweckentfremdung von Woh-
nungen, Mietzinssteigerung und so weiter.
Das alles sind Probleme, die mit der Raumplanung oder
zumindest nur mit ihr nicht bewältigt werden können. Ja,
wir müssen uns fragen, ob sachlich gesehen das Timing,
nämlich zuerst Raumplanungsgesetzgebung und erst in
der Folge Bodenrechtsreform, richtig und sinnvoll war. Wir
meinen im Gegenteil, das Timing war und ist nicht Aus-
fluss einer boden- und raumordnungspolitischen Strategie,
sondern hat sich einfach aus den Sachzwängen heraus
ergeben. Die Bodenrechtsreform wird somit durch das
Raumplanungsgesetz nicht hinfällig, sondern nur noch ak-
tueller. Bei dieser Gelegenheit gestatte ich mir folgende
Frage an den Bundesrat: Ist es so, wie da und dort gesagt
wird, dass ein ausgearbeitetes Modell einer bodenpoliti-
schen Neuordnung sowie eine Neufassung von Arti-
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kel 22ter BV als Departementsentwurf vorliegen? Wenn ja,
wäre diese Tatsache als sehr erfreulich zu taxieren.
Nun noch zu einigen anderen Punkten des Raumplanungs-
gesetzes. Welches sind die konkreten und direkt anvisier-
ten Ziele des Raumplanungsgesetzes? Zwei Ziele stehen
im Vordergrund. Erstens: Die bedarfsgerechte Aufteilung
und klare Ausscheidung des Bodens auf die einzelnen
Nutzungsfunktionen Siedlung, d. h. Wohnen und Pro-
duzieren, Land- und Forstwirtschaft sowie Erholung und
damit auch die Verhinderung der Streubauweise und der
unkontrollierten Ausuferung der Agglomerationen. Zwei-
tens: Die Sicherstellung der tatsächlichen Nutzung im Sin-
ne der Planung. Daraus ergeben sich nun die instrumenta-
len Angelpunkte des Gesetzeswerkes. So auch die Ver-
pflichtung zur zweckmässigen Nutzung, die Trennung von
Siedlungs- und Nichtsiedlungsgebieten, sodann der Aus-
bau der Enteignungsmöglichkeit sowie die Ausklammerung
bestimmter Tatbestände von der materiellen Enteignung,
ferner die Abschöpfung der planerischen Mehrwerte, und
schliesslich die Möglichkeit von Ausgleichszahlungen zu-
gunsten der Landwirtschaft als abgeltende Leistungen im
Interesse der Raumplanung. Die instrumentale Ausstattung
der Raumplanung und der Aufbau des Gesetzes scheinen
uns zweckmässig und hinreichend zu sein. Unsere diesbe-
zügliche Kritik ist indessen zum Teil von derart umfassen-
dem Charakter, dass wir an ihr auch in der Eintretensde-
batte nicht vorbeisehen können.
Zunächst zur Frage der Enteignung. Diese wird in Arti-
kel 43 als Instrument zur Durchsetzung der Nutzungspläne
stipuliert. Aus Kreisen, die in völlig richtiger Einschätzung
der Lage vom Bundesrat die Förderung der Berggebiete
und entsprechende Bundesmittel verlangen, liegt zu Arti-
kel 43 ein Streichungsantrag vor. Diese Kreise wollen also
dem Bundesrat die Grundlagen verweigern, ohne die eine
gezielte und vor allem geordnete Förderung der weniger
entwickelten Regionen schlechthin nicht möglich sein
wird. Wenn dem Bund und den Kantonen die Möglichkeit
der Enteignung als ultima ratio vorenthalten bleibt, wird
die Raumplanung kaum realisiert werden können. Hier
geht es daher wirklich um die Grundfrage: Wollen wir die
Raumplanung oder wollen wir sie nicht?
Auch bezüglich Artikel 55bis über den Ausgleich und die
Abgeltung von raumplanerischen Leistungen durch die
Landwirtschaft befinden wir uns in nahezu völliger Ueber-
einstimmung mit Bundesrat und Kommission. Die Forde-
rung nach einem volkswirtschaftlichen Ausgleich zugun-
sten von Gebieten, die aufgrund ihrer landwirtschaftlichen
Funktion und ihrer Erholungsfunktion Beschränkungen ih-
rer baulichen und wirtschaftlichen Entwicklungsmöglich-
keiten im Interesse des Gemeinwohls auf sich nehmen,
erachten wir als raumordungspolitisch richtig und gerecht-
fertigt. Auch können wir den politischen Stellenwert von
Artikel 55bis ermessen. Ohne ihn würde die Raumplanung
in Kreisen der Landwirtschaft und in den wirtschaftlich
schwächeren Regionen politisch wohl kaum zum Tragen
kommen. Zu bemängeln ist andererseits die fehlende Kon-
kretisierung der ins Auge gefassten Lösungsmodelle. Sol-
len beispielsweise Direktzahlungen je Hektare an die Stel-
le der produktionsgebundenen Preissubventionen treten?
Wie hoch und nach welchen Kriterien sollen die Aus-
gleichszahlungen angesetzt werden? All diese zentralen
Fragen mussten in der vagen Fassung von Artikel 55bis
vorläufig noch offen bleiben. Damit hier die Grenzen des
Tragbaren nicht gesprengt werden, werden wohl straffe
Kriterien stipuliert werden müssen.
Neuland betrifft das Raumplanungsgesetz übrigens auch
mit der sogenannten «angemessenen» Abschöpfung von
Mehrwerten an Grundstücken als Folge raumrelevanter
staatlicher Planungsmassnahmen. Wir haben die Fassung
von Artikel 45, wie sie jetzt von der Kommission vorge-
schlagen wird, ausschlaggebend mitgestaltet und befür-
worten daher sowohl den Grundsatz der Mehrwertab-
schöpfung als auch die Sinnrichtung der Ausgestaltung,
wie sie in Artikel 45 vorgesehen ist. Indessen möchten wir
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auch hier vor Illusionen warnen. Meines Erachtens geht
die Mehrwertabschöpfung - so wie sie hier vorgesehen ist
- noch zu wenig weit. Angesichts der allgemein verbreite-
ten Tendenz der öffentlichen Gemeinwesen, möglichst viel
Siedlungsgebiet und Bauzonen auszuscheiden, dürften -
zumindest was die Zonierungsmehrwerte anbelangt - nur
relativ kleine Abschöpfungserträge zu erwarten sein. Da-
von abgesehen stellt sich bei der Mehrwertabschöpfung
wieder die Frage der technischen Praktikabilität. Relativ
einfach zu handhaben wäre eine Mehrwertabschöpfung
dann, wenn sie die gesamten Grundstückmehrwerte, also
nicht nur jene, die durch planerische Vorkehren entstehen,
sondern auch die konjunkturellen Knappheitsmehrwerte
erfassen würde. Eine solche Erweiterung des Steuerobjek-
tes in der Form der sogenannten Baulandsteuer wird oh-
nehin dereinst vorgenommen werden müssen. Der fiskal-
politische Charakter einer solchen funktionablen Mehr-
wertbesteuerung Hess sich leider aus rechtlichen und poli-
tischen Gründen verständlicherweise nicht im Raumpla-
nungsgesetz realisieren.
Worin wir nun mit Bundesrat und Kommissionsmehrheit
nicht übereinstimmen, ist Artikel 35. Bereits bei der Bera-
tung des dringlichen Bundesbeschlusses über die Aus-
scheidung provisorischer Schutzgebiete haben wir eine
eindeutige und konsequente Trennung von Siedlungs- und
Nichtsiedlungsgebieten verlangt, die eine nicht zweck-
mässige Nutzung, d. h. zweckfremde bauliche Massnah-
men im Nichtsiedlungsgebiet, praktisch ausschliesst. Da-
her ist uns der Mehrheitsantrag der Kommission zu Arti-
kel 35 Absatz 3 zu wenig konsequent. Diese weitgefasste
Ausnahmeklausel für bauliche Massnahmen im Nichtsied-
lungsgebiet könnte zum trojanischen Pferd der ganzen Ge-
setzgebung werden; denn eine derart weitmaschige Aus-
nahmeregelung wird zwangsläufig eines der beiden ober-
sten Ziele der Raumplanung, nämlich die Verhinderung
der Streubauweise und die klare Trennung der Nutzungs-
bereiche völlig in Frage stellen. Wir sind uns der politi-
schen Belastung des Raumplanungsgesetzes durch eine
radikale Ausnahmesperre bewusst. Wir haben daher eine
gangbare mittlere Lösung vorgeschlagen, die wenigstens
Fehlentwicklungen, wie etwa die sogenannten Satelliten-
dörfer im Landwirtschaftsgebiet, zu verhindern vermöchte.
Damit bleibt mir ein letzter, meines Erachtens sehr we-
sentlicher Aspekt dieses folgenschweren Gesetzeswerkes
zu beleuchten. Es stellt sich nämlich die Grundsatzfrage:
Können wir die Raumplanung angesichts der prekären Fi-
nanzlage der öffentlichen Haushalte gegenwärtig über-
haupt finanziell verkraften? Wie gross wird das jährliche
finanzielle Engagement unter dem Titel «Raumplanung»
per Saldo ausfallen? Ganz speziell muss uns diese Frage
- wir haben darauf hingewiesen - in bezug auf Arti-
kel 55bis interessieren. Der Bundesrat selbst hat sich
schon verschiedentlich dahingehend geäussert, es sei
ausserordentlich schwierig, wenn nicht gar unmöglich,
konkrete Angaben über das finanzielle Engagement zu ma-
chen, das dem Bund aus der Raumplanung erwachsen
wird. Unter diesen Gesichtspunkten erscheint es mir als
vorteilhaft, wenn das Parlament sich die Kontrolle über die
für die Zwecke der Raumplanung oder zumindest über die
für die Zwecke des volkswirtschaftlichen Ausgleichs auszu-
gebenden Bundesmittel vorbehält. Eine solche Kontrolle
hat mit Planungsfeindlichkeit nichts zu tun. Im Gegenteil:
Sie würde die ganze Vorlage meines Erachtens politisch
nicht unwesentlich entlasten.
Trotz diesen zum Teil recht kritischen Erwägungen setzen
wir grosse Hoffnungen auf das Raumplanungsgesetz. Wir
anerkennen auch die enormen Anstrengungen des Depar-
tements, innert nützlicher Frist, ich möchte sagen, in gros-
sem Tempo - einmal mehr im Furgler-Tempo -, zu einer im
wesentlichen ausgereiften Vorlage zu kommen. Auch wir
möchten Herrn Bundesrat Furgler und seinen Mitarbeitern
dafür unseren Dank aussprechen. Raumplanen ist eine
Daueraufgabe. Sie befasst sich mit nicht mehr und nicht
weniger als mit der Gestaltung der räumlichen Dimension

der künftigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Das Raumplanungsgesetz betrachten wir demzu-
folge als ein notwendiges, aber nicht hinreichendes Instru-
mentarium zur Lösung der künftigen wirtschafts-, siedlungs-
und gesellschaftspolitischen Aufgaben.
In diesem Sinne beantragen wir Eintreten.

Kaufmann: Die CVP-Fraktion fordert eine wirksame Raum-
planung und ist für Eintreten. Wir stehen zwar durchaus
auf dem Boden des privaten Grundeigentums und der dar-
aus fliessenden Baufreiheit; aber wir müssen erhrlich
zugeben: Wir haben diese Baufreiheit in den letzten 25
Jahren doch reichlich strapaziert, und ich würde sagen,
auch missbraucht. Die technischen und finanziellen Mög-
lichkeiten sind unseren geistigen und charakterlichen weit
vorausgeeilt. Wir haben alles und überall gebaut, mehr
und Augenfälligeres, ohne Rücksicht auf die Oeffentlich-
keit, auf unsere Eigenart, auf die Landschaft und das Orts-
bild. Und heute beginnt die Oeffentlichkeit zurückzuschla-
gen, zumal sich in gewissen Kreisen doch eine Sinnes-
wandlung zeigt. Ich glaube, für uns alle gilt das römische
Wort «Primum vivere, deinde philosophari»: Zuerst wollen
wir leben, essen, trinken, wohnen und Geld verdienen.
Aber wenn wir das dann alles haben - und wir haben es
weitgehend -, dann wollen wir doch auch einmal über den
Sinn des Lebens nachstudieren. Dann empfinden wir ein
Verlangen nach Ruhe, Erholung, nach unversehrten Land-
schaften und überhaupt nach psychischer Gesundheit.
Diese Betrachtungsweise kommt uns ganz besonders ent-
gegen. Wir sind der Anbetung des Geldes nicht in erster
Linie verpflichtet; wir begrüssen es daher auch, dass mit
dem Raumplanungsgesetz das «Ueberallbauland» abge-
schafft werden und dass Artikel 35 eine strenge Trennung
von Bauland und Nichtbauland bringen soll. Damit werden
die Voraussetzungen geschaffen für ausreichende Erho-
lungs-, Landwirtschafts- und Siedlungsgebiete. Die Boden-
knappheit zwingt uns zur Ordnung. Sie wissen aus Ihrer
persönlichen Erfahrung: Ordnung schafft uns immer zu-
sätzlichen Raum.
Die CVP-Fraktion akzeptiert auch die Enteignung, insbe-
sondere die Enteignung in der Fassung, wie sie nun die
nationalrätliche Kommission vorschlägt, mit den Vorteilen
für den Grundeigentümer. So sehr wir eine wirksame
Raumplanung entschieden unterstützen, so sehr wollen wir
andererseits die Raumplanung im Griff behalten. Die
Raumplanung - das geben wir unumwunden zu - trägt
gefährliche Tendenzen. So besteht weiter die Gefahr, dass
die Technokraten und Planer die Raumplanung vom grü-
nen Tisch aus schaffen, ohne die Sorgen und Anliegen der
Grundeigentümer und der interessierten Kreise auch nur
zu kennen. Unsere Fraktion ist daher der Meinung, dass
wir für eine Demokratisierung der Raumplanung einzutre-
ten haben, und sie begrüsst den Antrag der Kommission
zu Artikel 2 Buchstabe a. Sie ist auch für den Ausbau des
Rechtsschutzes und für korrekte Entschädigungen bei ma-
terieller und formeller Enteignung; sie wendet sich gegen
unnötige Vorkaufsrechte des Staates, und sie erblickt den
bestmöglichen Schutz des einzelnen in einer föderativen
Staatsstruktur.

Damit käme ich zu einem zweiten Problemkreis - Herr
Tschäppät hat das bereits angetcnt -: Es ist tatsächlich
so, dass die Raumplanung zentralistischer wird. Früher
wuchs die Raumplanung von unten nach oben, von der
Gemeinde in den Kanton hinein; heute wird die Planung
im wesentlichen von oben nach unten diktiert. Wir stellen
unsere Sorgen, wie schon beim Erlass des Artikels 22qua-
ter, in diesem Zusammenhang bewusst zurück, weil ra-
sches Handeln in der Not für einmal wichtiger erscheint
als das allmähliche Wachsen von unten herauf. Dennoch
möchte ich hier im Zusammenhang mit dem föderativen
Staatsgedanken einige Bemerkungen anfügen und her-
nach Herrn Bundesrat Furgler zwei direkte Fragen stellen.
- Vorab einige Bemerkungen:
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In Artikel 22quater haben wir eine Partnerschaft zwischen
Bund und Kanton verankert: Grundsätze dem Bund, und im
übrigen die Raumplanung den Kantonen. Und nach der
Gesetzesberatung in den Kommissionen haben wir uns
nun eigentlich zu fragen: Hat dieser Artikel 22quater
eigentlich gehalten, was er versprach? Ich würde heute
sagen: im wesentlichen ja, mit einem Vorbehalt. Die Ge-
setzgebung hat gezeigt, dass es praktisch keine Abgren-
zungskriterien gibt zwischen Grundsatz und Nichtgrund-
satz, und die Gesetzgebung hat gezeigt, dass wir als Bun-
desgesetzgeber zahlreiche Einzelheiten geregelt haben.
Wir sind in diesen Regelungen sakrosankt, weil es keine
Verfassungsgerichtsbarkeit gibt. Die Regelung dieser Ein-
zelheiten ist im vorliegenden Fall nicht weiter schlimm,
weil die Einzelheiten immer im Sinne des Grundeigentü-
mers geregelt wurden. Aber ich möchte diese Bemerkung
gemacht haben für kommende Revisionen: Grundsätzlich
hat sich der Bundesgesetzgeber .bei der Regelung von
Einzelheiten Zurückhaltung aufzuerlegen, sonst wird er
verfassungswidrig.
Eine weitere Bemerkung. In der Raumplanungsgesetzge-
bung kommt gezwungenermassen die Regionalplanung,
der Regionalgedanke zu kurz, einfach deshalb, weil wir
rechtlich noch keine Regionen besitzen. Unsere Fraktion
steht aber der Regionalisierung positiv gegenüber. Die Re-
gion als selbständiges Gemeinwesen, nicht nur als Ge-
meinde- oder Zweckverband, wird zu dem wichtigsten Trä-
ger des kommenden Planungsrechtes gehören müssen.
Und an diesen Gedanken anknüpfend befürworten wir
auch die vom Ständerat geschaffene Regelung in Artikel 1
und insbesondere die dort angestrebte dezentralisierte
Besiedlung. Ich danke Herrn Bundesrat Furgler für die
anlässlich der Kommissionssitzung in diesem Zusammen-
hang vorgebrachte Kompetenzklärung. Der Bund wird dar-
über zu wachen haben, dass die Dezentralisierung vorge-
nommen und koordiniert wird. Wie die Dezentralisierung
im einzelnen verwirklicht wird, bleibt - auch nach Auffas-
sung von Herrn Bundesrat Furgler - Sache der Kantone.
Nun zu den beiden gezielten Fragen an Herrn Bundesrat
Furgler. Wir vertreten die Auffassung, dass die vom Bund
erlassenen Grundsätze, also das ganze Raumplanungsge-
setz, zwar zwingenden Charakter besitzen, aber zwingend
nur im Sinne von Minimalvorschriften, nicht von abschlies-
senden Regelungen, Minimalvorschriften also mit der Mög-
lichkeit für die Kantone, in der Zielrichtung der Arti-
kel 22quater und Artikel 1 des Raumplanungsgesetzes wei-
terzugehen, also strengere Nutzungsbestimmungen aufzu-
stellen, als wir sie in Artikel 35 vorsehen, weitere Enteig-
nungstatbestände vorzusehen, strengere Mehrwertab-
schöpfungen zu dekretieren, als wir sie in Artikel 45 ver-
langen. Aber auch in der Zielrichtung des Artikels 22ter
müssen die Kantone weitergehen können, also in der Ziel-
richtung zum Schütze des Grundeigentümers. Wir wären
Herrn Bundesrat Furgler sehr dankbar, wenn er zu dieser
für die Eigenständigkeit der Kantone wichtigen Frage Stel-
lung bezöge, für die Kantone, die ja Träger der Raumpla-
nung bleiben müssen und für die Weiterentwicklung der
Raumplanung verantwortlich sind.
Dann zur zweiten Frage. In der Raumplanungsdebatte des
Ständerates stand die Ausmarchung Bund/Kantone derart
im Vordergrund, dass man den Autonomieverlust der
Gemeinden gegenüber dem Kanton übersah. Die Gemein-
deautonomie scheint uns aber auch zu den wesentlichen
Grundpfeilern unseres Staates zu gehören. Bezeichnen-
derweise fordert ja gerade die Kommission Wahlen die
Aufnahme der Gemeindeautonomie in die Bundesverfas-
sung. Nun wird diese Gemeindeautonomie - fast möchte
ich sagen, auf kaltem Wege - durch das Raumplanungs-
gesetz wesentlich abgebaut; einmal durch die kantonalen
Richtpläne, die bis heute in allen Kantonen für die Gemein-
den wegleitend waren; heute werden sie nun zwingend ver-
bindlich, und man hat uns gesagt, genau verbindlich für
die Gemeinden, quadratmetermässig verbindlich; dann
auch durch die Verankerung der völligen Ermessensüber-

prüfung der Gemeinden durch den Kanton. Nun die Frage
an Herrn Bundesrat Furgler: Ich glaube, diese Regelungen
sind nur erträglich und nur so weit erträglich, als es die
Ziele der eidgenössischen Raumplanung und von Artikel 1
erfordern. Dem Bund und den Kantonen muss es, konkret
gesagt, gleichgültig sein, ob die Gemeinde ihr Siedlungs-
gebiet etwas mehr nach Westen oder etwas mehr nach
Süden orientieren will, ob sie ihr Erholungsgebiet viel-
leicht mehr unten oder mehr oben anlegen will, immer
vorausgesetzt, dass die Ziele der Raumplanung nicht tan-
giert werden.
Dann noch ein Wort zu den Anliegen der Landwirtschaft.
Wir stellen mit Genugtuung fest, dass die Landwirtschaft
selber immer mehr die eindrücklichen Vorteile, die ihr die
Landwirtschaftszone bringt, zu würdigen weiss, die Land-
wirtschaftszone, die dem Bauern sein autonomes Reich
erhält, es vor Verzettelung, Verstädterung, Belästigungen
und Klagen schützt. Ich glaube auch, dass gerade mit der
Landwirtschaftszone künftig dem Selbstbewirtschafter ein
besserer Schutz zukommen kann, etwa im Sinne des Po-
stulates von Herrn Ständerat Broger. Andererseits verken-
nen wir die Opfer keineswegs, die wir der Landwirtschaft
mit der Raumplanung zumuten. Wir bedauern es auch,
dass der Landwirtschaft der Ausgleich für diese Belastun-
gen nicht mit der Raumplanung präsentiert werden kann;
wir bedauern es, dass Artikel 55a im wesentlichen nur eine
Absichtserklärung enthält, eine Verfassungsbestimmung
auf Gesetzesebene. Sie wissen es, der Bauer hätte gerne
etwas in der Hand, nicht auf dem Dache, und wir unter-
stützen daher das Bemühen der Landwirtschaft um eine
bessere und konkretere Gestaltung der Artikel 45 und 55a.
Der zentralen Bedeutung wegen möchte ich zum Schluss
noch ein Spezialproblem herausgreifen: die Mehrwertab-
schöpfung. Die Begründung für die Mehrwertabschöpfung
ist einleuchtend. Wenn ein Gemeinwesen durch die Pla-
nung erhebliche Minderwerte schafft, so hat es volle Ent-
schädigung zu bezahlen; wenn es erhebliche Mehrwerte
schafft, dann sollte man meinen, müsste es diese Mehr-
werte wenigstens angemessen abschöpfen können. Die
Motivierung für die Mehrwertabschöpfung wird noch ein-
leuchtender, wenn diese Mehrwerte - was meistens der
Fall ist - auf kostspieligen Aufwendungen des Gemeinwe-
sens basieren. Es wäre unsinnig, die Mehrwerte der
Grundeigentümer durch alle Steuerpflichtigen bezahlen zu
lassen.
Dann die praktische Motivation. In einer Zeit, in der es
dem Staat an allen Mitteln fehlt, können wir nicht mit
leeren Händen Raumplanung betreiben, Raumplanung, die
nicht nur 40 Millionen Franken jährlich für die Planung
kostet, sondern das Vielfache für Infrastrukturmassnahmen
und Entschädigungen. Wir hegen keine grundsätzlichen
Bedenken gegen die Mehrwertabschöpfung, sondern wir
begrüssen sie, aber ich möchte doch darauf hinweisen,
dass gewisse Schwierigkeiten im Detail liegen. Wir be-
fürchten, die Mehrwertabschöpfung könnte nicht prakti-
kabel sein, oder Rechtsungleichheiten bewirken, oder un-
ergiebig sein. Diese Folgen wären bedauerlich. Wir fragen
uns, ob die Mehrwertabschöpfung nicht besser über eine
Harmonisierung und Verschärfung der Grundstückgewinn-
steuer gesucht werden müsste. Dem Vernehmen nach soll
in den nächsten Wochen ja das Mustergesetz für die Kan-
tone durch die Kommission Ritschard veröffentlicht werden,
und dem Vernehmen nach soll auch in den nächsten Mo-
naten ein Entwurf des verbindlichen Rahmengesetzes pu-
bliziert werden. Ich glaube, hier wäre ein mindestens
ebenso günstiger Ansatzpunkt zur Erfassung der Mehrwer-
te. Flankiert werden müsste dann in einem solchen Fall
allerdings die Grundstückgewinnsteuer durch fiskalische
Massnahmen gegen die Baulandhortung.
Abschliessend stellen wir fest, dass für die Kommissions-
beratungen sowohl im Ständerat als auch im Nationalrat
viel Zeit aufgewendet - ich sage bewusst nicht: verloren -
wurde. Es hat sich im wesentlichen gelohnt. Aber ich glau-
be, wir müssen nun allmählich wieder zu dem Tempo
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zurückfinden, das Kollege Schürmann mit seinem Ent-
wurf vorgelegt hat, weil das eidgenössische Raumpla-
nungsgesetz Anschlussgesetzgebungen in den Kantonen
erforderlich macht, weil in vielen Kantonen Ortsplanungen
notwendig werden und weil wir die provisorischen Schutz-
gebiete, die heute bestehen, nicht generell und allgemein
über 1975 hinaus verlängern sollten.

M. Bonnard: L'article 22quater a fait passer l'aménage-
ment du territoire du domaine exclusif des cantons au
domaine partagé de la Confédération et des cantons. Il
appartient aux cantons d'établir les plans et à la Confédé-
ration de fixer les principes sur la base desquels ces
plans seront élaborés. Cette modification essentielle du
partage des compétences entre Confédération et cantons
était devenue une nécessité; le groupe libéral et évangéli-
que l'a soutenue; il n'entend pas la remettre en cause
aujourd'hui.
Le projet qui nous est soumis permet de mesurer avec
beaucoup plus d'exactitude les conséquences réelles de
la décision du peuple d'opérer ce transfert de compé-
tences, et il nous place à l'un des tournants les plus
importants de l'histoire de nos institutions.
Le sol étant en quantité limitée et les diverses activités
humaines en dévorant sans cesse davantage, l'aménage-
ment est devenu essentiel pour assurer la survivance de
l'espèce humaine. C'est dès lors avec raison que l'arti-
cle 1er dispose que l'aménagement du territoire doit «pro-
téger les bases naturelles de la vie humaine». L'aménage-
ment est devenu essentiel aussi pour assurer, au-delà de
la simple survie, la qualité de la vie. C'est dès lors encore
avec raison que ce même article 1er prévoit que l'amé-
nagement doit «créer les conditions d'espace favorables à
l'épanouissement de la vie personnelle». Mais cela signifie
aussi que, dans ces deux domaines vitaux, au sens propre
et figuré, les cantons ont cessé d'être en mesure de faire
face seuls aux problèmes qui ont surgi. Il faut une lutte
coordonnée et cette coordination doit être assurée par la
Confédération.
Cette coordination se traduit par une centralisation des
problèmes essentiels au niveau fédéral et par la création
de liens de subordination ou de hiérarchisation nouveaux
entre autorités fédérales, cantonales et communales. La
Confédération, d'après le projet, conduit les études
préalables et pose les principes de droit matériel. Elle
crée ainsi le droit fédéral en matière d'aménagement.
Dans les limites de ce droit, les cantons établissent les
plans directeurs généraux. Ceux-ci doivent être conformes
au droit fédéral, notamment aux principes fixés par l'arti-
cle 1er, 2e alinéa, et à ceux qui seront fixés plus tard en
vertu de l'article 23. Enfin, dans les limites des plans di-
recteurs généraux, les autorités inférieures, en général les
communes, établiront les plans d'affectation. Ainsi, les
plans d'affectation seront conformes aux plans directeurs
généraux qui respecteront eux-mêmes les principes fédé-
raux du droit en la matière. Un vaste édifice d'apparence
monolithique sera donc mis sur pied. Pour en assurer la
véritable cohésion, des mesures de contrôle sont prévues.
Les plans communaux ne seront valables qu'avec l'accord
du canton et ceux des cantons qu'après leur approbation
par la Confédération. Et, en dernier ressort, pour contrain-
dre les récalcitrants, la Confédération, qui doit supporter
sa large part du coût de l'aménagement en versant des
subventions, aura le pouvoir de refuser ou de retirer des
subventions aux cantons qui n'observeraient pas la loi.
L'édifice ainsi mis sur pied serait inacceptable s'il ne
comportait certaines cautèles; le projet qui nous est sou-
mis en prévoit au moins deux qui sont très importantes.
Tout d'abord, le législateur a voulu s'inspirer des principes
du fédéralisme coopératif, autrement dit de cette forme nou-
velle du fédéralisme, qui vise à associer Confédération et
cantons pour accomplir en commun une tâche qui, par
son ampleur, ses implications politiques, sa nature propre,
requiert le concours de tous. L'article 1er, leralinéa, et

l'article2, leralinéa, sont absolument clairs à cet égard.
Théoriquement, l'idée du fédéralisme coopératif est juste.
Cependant, la Confédération et les cantons devront pren-
dre garde que, pour que cette forme de fédéralisme soit
appliquée conformément aux principes qui l'inspirent, il
est indispensable que les partenaires soient sur pied
d'égalité. La Confédération ne devra pas abuser de la
position de force que lui confère à la fois le système de la
loi et ses ressources financières. Les cantons devront as-
sumer sans hésiter leur part de responsabilités et se mon-
trer actifs et pleins d'initiative. Si le fédéralisme coopératif
que le législateur a voulu promouvoir est appliqué dans
cet esprit, l'aménagement du territoire pourra être une
réussite politique. Sinon, il tournera à la défaite des can-
tons et peut-être à leur disparition. Je souhaite que M. le
conseiller fédéral Furgler s'exprime sur la manière dont la
Confédération entend appliquer le fédéralisme coopératif.
La seconde cautèle, tout aussi importante, est le système
de participation dans l'élaboration des plans. Les particu-
liers ont le droit de demander la modification des plans
d'affectation. Les plans directeurs généraux seront revus
régulièrement et adaptés aux circonstances. Pratiquement,
cela signifie que l'aménagement ne se fera pas seulement
de haut en bas mais aussi de bas en haut, et cela est
confirmé par les règles de procédure qui président à l'éla-
boration des différentes sortes de plans. L'enquête publi-
que aura lieu pour les plans directeurs généraux et pour
les plans d'affectation. Dans les deux cas, quiconque
pourra présenter des oppositions. L'esprit de toutes ces
règles est qu'en définitive le système d'apparence très
monolithique décrit par la loi, soit en réalité empreint de
souplesse, qu'il puisse être corrigé sans trop de complica-
tions, que l'autorité inférieure, par exemple la commune,
puisse proposer aux cantons telle ou telle modification,
que le particulier puisse agir de même à l'égard des auto-
rités, enfin, que ceux qui connaissent le mieux les cir-
constances locales parce qu'ils y vivent, puissent jouer un
rôle important dans l'aménagement. Je souhaite que M. le
conseiller fédéral Furgler nous confirme que c'est bien là
l'esprit de la législation qui nous est soumise.
Aux yeux du groupe libéral et évangélique, ces deux cau-
tèles, pour importantes qu'elles soient, ne sont pas suffi-
santes. Il faut tout d'abord qu'une certaine liberté d'appré-
ciation soit reconnue aux autorités cantonales et commu-
nales pour qu'elles puissent exercer leurs compétences
dans le cadre général de la loi. C'est la condition d'un
aménagement vivant. Il est nécessaire ensuite que les
cantons jouent un rôle plus important, plus actif dans les
études préalables qui doivent déboucher sur les concep-
tions directrices qui préfigureront l'image future de notre
pays et des régions qui le composent. C'est pourquoi
notre groupe votera les propositions de minorité présen-
tées à l'article 5 d'une part, aux articles 21a, 22 et 23
d'autre part. Il ne s'agit pas là de propositions visant à
défendre un cantonalisme attardé, mais de propositions
qui tendent à renforcer la position des cantons, parte-
naires égaux de la Confédération, dans le fédéralisme co-
opératif.
L'article 22quater donne à la Confédération le pouvoir
d'édicter des principes applicables aux plans. Le projet
qui nous est soumis nous propose de faire de ce pouvoir
un usage extrêmement large.
La Confédération définit les buts de l'aménagement, cela
lui confère déjà une arme redoutable. Un seul exemple le
montrera clairement: l'article 1er, 2e alinéa, lettre c, pré-
voit que l'aménagement doit notamment encourager «une
urbanisation décentralisée comprenant des centres régio-
naux et interrégionaux et orienter dans ce sens le déve-
loppement des grandes villes». Ce texte appartient au
droit fédéral. En vertu de l'article 47, lettre a, le Conseil
fédéral devra examiner si les plans directeurs généraux
des cantons le respectent. Or il pourra arriver qu'un conflit
surgisse et qu'un moment vienne où le Conseil fédéral
jugera nécessaire de freiner le développement d'une gran-
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de ville, Berne ou Zurich par exemple, pour mieux déve-
lopper certaines régions de l'arrière-pays, alors que les
autorités communales et cantonales sont, elles, d'un avis
différent. D'après le texte qui nous est soumis, le Conseil
fédéral aura le droit de prendre cette décision en passant
par-dessus la volonté des autorités cantonales, dans un
problème qui les touche directement au premier chef. M.
le conseiller fédéral Furgler ne l'a du reste pas contesté
en commission. Mais il a ajouté que le Conseil fédéral ne
ferait usage de ce pouvoir qu'avec retenue. J'espère qu'il
voudra bien le confirmer aujourd'hui.
Je suis d'ailleurs persuadé que la réalité imposera au
Conseil fédéral une très grande réserve à cet égard. Pour
que notre gouvernement impose ses vues à un canton
dans un domaine aussi important que celui-ci, il faudrait
que l'aménagement du territoire l'exige impérieusement,
sous peine d'être compromis sur le plan national. Or une
telle hypothèse paraît peu vraisemblable.
Le projet qui nous est soumis ne se contente pas de
définir les buts de l'aménagement, il va beaucoup plus
loin; il définit le contenu des plans directeurs généraux
des cantons et les différents territoires que ces plans
doivent comprendre. Il règles les effets juridiques de ces
plans. Il fixe de même le contenu des plans d'affectation
et leurs effets juridiques. A première vue, cet ensemble de
règles, et d'autres que l'on pourrait citer encore, paraît
dépasser ce qui était nécessaire en vertu de l'article 22qua-
ter. Un examen attentif permet cependant de conclure que
tel n'est pas le cas. L'aménagement est devenu une tâche
nationale. On ne saurait dès lors admettre ni qu'une ré-
gion ne fasse l'objet d'aucune mesure d'aménagement, ni
qu'une région soit aménagée sans égard aux régions voi-
sines ou à l'ensemble du pays. On ne saurait davantage
admettre que certains cantons jouent le jeu de l'aménage-
ment du territoire et que d'autres ne le jouent pas parce
qu'ils n'y trouvent pas leur profit immédiat. La haute sur-
veillance de la Confédération est donc nécessaire. Et pour
qu'elle puisse s'exercer, il est indispensable qu'un lan-
gage commun s'institue partout en Suisse, que les mêmes
mots recouvrent les mêmes notions. Voilà pourquoi il ne
suffit pas de dire que les plans directeurs des cantons et
les plans d'affectation des communes doivent prévoir des
territoires à urbaniser ou des zones à bâtir mais qu'il faut
encore définir ces territoires et ces zones.
J'admets que, par le jeu de certaines règles, les cantons
et plus encore les communes pourraient être réduits au
rôle de simples exécutants chargés de dessiner des plans
en fonction de critères précis. Ainsi les territoires à urba-
niser et les zones à bâtir doivent correspondre aux be-
soins de la construction respectivement pour les vingt à
vingt-cinq ans et les dix à quinze ans. Si la Confédération
devait contrôler l'application de ces règles de manière
schématique, sur la base de critères tirés d'études théori-
ques globales, cela pourrait devenir insupportable. Ce
sont au premier chef les communautés locales qui doivent
définir leurs besoins sur la base d'études concrètes, te-
nant compte de leur vocation propre. Il appartient ensuite
aux cantons de veiller à ce que les besoins exprimés par
les communes soient compatibles entre eux et sinon de
les infléchir de manière à les fondre en un tout harmo-
nieux. Et ensuite la Confédération a le même rôle à jouer
à l'égard des cantons. Nous souhaitons recevoir de M. le
conseiller fédéral Furgler l'assurance que c'est bien dans
cet esprit que la loi sera appliquée, qu'en d'autres termes,
la Confédération acceptera de faire une large confiance
aux autorités cantonales et communales pour l'établisse-
ment des plans eux-mêmes et que, lorsqu'elle sera ame-
née à intervenir, elle le fera avec souplesse et en tenant
compte des circonstances locales.
Le projet qui nous est soumis fixe non seulement des
principes obligatoires, mais il autorise la Confédération à
édicter des directives dans divers domaines. Ces direc-
tives ont pour but de favoriser l'harmonisation du droit
cantonal. Le message est parfaitement clair quant à la

portée juridique de ces directives: il précise qu'e! es n'au-
ront pas force obligatoire. En commission, M. le conseiller
fédéral Furgler a bien voulu préciser en outre que ces
directives n'étaient pas une manière déguisée d'introduire
de nouvelles compétences fédérales.
Mais certains doutes ont été exprimés quant au caractère
prétendument non obligatoire des directives. On a rappelé
les directives édictées en vertu de la législation fédérale
sur la protection des eaux et qui, selon le Tribunal fédéral,
lient les autorités tant que leur valeur technique n'est pas
mise en cause. On a dit aussi que la Confédération dispo-
sait du moyen indirect des subventions pour amener les
autorités cantonales et communales à se conformer bon
gré mal gré aux directives.
Dès lors l'incertitude règne au sujet de la portée exacte
des directives. A mon avis, ces directives n'ont aucune
force obligatoire; leur inobservation ne peut entraîner au-
cune sanction et ne saurait motiver en particulier le refus
ou le retrait d'une subvention. Elles trouvent leur justifica-
tion dans le simple fait qu'elles existent et qu'elles devien-
nent ainsi un facteur d'harmonisation des pratiques canto-
nales. Nous demandons à M. le conseiller fédéral Furgler
et à MM. les rapporteurs de confirmer qu'il en est bien
ainsi.
Nous voudrions enfin souligner que le projet, en même
temps qu'il introduit un régime généralisé assez strict,
donne de sérieuses garanties à l'administré et notamment
aux propriétaires touchés. Je crois que cela vaut la peine
d'être souligné. ,
Je passe sur les problèmes essentiels que sont l'expro-
priation, le prélèvement de la plus-value, la compensation
économique dont mon groupe ne contexte pas le principe;
nous nous expliquerons dans la discussion de détail.
En définitive, le projet satisfait à certains principes aux-
quels nous attachons une grande importance.
Il contient les moyens de donner la responsabilité de
l'aménagement du territoire aux autorités politiques;
celles-ci pourront s'assurer le concours nécessaire de
spécialistes, mais l'avis de ces derniers ne l'emportera
pas sur le leur.
Il donne ensuite les moyens de réaliser l'aménagement du
territoire dans les faits au niveau cantonal et communal,
c'est-à-dire au niveau le plus efficace et avec souplesse.
Il donne les moyens de procéder à un aménagement qui
repose non seulement sur les décisions de l'autorité supé-
rieure, mais aussi sur la volonté des autorités locales et
de la population.
Enfin, il donne les moyens d'établir entre la Confédération
et les cantons un fédéralisme coopératif authentique.
Tous ces moyens existent dans le projet. Il suffit aux
autorités de les saisir, il suffit en particulier aux cantons
de les utiliser. C'est en espérant qu'ils le feront et en les
invitant à le faire que nous voterons l'entrée en matière.

Le président: Les rapporteurs des fractions, c'est-à-dire
les porte-parole des groupes, se sont exprimés. Il nous
reste vingt-quatre orateurs inscrits.. Conformément à l'arti-
cle 57 du règlement, je vous propose de limiter le temps
de parole à dix minutes.
Est-on d'un autre avis au sein du Conseil?
Ce n'est pas le cas.
Le temps de parole sera donc limité à dix minutes; je prie
nos collègues, MM. les orateurs, de bien vouloir se confor-
mer au règlement.
Etant donné l'immense chantier que nous avons devant
nous, je me permets de donner encore la parole à l'un ou
l'autre de nos collègues qui interviendront à titre person-
nel.

Speziali: Devo sicuramente alla sensibilità federativa del
vicepresidente, se questa sera si può sentire in Parlamen-
to anche la lingua italiana.
Nel dibattito d'entrata in materia su questa legge destinata
a far spicco nel lavoro parlamentare della corrente legista-
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tura, ma soprattutto a dirigere e inspirare in futuro l'evolu-
zione territoriale svizzera con tutte le grosse implicazioni
d'ordine politico-economico e finanziario, sarebbe ingiustifi-
cabile e incomprensibile l'assenza di una voce della Sviz-
zera italiana «alla quale si riconosce - disse F. Bolla agli
Stati - una ricchezza formale irrecusabile anche se non
sempre rispettata dagli uomini».
Come si conviene a una legge di così profonda incisività
nello sviluppo del Paese, così ricca d'agganci complessi
con molte altre norme, che anzi da essa saranno profon-
damente influenzate e condizionate, a cui comunque esse
dovranno adattarsi, il suo iter non fu né breve né facile;
anzi, a molti questo cammino sarà sembrato persin troppo
lungo, dal lontano giorno dell'acccttazione popolare, il
14 settembre 1969, degli articoli costituzionali 22ter e 22qua-
ter; nell'ambito della protezione della natura ne! suo più
completo contesto il rinnovamento costituzionale già s'era
iniziato nel '53 con l'articolo sulla protezione delle acque
(24quater) e nel '62 sulla protezione del paesaggio (24se-
x/es), per concludersi nel 1971 con l'articolo 29septies
sulla protezione dell'ambiente.
Questa legge è il risultato di laboriosi lavori in commissio-
ni peritali, di un'abbondante procedura di consultazione,
di una intelligente, adeguata impostazione politica che il
Consiglio federale ha seguito con cautela ma nel contem-
po con determinazione; il dibattito agli Stati fu esemplar-
mente indicativo delia serietà e della severità con cui un
così grave oggetto ha da essere affrontato; e le tredici
giornate di discussione nella nostra commissione son sta-
te la riprova delia difficoltosa ricerca - in più settori - di
un equilibrio che raccogliesse il massimo dei consensi
politici senza infrangere le colonne portanti dell'intero edi-
ficio e senza, soprattutto, annacquare la sostanza delle
norme fondamentali.
Ma mai la lunghezza del lavoro commissionale volle signi-
ficare - lo dico con le parole di un grande politico italia-
no, Luigi Einaudi, che fu anche presidente della Repubbli-
ca - «volontà di ritardo o d'inazione»: poiché «soluzioni
non maturate o non ragionate partoriscono necessaria-
mente nuovi grovigli e rinnovate urgenze di porre rimedio
a peggiori mali»: così che legittima è la speranza che
l'approfondito lavoro fatto possa essere giustamente ap-
prezzato e condiviso dal Parlamento e - se sarà il caso -
dal popolo, persuasi che «le leggi frettolose partoriscono
nuove leggi intese ad emendare, a perfezionare».
Poiché il mio è un intervento forzatamente breve, in ordine
all'aspetto politico (che prescinde cioè dall'analisi di a-
spetti costituzionali o giuridici o anche finanziari, aspetti
peraltro esemplarmente svolti anzitutto nei diversi docu-
menti peritali, poi nell'ampio e completo messaggio gover-
nativo, e infine, e con grande competenza, dal presidente
Muheim e dal relatore di lingua francese Copt), mi limi-
terò a poche considerazioni, sottolineando subito che con
meticolosa cura e particolare attenzione furono studiati e
risolti i rapporti tra le competenze che i suddetti articoli
costituzionali assegnano alla Confederazione e le compe-
tenze che devono essere lasciate ai Cantoni, e da questi
ai Comuni: il sereno e ampio dibattito propose, e proporrà
ancora in sede parlamentare, il fecondo dissenso tra le
forze centralistiche e quelle federalistiche: non fu compito
da poco farle convergere in soluzioni accettabili alle pri-
me e alle seconde, entrambe avendo pieno diritto di domi-
cilio nel nostro Stato federativo.
Così per l'istituto della proprietà e delle restrizioni che
una funzionale pianificazione territoriale ad essa contrap-
pone perché possa essere valida e, soprattutto, elemento
di giustizia: gli interessi della collettività devono prevalere
su quelli del singolo, che tuttavia egli ha il diritto di difen-
dere (ed eccoci agli importanti art. 43, 57 e seg. che toc-
cano l'espropriazione, le indennità, eco.); bisogna conveni-
re che una razionale, efficiente sistemazione del territorio
non è oggi immaginabile senza preparare gli spiriti a una
concezione evolutiva della proprietà privata.

La nostra politica dell'avvenire, per vincere ostacoli insor-
montabili, si vedrà a poco a poco costretta a infrangere
principii che ancor oggi sembrano intangibili.
Benissimo ha fatto il Consiglio degli Stati a inserire
nell'articolo 1 quelle linee direttive della Confederazione
ch'erano elencate nel primitivo articolo 79, e la nostra
commissione a meglio precisarle, completarle e strutturar-
le nel capoverso 2, che ad alcune norme ormai note ed
applicate aggiunge alcuni principii espliciti, innovatori:
- Incoraggiare una urbanizzazione decentralizzata, come
dire affrontare il problema che si pone a tutti gli Stati,
concentrazione urbana e spopolamento delle zone di mon-
tagna, mediante quella che fu detta «la concentrazione
decentralizzata», o la «concentrazione regionale», che
vuole a un tempo evitare gli eccessi dell'urbanesimo e
quelli dell'edificazione sparsa.
- Delimitare i territori da urbanizzare: cioè chiaramente
separare le aree edificabili da quelle inedificabili mediante
i piani direttori generali; richiamo l'articolo 7, al capover-
so 2, che - come dice il messaggio a pagina 2 - «esprime
il vero cardine normativo dicendo che tra l'area d'insedia-
mento (considerato necessariamente il futuro sviluppo de-
mografico ed economico) e quella non destinata all'abita-
zione deve correre una netta delimitazione».
C'è in tutta la legge, a questo proposito, una palese coe-
renza «che consente di sicuramente rispondere all'impera-
tivo categorico del momento che è di contrastare l'inse-
diamento sparso, già da troppo tempo imperante, e di
opporre ad esso una chiara alternativa».
La dispersione degl'insediamenti - nell'esplosione dell'e-
dilizia degli anni 60 - è, a giudicare oggi, l'errore più
grossolano compiuto un po' da tutti, così che attualmente
gli enti pubblici stanno rincorrendo quelle sparse costru-
zioni con le indispensabili infrastrutture. Nel Ticino gl'inse-
diamenti di questo tipo appaiono purtroppo come la sola
caratteristica... pianificatoria del trascorso decennio.
- Promuovere l'equilibrio tra le regioni urbane e quelle
rurali, tra quelle economicamente deboli e quelle la cui
economia è sviluppata: evitare l'antitesi tra città e campa-
gna e montagna. La sistemazione del territorio ha un senso
soltanto se assume dimensione globale; è fondamental-
mente errato pensare che la pianificazione è fatta soltanto
per le regioni urbane. Per esse certamente, ma bisogna
nel contempo evitare, proprio con una chiara politica na-
zionale (del resto il Consiglio federale l'ha da tempo ini-
ziata, e si ha un esempio incoraggiante nella legge
sull'aiuto alla montagna), che le regioni rurali, di campa-
gna, delle valli e della montagna siano sacrificate.
Dunque: cercare le giuste relazioni, evitando l'erosione
della campagna e della montagna, portandovi nuovi mezzi
di vita; il territorio è un tutto e la sua sistemazione dev'es-
sere integrale: muovendo tuttavia dal principio che al cen-
tro di qualsiasi istituzione politica, e di qualsiasi realizza-
zione, sta l'uomo; ce lo ricorda un grande italiano del
secolo scorso, che diede un inestimabile contributo alla
cultura e alla scuola ticinesi, e che oggi è considerato
come uno dei primi, autentici urbanisti, Carlo Cattaneo, il
quale nei suoi scritti «non fa mai distinzione tra città e
campagna in quanto tutto l'insieme dei luoghi abitati è
opera dell'uomo: ..."ogni regione si distingue dalle sel-
vagge in questo ch'ella è un immenso deposito di fati-
che..."» (Aldo Rossi, Architettura della citta). Rimane per-
fettamente attuale anche questo suo pensiero: «SI, un
popolo deve edificare i suoi campi come le sue città.»
(C. Cattaneo: Agricoltura e morale)
Dunque, è nostro dovere mantenere alla città condizioni
umane, che si perdono a mano a mano ch'essa s'ingran-
disce, e nel contempo fare in modo che la campagna
mantenga la sua anima, la sua apertura, il suo respiro, il
suo mondo: in tutta la legge si sente lo sforzo politico di
far convergere queste due esigenze.
Questa legge è un mezzo capace di provocare uno sbalzo
storico all'accrescimento civile del nostro Stato federale:
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merita pertanto l'appoggio sincero e convinto del Parla-
mento e del popolo svizzero.

M. Riesen: Tout d'abord, je vous prie de m'excuser de
prendre la parole avant mon tour. Je le fais parce que
mes obligations de membre du gouvernement fribour-
geois ne me permettent pas d'assister à la séance de
demain matin. M. le vice-président du Conseil a eu l'ama-,
bilité de me donner la parole et je l'en remercie.
Je m'en voudrais d'allonger inutilement le débat d'entrée
en matière, qui promet d'être assez long, mais je me dois
d'évoquer spécialement un aspect du problème général
qui nous est soumis. Il s'agit de l'interdépendance entre la
loi sur l'aménagement du territoire et la future loi fédérale
sur l'aide aux investissements dans les régions de monta-
gne. Cette interdépendance est évidente et unanimement
admise. En revanche, combien de membres de notre
Parlement reconnaissent-ils l'absolue nécessité de coordon-
ner l'aménagement du territoire et la conception du déve-
loppement des régions de montagne? J'éprouve une pre-
mière crainte devant le fait que l'application de ces deux
lois, qui concourent à un même but, sera sssumée par
deux départements fédéraux différents. Au niveau de la
Confédération déjà, la coordination va poser des pro-
blèmes ardus et les difficultés deviendront encore plus
redoutables au niveau des cantons, notamment du fait que
le projet de loi sur l'aide aux régions de montagne ne
nomme pas l'instance cantonale qui en assumera l'appli-
cation. C'est là une première distorsion qui risque de nous
coûter cher si nous ne sommes pas capables de remédier
à cette situation qui, encore une fois, est incertaine et
inconfortable. Certes, il est encore possible d'y remédier
et d'apporter quelques correctifs au projet en délibération.
Nous devons également être attentifs lorsque nous nous
déterminerons à propos de la loi sur l'aide aux investisse-
ments dans les régions de montagne.
Pourtant, la coordination entre ces deux lois dépendra
beaucoup moins des textes que nous allons adopter que
de la manière dont le Conseil fédéral les appliquera. En
fait, une coordination optimale ne pourra être assurée que
par le biais des dispositions d'exécution. Autrement dit, la
coordination pratique dépendra beaucoup plus du Conseil
fédéral que des Chambres. C'est pourquoi j'aimerais que
M. Furgler, conseiller fédéral, nous éclaire sur les inten-
tions du gouvernement dans ce domaine si important de la
coordination au niveau des dispositions d'exécution de
ces deux lois qui forment ensemble l'un des instruments
prédominants de l'aménagement futur de notre pays en
général et de nos régions de montagne en particulier.
Un autre problème nous placera devant de grandes diffi-
cultés. Il s'agit du financement des plans d'aménagement
dans le cadre de la loi qui nous occupe aujourd'hui et du
financement des plans de développement prévus par le
projet de loi sur l'aide aux investissements dans les régions
de montagne. Dans le premier cas, la Confédération pourra
couvrir jusqu'à 50 pour cent des frais découlant des
plans d'aménagement, ce qui signifie qu'un barème tenant
compte de la situation financière des cantons sera établi.
Dans le cas de la loi sur l'aide aux investissements dans
les régions de montagne, la contribution fédérale à l'éta-
blissement des plans de développement économique pour-
ra s'élever à 80 pour cent au maximum. En outre, en vertu
de l'article 35 du projet, certains plans de développement
économique pourront être subventionnés rétroactivement
au 1er janvier 1973 jusqu'à concurrence de 50 pour cent.
Si nous n'apportons pas les correctifs nécessaires, il s'en-
suivra une grave distorsion entre le développement écono-
mique des régions de montagne et les impératifs de leur
aménagement en général. Je m'explique. Cette disparité
dans le subventionnement créera automatiquement un
courant prioritaire en faveur des plans de développement
économique alors que développement économique et
aménagement du territoire doivent absolument aller de
pair. Ce serait placer la charrue devant les bœufs que de

donner la priorité de fait et de droit au développement
économique. Il faut éviter de retomber dans certaines er-
reurs qui furent commises par le passé et due nous
payons si cher aujourd'hui. Une conception du développe-
ment économique d'une région ne peut être valable qu'à
la condition de tenir compte des exigences générales de
l'aménagement du territoire.
J'attends avec un grand intérêt la réponse de M. le con-
seiller fédéral Furgler aux questions que je viens de lui
poser et je déclare réserver mon attitude à l'égard d'une
éventuelle proposition de modification de l'article 51 de la
loi sur l'aménagement du territoire.

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 18.35 Uhr
La séance est levée à 18 h 35
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Fortsetzung - Suite

Fischer-Weinfelden: Ich gehöre zu jenen vier Mitgliedern
Ihrer vorberatenden Kommission, die in der Schlussab-
stimmung gegen den von der Kommission erarbeiteten
Entwurf, der nun im Laufe dieser Woche von unserem Rat
behandelt werden soll, gestimmt haben. Konsequenterwei-
se müsste ich Ihnen deshalb heute einen Nichteintretens-
antrag unterbreiten, denn das, was aus unseren Kommis-
sionsverhandlungen hervorgegangen ist, vermag meines
Erachtens aus landwirtschaftlicher Sicht nicht zu genügen.
Dabei möchte ich keineswegs verhehlen, dass durch unse-
re Kommissionsarbeit einige begrüssenswerte Präzisierun-
gen und Retouchen an der ständerätlichen Fassung vorge-
nommen werden konnten. Ich denke da zum Beispiel an
Artikel 34 Absatz 2, das heisst an die Bestimmungen über
die Beitragspflicht der Grundeigentümer, wo Härtefälle als
Ausnahmemöglichkeiten statuiert worden sind. Oder an
den Artikel 35 Absatz 3, wo es um die Veränderungen und
Erweiterungen von Bauten ausserhalb der Bauzone geht.
Auf der anderen Seite hat unsere Kommission aber auch
Abänderungen beschlossen, die wir zum Teil aus grund-
sätzlichen Ueberlegungen oder aus Gründen der Praktika-
bilität ablehnen. Letzteres trifft vor allem für den neu ge-
schaffenen Absatz Ibis von Artikel 45 zu, worin die Fällig-
keit der Mehrwertabschöpfungen auf den Zeitpunkt der
Realisierung gelegt wird, und zwar in dem Sinne, dass die
bei jeder raumplanerischen Massnahme entstehenden
Mehrwerte jedesmal individuell abgeschöpft werden sol-
len. Herr Kollega Kaufmann wird Ihnen hier eine in unse-
ren Augen wesentlich vernünftigere Formulierung beantra-
gen.
Die beiden wichtigsten Gründe jedoch, die mich an der
Zustimmung zum vorliegenden Entwurf hinderten, liegen
einmal darin, dass die Mehrwertabschöpfung in jenen Fäl-
len, in denen die realisierten Mehrwerte zur Beschaffung
von Realersatz zur Sicherung und Weiterführung der bis-
herigen Existenzgrundlage verwendet werden, nicht aufge-
schoben werden kann. Ein diesbezüglicher Antrag von un-
serer Seite ist leider von der Kommission, allerdings nur
ganz knapp, abgelehnt worden. Wir werden deshalb diese
für uns ausserordentlich wichtige Angelegenheit in der
Detailbehandlung nochmals zur Sprache bringen.
Der zweite Grund meiner Ablehnung der Kommissionsfas-
sung besteht darin, dass zwar die Mehrwertabschöpfung,
die ja in besonderem Masse bisheriges Bauernland treffen
wird, sofort in Kraft gesetzt werden soll, dass man aber
vom dazu gehörenden Gegenstück, nämlich vom volkswirt-
schaftlichen Ausgleich zugunsten der Landwirtschaft,
kaum etwas Konkretes weiss. Dazu kommt noch, dass die
Finanzsachverständigen des Bundes heute noch keine Ah-
nung haben, wie dieser Ausgleich dereinst finanziert wer-
den kann. Wir sollten hier also einen Wechsel unterschrei-
ben, von dem wir nicht wissen, ob und in welcher Form er
jemals eingelöst wird. Wir sind deshalb der Meinung, dass
zwischen dem Artikel 45 - also der Mehrwertabschöpfung
- und dem Artikel 55a, das heisst dem volkswirtschaftli-

chen Ausgleich zugunsten der Landwirtschaft, zumindest
eine Verbindung hergestellt werden muss, und zwar in der
Weise, dass
1. ein Teil der Mehrwertabschöpfung - wir denken da in
erster Linie an jene Mittel, die von bisher landwirtschaft-
lich genutztem Land abgeschöpft werden - für diesen
volkswirtschaftlichen Ausgleich reserviert werden muss,
und dass
2. beide Instrumente, also Mehrwertabschöpfung und Aus-
gleich, zu gleicher Zeit in Kraft gesetzt werden können.
Die Herren Kollegen Rippstein und Junod werden Ihnen in
der Detailberatung diesbezügliche Minderheitsanträge
oder Verbesserungsvorschläge unterbreiten. Ich möchte
Sie jetzt schon ersuchen, diesen Anträgen zuzustimmen,
denn die Lösung der aufgezeigten Probleme wird die Stel-
lung der Landwirtschaft zum neuen Raumplanungsgesetz
entscheidend beeinflussen. Und weil wir hoffen, dass Sie
angesichts der Tragweite der vorerwähnten Postulate den
entsprechenden Anträgen zustimmen werden, haben wir
auf einen Nichteintretensantrag verzichtet.
Wir haben von einem solchen aber auch deshalb Umgang
genommen, weil die Landwirtschaft an einer vernünftigen
Raumplanung durchaus interessiert ist. Dabei legen wir
die Betonung ganz bewusst auf das Wort «vernünftig». Ich
sage dies deshalb, weil die Erfahrungen, die wir mit der
Durchführung der neuen Gewässerschutzgesetzgebung
zum Teil machen mussten, diese Bezeichnung nicht in
jedem Fall verdienen. Trotzdem wollen wir nicht verschwei-
gen, dass die langfristige Sicherung der für eine leistungs-
fähige Landwirtschaft notwendigen Kulturlandflächen für
uns ein sehr wichtiges Anliegen ist.
Diese Zielsetzung ist im vorliegenden Gesetzentwurf
enthalten. Das wollen wir anerkennen. Dazu müssen wir
jedoch im gleichen Atemzug beifügen, dass eine solche
Zielsetzung nur dann sinnvoll ist, wenn man die Bereit-
schaft hat, jenen, die innerhalb der Landwirtschaftszone
ihr Auskommen finden müssen, die Voraussetzungen zu
bieten, dass ihre wirtschaftlichen Erfolgschancen mit den-
jenigen ausserhalb dieser Zone vergleichbar sind. Sollte
diese Bereitschaft nicht bestehen, dann wird das Ziel, das
wir mit der Ausscheidung der Landwirtschaftszonen zu
erreichen versuchen, über kurz oder lang illusorisch.
Wenn die wirtschaftlichen Erfolgschancen in der Landwirt-
schaftszone mit jenen ausserhalb dieses Gebietes nicht
Schritt zu halten vermögen, dann wird es in absehbarer
Zeit kaum mehr Leute geben, die bereit sind, unter sol-
chen Bedingungen die Bewirtschaftung dieses Areals wei-
terzuführen. Wir haben nämlich unsere Jungen rechnen
gelehrt; jetzt können sie es. Jetzt wissen sie genau, wie
gross die physischen und die geistigen Anstrengungen
ungefähr sein müssen, um ein menschenwürdiges Dasein
fristen zu können. Wenn ihnen die Landwirtschaft diese
Voraussetzungen bieten kann, dann werden sie bleiben;
wenn,nicht, dann werden sie einfach abwandern in Wirt-
schaftszweige, in denen bessere und vor allem weniger
mühevolle Erfolgschancen versprochen werden. Das sind -
das möchte ich vor allem unserem verehrten Kollegen
Tschäppät sagen - keine überlebten Vorstellungen von
Grund und Boden, sondern schlicht und einfach nackte
Tatsachen. Mit der Kapitalisierung der ideellen Rente, die
die bäuerliche Arbeit angeblich abwerfen soll, kommen wir
bei unserer jungen Bauerngeneration nicht mehr durch.
Man mag das noch so sehr bedauern, diese Gegebenheit
haben wir einfach zur Kenntnis zu nehmen.
Aus diesen Ueberlegungen heraus haben wir ursprünglich
die Meinung vertreten, dass im neuen Gesetz neben dem
volkswirtschaftlichen Ausgleich auch die ausdrückliche
Zusicherung paritätischer Einkommensmöglichkeiten in
der Landwirtschaftszone enthalten sein sollte. Denn gera-
de das in diesen Tagen so heftig diskutierte Paritätslohn-
system ist nämlich in den bestehenden Gesetzesmateria-
lien nicht auf der Gesetzes-, sondern lediglich auf der
Verordnungsstufe verankert. Von juristischer und insbe-
sondere von bundesrätlicher Seite hat man uns dann aber
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erklärt, dass es sich hierbei um eine reine agrarpolitische
Angelegenheit handle, die nicht ins Raumplanungsgesetz
hineingehöre, zumal die verlangte Zusicherung zumindest
sinngemäss bereits im Landwirtschaftsgesetz enthalten sei
und die Landesregierung auch in Zukunft bestrebt sein
werde, ihr bestmöglich Rechnung zu tragen.
Die neuesten bundesrätlichen Agrarpreisbeschlüsse haben
allerdings unser Vertrauen in diese Zusicherung arg er-
schüttert. Wir hoffen jedoch des Bestimmtesten, dass der
Bundesrat seinen Fehlentscheid vom 17. Dezember 1973
möglichst bald korrigiert.
Trotzdem steht für uns und für jeden einzelnen unserer
Leute die Frage nach den Garantien für ihre wirtschaftli-
che Zukunft und damit auch für ihre Existenz gerade bei
diesem Gesetz im Mittelpunkt. Ist die Landesregierung be-
reit - diese für uns zentrale Frage möchte ich bei dieser
Gelegenheit an Herrn Bundesrat Furgler richten - diesbe-
züglich verbindliche Zusicherungen abzugeben? Ist sie ins-
besondere bereit, durch ein neu zu schaffendes oder ver-
bessertes Vergleichssystem dafür zu sorgen, dass die wirt-
schaftlichen Erfolgschancen der in der Urproduktion, das
heisst in der Landwirtschaftszone, Tätigen mit denjenigen
in den anderen Wirtschaftsgruppen wirklich vergleichbar
sind? Von der Antwort auf diese Frage und vom Ausgang
unserer Beratungen wird unsere Stellungnahme zum neu-
en Gesetz abhängen.

Reich: Gestern flog der Ball der Eigentumsgarantie hin
und her, weshalb ich geradewegs die Kernfrage stellen
möchte: Wie verhält sich unser Institut der Eigentumsga-
rantie gegenüber der Forderung einer gemeinschaftsorien-
tierten Raumplanung? Einig sind wir uns sicher, dass un-
sere heutige Bodenrechtsregelung den sozialpolitischen
Erfordernissen längst nicht mehr gerecht wird. Der Kom-
missionspräsident hat treffend ausgeführt, wie unser be-
baubarer Boden zur unvermehrbaren Mangelware gewor-
den ist. Die Knappheit des Bodens bei einer stark zuneh-
menden Bevölkerung machte uns nach der eigenen Termi-
nologie des Bundesrates zu einem «Volk ohne Raum». Es
bleibt noch beizufügen: Zu einem Volk ohne Raum, das
sich mit Bodenwucher sozialpolitisch selbst zerfrisst. Das
Grundeigentum und seine Nutzung ist daher zu einer Fra-
ge höchster staatspolitischer, ja sittlicher Rangordnung
aufgestiegen. Eine zeitgemässe Demokratie muss fähig
sein, ein sozial gebundenes Bodenrecht zu setzen, wel-
ches das Krebsübel der Bodenspekulation eliminiert. Für
unsere neue Raumordnung sehe ich daher drei Schwerge-
wichtspostulate als Ergänzungen.
Erstens: Massnahmen gegen ungerechtfertigte Boden-
preissteigerungen, zum Beispiel durch einen Bodenpreis-
stopp, durch eine Gewinnkontrolle und durch ein Vor-
kaufsrecht der öffentlichen Hand zur Verhinderung von
Umgehungsgeschäften.
Zweitens: Eine Neuorientierung in der Frage der Bodenei-
gentumsgarantie durch Verstärkung der Allgemeinrechte
bei Eigentumsbeschränkungen, insbesondere bei materiel-
ler Enteignung.
Drittens: Eine stärkere Verdichtung der heute allzu weit-
maschig programmierten Siedlungszonen.
Die Eigentumsgarantie: Der Schutz des Privateigentums
muss als Eckpfeiler unserer Rechts- und Wirtschaftsord-
nung beibehalten werden. Diese Institutsgarantie involviert
die Nutzungs- und Verfügungsfreiheit jedoch schon heute
nur in den Schranken der Rechtsordnung (Art. 641 ZGB).
Eingriffe des Staates in private Vermögensrechte bedürfen
einer gesetzlichen Grundlage. Dieser Schutz deckt alle
wohlerworbenen Rechte, gleichgültig ob es sich um An-
sprüche aus Privatrecht oder dem öffentlichen Recht han-
delt. Ein privateigentumsloses Rechtssystem widerspräche
in allen Teilen den tragenden Vorstellungen unserer
schweizerischen Demokratie. Das private Eigentum darf
deshalb nicht durch willkürliche Vorkaufsrechte, Enteig-
nungen oder mittelbar durch konfiskatorische Steuern in
Gemeineigentum überführt werden. Dieser Rechtsschutz
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ist Vorbedingung der Persönlichkeitsentfaltung und soll
daher als Staatsgrundlage prinzipiell beibehalten werden.
Der moderne Bodenrechtsbegriff: Die Knappheit unseres
Bodens als Lebensgrundlage für uns und unsere Nach-
kommen aber erheischt gebieterisch eine rechtliche Neu-
ordnung. Die Eigentumsgarantie an Grund und Boden als
spezies sui generis kann nur noch mit demjenigen Inhalt
gewährleistet werden, der sich aus dem SachzWang der
Gemeinschaftsinteressen ergibt, bzw. der aus einjer durch
die öffentlichen Lebensnotwendigkeiten aufgezwungenen
Rechtsordnung resultiert. Die heutige Notsituation zwingt
uns zu einem gemeinvertraglichen, sozialgebundenen Bo-
denrecht, aber mit klaren Schranken gegenüber dem Kol-
lektivismus. Der unbebaute Boden kann nicht mehr Speku-
lationsobjekt der freien Marktwirtschaft sein. Das Bodenei-
gentum ist zu einem Sammelbegriff geworden, gleichsam
zu einer Trinität, bestehend aus: erstens der Sache, dem
Boden, zweitens den Privatrechten daran, und drittens den
Allgemeinverpflichtungen. In den Bodenrechtsbe jriff sind
die lebensnotwendigen Interessen der Allgemeinheit ein-
zuschliessen. Eine pflichtlose Herrschafts-, Verfügungs-
und Nutzungsfreiheit ist modernerweise unmöglich gewor-
den. Ebenso wie der Sklavenhandel oder die Kinderarbeit
der freien Verfügung entzogen sind, muss die Bodenverfü-
gung einer restriktiven Rechtsordnung unterstellt werden.
Die Verfechter der schrankenlosen Eigentumsgarantie
möchte ich warnen, denn sie würden durch eirje Ableh-
nung der Sozialkomponente des Bodeneigentums der all-
gemeinen Eigentumsgarantie einen schlechten Dienst er-
weisen. Eine straffe und konsequent gehandhabte moder-
ne Bodenrechtsordnung über Nutzung und Verfügung ist
der beste Garant für eine sinnvolle Erhaltung des Privat-
eigentums, l
Nun komme ich zu den Entschädigungskriterien. Die
Raumplanung soll grundsätzlich Sache der Kantone nach
den Leitbildern des Bundes bleiben. Die kantonalen Ge-
samtrichtpläne sind das zentrale Planungsinstrument. Wie
soll dieses aber wirksam funktionieren, wenn der Kanton
in Angst und Bange lebt, auf welche Weise er die Hoch-
konjunktur-Expropriationsentschädigungen zahlejn kann?
Die Wirksamkeit der Raumplanung hängt darurr eng mit
der Entschädigungspflicht zusammen. Auch in d eser Fra-
ge muss eine Neuorientierung erfolgen. Das öffentliche
Interesse bei Eigentumsbeschränkungen und Enteignun-
gen muss vermehrtes Gewicht in der Rechtsordnung er-
halten. Will man den lebensnotwendigen Anforderungen
eines modernen Rechts- und Wohlfahrtsstaates gerecht
werden, dann müssen wir im Bodenrecht Vorkaufs- und
Enteignungsrechte normieren. Dabei ist bei enteignungs-
ähnlichen Tatbeständen eine Lockerung der HoOhkonjunk-
tur-Entschädigungspflicht selbstverständliche l/orausset-
zung. Freiflächen für die Erholung unserer Bevölkerung
etwa können nicht zu Konjunkturtarifen entschädigt wer-
den. Es muss in Form einer angemessenen Entschädigung
ein sinnvoller Ausgleich zwischen Privatanspruch und öf-
fentlichen Interessen gesucht werden. Auch im privaten
Schadenersatzrecht obliegt es dem Richter, die Höhe des
Schadenersatzes nach den Umständen zu bestimmen
(Art. 42 Abs. 2 OR). Der Richter soll nicht nur von dem
derzeitigen Marktwert ausgehen; vielmehr hat er den Ein-
standspreis und die Gewichtigkeit - ich betone, die Ge-
wichtigkeit - des öffentlichen Interesses gegeneinander
abzuwägen. Damit erreichen wir gleichzeitig eine preis-
drosselnde Wirkung in der Spekulation mit Bauefwartungs-
land. i
Nun zur Landwirtschaft. Ihr gilt unsere volle Sympathie, da
sie trotz der Vorbehalte des Herrn Fischer diese Gesetzes-
vorlage unterstützt. Ich möchte Ihnen empfehlen, die Po-
stulate Fischer sorgfältig zu prüfen; denn die Landesver-
sorgung durch unsere Landwirtschaft wird in den näch-
sten Jahren bei der immer prekärer werdenden Nahrungs-
mittelversorgung existentielle Bedeutung erlangten. Darum
müssen wir Städter endlich die nationale Bedeutung unse-
rer Landwirtschaft erfassen, sie entsprechend fördern und
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auch zu bezahlen bereit sein. Es ist merkwürdig, dass wir
hier ausserordentlich knauserig sind. Nicht mit dem Fe-
rienwohnungsexport, Herr Bundesrat, kann man unserer
Bergbevölkerung helfen, sondern mit einer Verstärkung
und einer Aufwertung der Selbstversorgung mit lebens-
wichtigen Nahrungsmitteln durch unsere schweizerische
Landwirtschaft.
Gestern fiel im Zusammenhang mit dem Bodeneigentum -
ich möchte das speziell mit dem anonymen Bodeneigen-
tum behandeln - das von Herrn Schlumpf erwähnte Wort
vom «verhängnisvollen Erstarren». Gerade da können wir
nicht verstehen, dass die Lex Purgier einer Durchleuch-
tung der 20000 Immobiliengesellschaften beharrlich aus-
weicht. Tausende von Ausländern haben doch verbotener-
weise unter der Aegide der Lex von Moos illegal für Mil-
liarden Baugrundstücke erworben, mit denen im In- und
Ausland mit Aktien herumspekuliert wird. Bis dieser rechts-
ungleiche und gesetzeswidrige Missstand behoben ist,
muss ich, etwas bösartig, die Lex Purgier als Contergan-
Kind ohne Kopf und Hände qualifizieren. Raumplanung
kommt dort zu spät, wo verantwortungslose Spekulanten
den Rahm bereits abgeschöpft haben.
Gesamthaft unterstütze ich die bundesrätliche Vorlage voll
und ganz. Im besagten Sinne müssen wir jetzt Mut, Weit-
sicht und Opferbereitschaft bekunden und uns die Huma-
nität nicht bloss einbilden, sondern sie hier in der Raum-
planung praktizieren.

M. Barras: La loi sur l'aménagement du territoire constitue
l'acte législatif qui marquera profondément la vie sociale
et économique de la seconde partie du XXe siècle. Il im-
porte dès lors que les dispositions que nous allons voter
soient prises à bon escient, qu'elles visent surtout à ren-
dre justice à ceux qui possèdent le sol ainsi qu'aux ré-
gions qui, jusqu'ici, n'ont pas connu de développement
explosif dans l'occupation de leur territoire.
Rendre tout d'abord justice aux propriétaires de sol. On
ne m'enlèvera pas de l'idée que le projet de loi qui nous
est soumis relègue au second plan la garantie constitu-
tionnelle donnée à l'alinéa 1 de l'article 22ter de la consti-
tution fédérale. Où la propriété est-elle encore garantie
quand on permet, comme à l'article 43, la possibilité d'ex-
proprier des bien-fonds pour exécuter des plans d'affecta-
tion? On me dira que cette disposition ne sera applicable
que dans des cas extrême, là où aucune autre solution ne
pourra être trouvée. L'expérience aidant, je prétends
plutôt que nous allons ouvrir une brèche dans notre droit
constitutionnel qui ne fera que s'agrandir, car les techno-
crates chargés de l'application des mesures légales ne
s'embarrasseront guère de scrupules juridiques pour faire
valoir leur solution. On ne m'enlèvera pas de l'idée non
plus que ce projet de loi tend à maintenir les régions qui
ont été jusqu'ici à l'écart du développement économique,
dans une situation qui ne leur permettra plus de rattraper
leur retard. Elles seront affectées définitivement aux zones
de détente. Ainsi que le stipule le texte de la commission
du Conseil national, elles seront appelées à créer des
conditions d'espace favorable à l'épanouissement de la
vie personnelle, sociale et économique c'est-à-dire avant
tout à l'économie d'épanouissement. Je ne peux m'empê-
cher de penser à ceux qui veulent garder l'argent chez
eux et la nature chez les autres!
Certes, il n'y a pas que des inconvénients à posséder le
sol en dehors des territoires urbanisés et soumis aux
pressions du développement économique. Mais comment
donner à ces régions, à économie agricole prédominante,
les possibilités de sortir de leur marasme et de leurs
difficultés financières si elles ne trouvent plus de possibili-
tés d'expansion économique.
Voilà pourquoi je suis d'avis que l'aménagement du terri-
toire, tel que le conçoit le projet de loi qui nous est
soumis, devrait prévoir un système de péréquation entre
ceux des cantons ou régions qui ont pu jusqu'ici étendre
sans entrave leur recherche de gain et ceux des cantons

ou réglons qui seront dans l'obligation de miser à l'avenir
uniquement sur la recherche du mieux-être, c'est-à-dire
des conditions qui améliorent le cadre social et physique
de la vie.
Il est vrai que l'adjonction de l'article 55bis par le Conseil
des Etats vient préciser à bon escient les mesures de
compensation économique et le dédommagement aux-
quels pourront prétendre l'agriculture, la sylviculture ainsi
que les régions qui seront freinées dans leur développe-
ment par des mesures d'aménagement du territoire. Je
crains, cependant, qu'il ne s'agisse que d'un vœu pie. La
plus belle fille du monde ne peut donner que ce qu'elle al
Dans la situation où les finances fédérales se trouvent
actuellement, bien naïfs sont ceux qui croient encore
pouvoir trouver leur compte dans cette disposition qui,
elle, sera soumise au pouvoir politique, c'est-à-dire qu'elle
restera aléatoire aussi longtemps que le peuple n'aura pas
dit son dernier mot, alors que les mesures d'aménagement
seront entre les mains d'un pouvoir technocrate auquel on
devra se soumettre sans moyen d'opposition.
Ces considérations critiques ne doivent pas vous laisser
imaginer que je suis opposé a priori à l'aménagement du
territoire. Ce qui me laisse perplexe dans les mesures
envisagées, c'est l'impression de sentir une fois de plus
que l'agriculture ainsi que les régions économiquement
défavorisées seront les victimes de cette législation. Si
l'on parvenait à mettre à égalité l'avenir rural et l'avenir
urbain du pays, j'applaudirais aux textes légaux qui nous
sont soumis. Pour cela il y aurait lieu de leur donner la
parité d'équipement, leur offrir une égalité de chances et
d'espérances. Il y aurait lieu aussi d'introduire une plus
grande justice dans l'aide de l'Etat en favorisant beaucoup
plus que jusqu'ici les cantons où l'agriculture est restée la
toile de fond de l'économie, qui ont été et qui resteront
des faibles producteurs de nuisances, dans une proportion
en tout cas incomparable avec les cantons industrialisés.
Voilà pourquoi, aussi longtemps que ces conditions ne
seront pas réalisées, il me sera difficile de donner mon
accord à un aménagement du territoire reposant sur une
législation qui accentuera encore l'écart entre les régions
riches et les régions pauvres du pays.

Meier Kaspar: Die Schöpfer des Raumplanungsgesetzes
stellen sich hohe Ziele: Sicherstellung der Grundlagen des
menschlichen Lebens, wie von Luft, Wasser, Landschaft,
Boden, als Ernährungsquelle; sparsame Verwendung des
Bodens; Schaffen der räumlichen Voraussetzungen für die
Entfaltung des persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen
Lebens; Anstreben eines Ausgleiches zwischen wirtschaft-
lich schwachen und starken Gebieten mit finanz- und raum-
ordnungspolitischen Mitteln; Bewahren und Ausgestalten
der Schönheiten und Eigenarten der Siedlungen und
Landschaften.
Während sich die meisten Gesetze direkt an den Bürger
wenden, richtet sich das Raumplanungsgesetz primär an
die Planer. Seine Auswirkungen auf die Bürger sind aber
von derartiger Tragweite und zum Teil so weitgehend,
dass wir alle an der Ausgestaltung dieses Gesetzeswerkes
interessiert sind. Jedes neue Gesetz bedeutet für gewisse
Mitbürger eine Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit.
Im Raumplanungsgesetz gilt dies nicht nur für einzelne,
sondern für ganze Kategorien unseres Volkes, wie zum
Beispiel für die Landwirtschaft; es gilt auch für eine an-
sehnliche Zahl von Kantonen und Regionen. Diese Ein-
schränkungen dürfen nur so weit gehen, dass sie den
Geboten der Gerechtigkeit, der Notwendigkeit und der Zu-
mutbarkeit entsprechen. Eine erste Voraussetzung bildet
die Verfassungsmässigkeit. Es ist nämlich daran zu erin-
nern, dass sich das Gesetz nicht nur auf den Arti-
kel 24quater abstützt, der den Bund zur Gesetzgebung
über die Raumplanung ermächtigt, sondern auf eine ganze
Reihe weiterer Verfassungsbestimmungen. Ich möchte hier
nur nochmals zwei in Erinnerung rufen: Das Gesetz beruft
sich einmal auf Artikel 22ter, der festlegt, dass das Eigen-
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turn gewährleistet ist und dass bei Enteignungen und
Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleich-
kommen, die volle Entschädigung zu leisten ist. Eine Ver-
letzung oder, was ungefähr auf das gleiche herauskommt,
eine kalte Aushöhlung dieser Verfassungsbestimmungen
kann nicht akzeptiert werden. In Artikel 24sexies, auf den
sich das Gesetz ebenfalls beruft, ist der Natur- und Hei-
matschutz als Sache der Kantone festgelegt. Das Raum-
planungsgesetz darf also auch nicht dazu führen, dass die
Autonomie der Kantone angeritzt oder gar verletzt wird.
Nachdem die Redezeit beschränkt ist, muss ich mich dar-
auf beschränken, einige Bemerkungen aus der Sicht des
Innerschweizers und Luzerners hier vorzutragen: Ich
möchte betonen, dass die Innerschweiz nicht der Gratis-
Landschaftsgärtner der Ballungszentren werden soll. Dass
wir mit einigen anderen Kantonen und Regionen zu den
wirtschaftlich weniger entwickelten Gebieten der Eidge-
nossenschaft gehören, ist eine genügend bekannte Tatsa-
che. Es ist müssig, den Gründen nachzugehen und die
Schuldigen für diese Entwicklung zu suchen. Dagegen ist
es sicher am Platze, darauf hinzuweisen, dass die Betrof-
fenen in den letzten Jahren und Jahrzehnten grosse eige-
ne Anstrengungen unternommen haben, um ihre Entwick-
lung zu fördern. Ich darf erwähnen, dass der Kanton Lu-
zern seit Kriegsende sein wirtschaftliches Potential we-
sentlich stärker entwickelt hat, als es dem schweizerischen
Mittel entsprechen würde. Ich nenne die Aktionen der
schwyzerischen Wirtschaft «Schwyz - Schweiz» zur Förde-
rung des Kantons oder jene des finanzschwächsten Glie-
des unserer Eidgenossenschaft «Obsi Obwalden». Alle die-
se und viele weitere Bestrebungen, wie zum Beispiel die
Hochschule Zentralschweiz, die von viel Mut und Optimis-
mus zeugen, haben nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn sie
vom Bund namhaft unterstützt werden und mindestens das
Wohlwollen der starken Kantone geniessen.
Artikel 1 Buchstabe e des Raumplanungsgesetzes gemäss
Vorschlag der Kommission enthält in diesem Zusammen-
hang eine erfreuliche Zielsetzung, soll doch das Raumpla-
nungsgesetz nach dieser Bestimmung den Ausgleich zwi-
schen ländlichen und städtischen, wirtschaftlich schwa-
chen und wirtschaftlich starken Gebieten fördern. Dieser
Zweckartikel soll aber nicht blosses Lippenbekenntnis
sein. Er darf nicht dadurch illusorisch gemacht werden,
dass mit Detailbestimmungen die Entwicklung in einzelnen
Zonen und Regionen schlechthin untersagt wird. Ich den-
ke z. B. an den Artikel 35, der in Landwirtschaftsgebieten,
Erholungsräumen und Schutzgebieten nach Meinung ge-
wisser Planer überhaupt jegliche Bauten und Anlagen ver-
bieten sollte. Ich denke aber auch daran, dass es einfach
nicht zumutbar und gerecht wäre, wenn die Landwirt-
schaftszonen und Erholungsgebiete ohne genügende Ent-
schädigung und ohne gewisse Sicherungen für Eigentümer
und Bewirtschafter beansprucht werden könnten. Dem Ar-
tikel 55bis, der hier einen volkswirtschaftlichen Ausgleich
und eine Abgeltung vorsieht, kommt in diesem Zusammen-
hang entscheidende Bedeutung zu. Diese Leistungen dür-
fen nicht mit dem «Odium» der Subvention belastet sein.
Angesichts der gegenwärtigen Finanzknappheit von Bund,
Kantonen und Gemeinden hege ich allerdings bezüglich
Verwirklichung gerade dieser gesetzlichen Bestimmungen
etwelche Skepsis. Ich werde in dieser Skepsis bestärkt
durch eine Tatsache, die ich in diesem Zusammenhang
unbedingt erwähnen muss, auch wenn sie nur indirekt mit
dem Raumplanungsgesetz zu tun hat.
Im Kanton Luzern ist eine grosse Enttäuschung festzustel-
len, weil der Bundesrat am 21. Dezember letzten Jahres
unseren Kanton bezüglich seiner Finanzkraft anders ein-
gestuft hat, ohne den Kanton vorher zu einer Vernehmlas-
sung einzuladen. Einem Wiedererwägungsgesuch des Re-
gierungsrates des Kantons Luzern entnehme ich, dass er
diesen Entscheid der Tagespresse entnehmen musste und
bis zum 22. Januar 1974, also einen vollen Monat nach
Erlass, noch keine offizielle Mitteilung des Beschlusses
erhalten hat. Materiell erleidet der Kanton Luzern durch

diese Neueinreihung einen jährlichen Verlust von 10 bis 20
Millionen Franken. Mit Recht schreibt der Regierungsrat in
seinem Wiedererwägungsgesuch, dass er sich ober die
Neueinstufung freuen würde, wenn wirklich eine finanzielle
Erstarkung eingetreten wäre, die Wehrsteuer-Kjopfquote
oder -Substanz sich wesentlich erhöht oder die Steuerlast
gesenkt hätte. Dies sei im jetzigen Zeitpunkt trotz grossen
Bemühungen leider noch nicht der Fall, weshalb seine
erfolgversprechenden Anstrengungen durch die vorzeitige
Umgruppierung ernsthaft in Frage gestellt werden. Ich er-
wähne dieses Beispiel, weil mir daran liegt, die zuständi-
gen Instanzen des Bundes darauf aufmerksam zu'machen,
dass der wirkliche Wert des Raumplanungsgesetzes nicht
in hohen Zielsetzungen und weitgehenden Eigehtumsbe-
schränkungen liegen wird, sondern im Willen und in der
Bereitschaft jener, die in der Lage sind, die erforderlichen
grossen finanziellen Mittel bereitzustellen und den Schwa-
chen zu helfen.
Trotz etwelchen Bedenken stimme ich für Eintreten. Den
Entscheid über die Zustimmung zum Gesetz werde ich
erst nach dem Ausgang der Beratungen treffen. Als Mit-
glied eines Spitzengremiums der Regionalplanung Luzern
hatte ich in den letzten Jahren Gelegenheit, mich von der
Notwendigkeit und vom Nutzen einer sachgerechten Pla-
nung zu überzeugen. Ich habe auch festgestellt, dass dem
Artikel 3 des Gesetzes, der die Verpflichtung zur Wahrung
der schutzwürdigen öffentlichen und privaten Ihteressen
und die gegenseitige Abwägung in bestmöglichpr Weise
vorschreibt, entscheidende Bedeutung zukommt. Ich ver-
hehle aber auch nicht, dass übereifrige Planer,, die sich
über finanzielle und wirtschaftliche Belange leicht hinweg-
setzen und die das verfassungsmässig garantierte Eigen-
tum nichi mehr respektieren, dem Planungsöedanken
einen schlechten Dienst erweisen. Ich möchte ip diesem
Zusammenhang schon jetzt meinen Antrag zu Artikel 3 an-
melden, in welchem ich nicht nur die Behörden, sondern
auch die Planer verpflichten möchte, diese Interessenab-
wägung immer zu beachten. Die Raumplanung] verlangt
von Bund, Kantonen und Gemeinden ein hohes Mass von
Verantwortung und Zusammenarbeit. Die Planung selber
liegt in vielen Händen. Angesichts der Belastung der Be-
hörden aller Stufen mit vielen anderen Aufgaben des tägli-
chen Lebens kommt den Planern und Technokraten ein
grosses - vielleicht sogar übergrosses - Gewicht zu. Ich
appelliere speziell an diese, ihre schöne und Idankbare
Aufgabe nicht einseitig lösen zu wollen, sondern stets
auch das Gesamtwohl aller im Rahmen der verfassungs-
mässigen Garantien zu beachten. j

i

Ueltschi: Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird eine
ausserordentlich wichtige Grundlage nicht nur für die
Raumordnungspolitik, sondern auch für die Tragenden
Grundsätze unserer Rechts- und Wirtschaftsordnung wie
für die Eigentumsgarantie und den Grundsatz der pri-
vaten Verfügung über die Produktionsmittel geschaffen.
Die Bedeutung des Gesetzes kann nicht überschätzt wer-
den. Es hält schwer, einen Vergleich auf Gesetze:sebene zu
finden, welcher auch nur von ähnlicher Tragweite wäre.
Auch wenn die Notwendigkeit einer sinnvollen Raumpla-
nung nicht zu bestreiten ist, so ist doch bei der Beurtei-
lung der heute zur Diskussion stehenden Vorlage vom Ver-
fassungstext auszugehen. Dieser verlangt vom Bund, auf
dem Wege der Gesetzgebung Grundsätze für eine durch
die Kantone zu schaffende, der zweckmässigerl Nutzung
des Bodens und der geordneten Besiedlung des Landes die-
nende Raumplanung aufzustellen. Er hat ferner bei der Er-
füllung seiner Aufgaben die Erfordernisse der Landes-,
Regional- und Ortsplanung zu berücksichtigen. Halten wir
fest: Der Bund treibt nicht Raumplanung; dies ist aus-
schliesslich Aufgabe der Kantone, er stellt lediglich Grund-
sätze auf. Was will das nun heissen?
Zur Beantwortung dieser Frage ist bereits sehr viel
Expertensachverstand aufgewendet worden. Der Delegier-
te für Raumplanung, der über grosszügig bemessene For-
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schungskredite verfügt, das Institut für Orts-, Regional-
und Landesplanung der ETH Zürich, welches zu Spitzen-
zeiten zwischen 100 und 200 Personen beschäftigte, die
Vereinigung für Landesplanung, zahlreiche Expertengrup-
pen und Kommissionen des Bundes haben sich mit diesen
Problemen weit und breit befasst. Millionenbeträge sind
bereits für die Prüfung dieser Frage verwendet worden,
ohne dass man heute zu greifbaren Ergebnissen gekom-
men wäre. Mir will nun scheinen, dass man vielleicht nicht
zuletzt infolge des beeindruckenden Aufgebotes an Ex-
pertenwissen den Blick für das Wesentlichste etwas verlo-
ren hat, dass man vor lauter Bäumen den Wald nicht mehr
sieht. Gemäss verfassungsmässigem Auftrag hat die Raum-
planung zum Zweck, die Nutzung des Bodens auf eine
zweckmässige Art und Weise zu ermöglichen. Da der Bund
nur Grundsätze aufzustellen hat, genügt es für die Erfül-
lung dieses Zweckes, dass er den Kantonen die Ausschei-
dung von Baugebiet und Nichtbaugebiet vorschreibt. Die
Zuweisung von einzelnen Nutzungsarten haben die Kanto-
ne vorzunehmen. Auch sie haben dabei den Zweck der
Raumplanung, wie er in der Bundesverfassung umschrie-
ben ist, zu berücksichtigen. Der vorliegende Gesetzent-
wurf geht jedoch weit über diesen Zweck hinaus. Er ist ge-
prägt von der Vorstellung der sogenannten integralen Pla-
nung. Von den Planern und Technokraten selbst wird be-
hauptet, dass jede Aktivität der öffentlichen Hand ihre
Auswirkung auf den Raum hat. Daraus wird nun offensicht-
lich abgeleitet, dass praktisch die gesamte Tätigkeit, ins-
besondere des Bundes, aber auch der Kantone und Ge-
meinden, Gegenstand der Raumplanung bilden muss. Es
werden Kompetenzen verlangt und mit dem vorliegenden
Gesetz im übrigen auch erteilt, welche ermöglichen,
Umweltschutzstruktur, Fiskal-, Verkehrs-, Landwirtschafts-
und Forstwirtschaftsinfrastruktur, Fremdenverkehrs- und
Wohnungspolitik usw. massgeblich mitzugestalten. Dies
führt natürlich zu zahlreichen Ueberschneidungen mit tra-
ditionellen Tätigkeiten der öffentlichen Hand und zu
äusserst problematischen Doppelspurigkeiten. Untragbare
Konsequenz aus dieser verfehlten Auffassung wäre eine
Trennung von Kompetenz und Verantwortung. Würde bei-
spielsweise die Abteilung für Landwirtschaft die Ausrich-
tung von Kuhalpungsbeiträgen befürworten, müsste sie zu-
erst die Bestätigung der Raumplanungsbehörden einholen,
dass eine solche Massnahme unter planerischen Gesichts-
punkten erwünscht wäre. Die Verantwortung für die Land-
wirtschaftspolitik liegt indessen ganz eindeutig bei der Ab-
teilung für Landwirtschaft. Die Kompetenzen würden aber
dem Raumplanungsamt zugewiesen. Es bestehen diesbe-
züglich noch weitere aufzuzeigende Doppelspurigkeiten.
Nehmen wir als Beispiel den zweiten Abschnitt des Ge-
setzentwurfes über die Förderung der Erschliessung
oder Ausstattung und des vorsorglichen Landerwerbs. In
verschiedenen Spezialgesetzen sind praktisch dieselben
Aufgaben bereits geregelt. Am 17. September des vergan-
genen Jahres hat beispielsweise der Bundesrat die Bot-
schaft zum Bundesgesetz zur Förderung des Wohnungs-
baues und des Erwerbes von Wohnungen und Hauseigen-
tum unterbreitet. Das Gesetz bezweckt unter anderem die
Erschliessung von Land für den Wohnungsbau, wobei die-
se Erschliessungshilfe sehr weit gefasst wird. Das Bun-
desgesetz über Investitionshilfe für Berggebiete bezweckt
die Förderung wirtschaftlich zurückgebliebener Regionen
durch gezielte Investitionshilfe für Infrastrukturaufgaben.
Zu erwähnen ist ferner die Spezialgesetzgebung auf dem
Gebiete des Verkehrswesens, der Land- und Forstwirt-
schaft usw. In der Botschaft bleibt man - nur nebenbei be-
merkt - effektiv die Antwort schuldig, was die Förderung
der Erschliessung und Ausstattung aufgrund der im Raum-
planungsgesetz erteilten Kompetenzen den Bund kosten
soll. Soweit überhaupt eine Abschöpfung von Planungsge-
winnen gerechtfertigt ist, bestehen bereits die erforderli-
chen Rechtsgrundlagen. Zu nennen sind vor allem die Er-
hebung von Grundsteuern, Einkommens-, Vermögens- und

insbesondere von Grundstückgewinnsteuern, die Erhebung
von Erschliessungsbeiträgen und schliesslich das Landab-
zugsverfahren im Rahmen von Baulandumlegungen.

Als Ueberbein dieses Gesetzes sind auch die Normen über
die Enteignung zu werten. Das Expropriationsverfahren ist
im Bundesrecht geregelt, und es besteht hierüber heute
eine sehr gefestigte Gerichtspraxis. Es vermag auch den
Bedürfnissen der Raumplanung durchaus zu genügen.

Weil die Raumplanung im vorliegenden Entwurf als umfas-
sende integrale Planung verstanden wird, werden zwar
folgerichtig auch der Vollzugsbehörde, dem zu schaffen-
den, heute zum Teil bereits bestehenden Bundesamt für
Raumplanung ausserordentlich weitgehende Kompetenzen
zugeteilt. Es besteht aber die grosse Gefahr, dass damit
eine Verwaltung über der Verwaltung, ein Staat im Staate
etabliert wird. Wie die Erfahrungen mit dem Büro des De-
legierten für Raumplanung beispielsweise im Zusammen-
hang mit dem Vollzug der dringlichen Massnahmen auf
dem Gebiete der Raumplanung, Ausscheidung der Schutz-
gebiete, aber auch seine Praxis bei der Vergebung von
Aufträgen zeigen, scheint man überdies geneigt, erhaltene
Kompetenzen nicht gerade restriktiv auszulegen. Ein ge-
wisses Malaise über eine überbordende Planungsbürokra-
tie ist bereits im Gange und sehr offensichtlich.

Zusammenfassend halte ich fest: Die integrale Planung,
wie sie im Entwurf postuliert wird, schafft sehr viele Pro-
bleme. Sie ist teilweise planerischem Uebereifer entsprun-
gen, der mehr schadet als nützt. Es ist nicht zu übersehen,
dass im System der sozialen Marktwirtschaft für den Pro-
duktionsfaktor Boden nicht die integrale Planung einge-
führt werden kann, ohne die beiden übrigen Produktions-
faktoren - das sind Arbeit und Kapital - auch der Planung
zu unterstellen.
Wenn die Vorlage in der vorliegenden Form verabschiedet
wird, hat dies deshalb weitgehende ordnungs- und ge-
sellschaftspolitische Konsequenzen. Dessen muss man
sich nun einmal bewusst sein. Meine Meinung ist die, dass
sich die Raumplanung auf ihre eigentliche und ursprüngli-
che Aufgabe, nämlich auf die Ausscheidung von Baugebiet
und Nichtbaugebiet und auf die Sicherung einer geordne-
ten baulichen und siedlungspolitisch zweckmässigen Ent-
wicklung, zu beschränken hat, also diejenigen Aufgaben lö-
sen muss, die ihr die Verfassung effektiv überträgt, und
nicht mit überflüssigen, unzulänglichen oder sogar fal-
schen Mitteln an der Basis unseres Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystems herumdoktern soll. Aus diesen Ueberle-
gungen stimme ich nur mit Vorbehalten dem Eintreten auf
die Gesetzesvorlage zu.

Rüttimann: Nachdem unsere Demokratie es ermöglicht,
dass auch praktizierende Bauern in diesem Rate Einsitz
nehmen können, werden Sie es mir nicht verargen, wenn
ich zu dieser Gesetzesvorlage mit ausserordentlicher Trag-
weite einige Ausführungen mache; ausserordentliche Trag-
weite deshalb, weil das Raumplanungsgesetz uns einer-
seits in die Lage versetzen soll, unsere gesamte Siedlungs-
und Bodenpolitik in den Griff zu bekommen und ander-
seits den Grundeigentümern nicht leicht zu nehmende Ein-
schränkungen bringen wird. Letztere sind aber in unserer
freiheitlichen Gesellschaftsordnung ganz allgemein
verpönt. Hinzu kommt noch erschwerend die momentan
verbreitete Unruhe in der schweizerischen Landwirtschaft,
hervorgerufen durch die düsteren Zukunftsaussichten in
der Einkommenssicherung. Es wäre also für uns bäuerli-
che Vertreter in diesem Rate nichts leichter und populärer,
als bei der Beratung der vorliegenden Gesetzesvorlage
uns in Miesmacherei zu üben, ja sie überhaupt abzuleh-
nen. Aber es gehört bekanntlich zu den Verantwortlichkei-
ten eines Politikers, seinem Volke nicht nur das zu sagen,
was es am liebsten hört, sondern vielleicht auch bittere
Wahrheiten, bildlich gesprochen bittere Medizin. Ich möch-
te hier auch gleich anfügen: Bittere Pillen haben meistens
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auf die Dauer medizinisch die bessere Wirkung als die be-
kömmlicheren.
Nun aber zurück zur Sache. Wir haben davon auszugehen,
dass der im Jahre 1969 durch Volk und Stände angenom-
mene Verfassungsartikel 22ter und 22quater in seiner Ge-
samtheit betrachtet werden muss. Er belastet oder beläs-
tigt uns nicht nur mit der öffentlichen Planung, sondern
garantiert zugleich das Privateigentum. Diese typisch
schweizerische und gute Lösung, die allein die Grundlage
für eine engagierte und leistungsfähige Landwirtschaft der
Zukunft bietet, ist wohl hier, bei dieser breit angelegten
Diskussion, der Erwähnung wert. Die Verfassungsmaxime
der Eigentumsgarantie wird denn auch von uns vorbehalt-
los unterstützt. Wie steht es nun aber mit den Auflagen
und Auswirkungen der Planung? Eines ist sicher und wird
auch von uns nicht bestritten: So kann es nicht mehr lange
weitergehen. Wenn wir der aufsehenerregenden Ver-
schwendung unseres kargen Schweizer Bodens nicht rasch
Einhalt gebieten, werden wir unsere während Jahrhunder-
ten gewachsene Kulturlandschaft in wenigen Jahrzehnten
vollständig verschandelt oder sogar vernichtet haben. Das
sind harte Worte, sie mahnen aber auch den weitschichtigen
Landwirt zum Aufhorchen. Wenn er seine Scholle liebt,
sich dem Boden seiner Vorfahren verpflichtet fühlt und
ihn ungeschmälert seinen Nachkommen weitergeben will,
kann und muss er eine klare Planung, nämlich die Schaf-
fung von Landwirtschaftszonen, begrüssen. Ich habe mich
persönlich überzeugen lassen, dass unsere junge Bauern-
generation, vor allem die Landwirtschaftsschüler, diese
Ueberlegung teilen, ja für einige scheint das vorliegende
Gesetz eher zu wenig weit zu gehen. Sie befürchten, hier
werde ein Gesetzeswerk geschaffen für die Jungen, ge-
prägt jedoch von den Alten. Worin liegt wohl diese unter-
schiedliche Auffassung zum Bodenproblem zwischen der
jüngeren und der älteren Bauerngeneration, ja, in der land-
wirtschaftlichen Bevölkerung überhaupt? Wir müssen wohl
davon ausgehen, dass die ungeheure bauliche Entwicklung
mit dem damit verbundenen Landbedarf seit dem letzten
Weltkrieg, in der jüngsten Zeit aber auch die sattsam be-
kannte Flucht in die Sachwerte starke Bewegungen, Ver-
lockungen, aber auch Spannungen in die Reihen der Land-
besitzer gebracht hat. Die einen verfolgten die Entwicklung
der Bodenpreise mit Schmunzeln, viele andere aber auch
mit echter Besorgnis. Es besteht allerdings heute die gros-
se Gefahr, dass jeder, der in den letzten Jahren Bauland
verkauft hat oder verkaufen musste, zum vornherein als
Spekulant abgetan wird. Das ist beileibe nicht immer der
Fall. Im Gegenteil, wie manche Bauernfamilie sah sich
nicht nur einem Haufen Geld gegenüber, sondern auch -
und das vielleicht noch viel mehr - der schicksalhaften
Entscheidung über Aufgabe oder Verlassen ihres ange-
stammten Heimwesens. Die Tragik gipfelte vielfach noch
darin, dass die Familie vor dem Verkauf den Frieden hatte
und nachher den Streit. Wie bereits gesagt, gibt es natür-
lich auch gegenteilige Fälle. Wenn man aber berücksich-
tigt, dass die heute ältere Bauerngeneration die schlimmen
Dreissiger-Krisenjahre durchgestanden hat, muss man eini-
ges Verständnis aufbringen. Damals war nicht nur in den
Arbeiterhaushalten, sondern auch in manchem Bauern-
haushalt Schmalhans Küchenmeister. Daneben wurde das
spärlich vorhandene Geld weitgehend durch die hohen Hy-
pothekarzinse verschlungen. MUSS man sich darum wun-
dern, wenn die gleichen Leute zur Zeit des einsetzenden
und florierenden Landhandels in den fünfziger bis siebzi-
ger Jahren sich von ein paar knisternden Banknoten ver-
locken Messen, die sie bisher nur vom Hörensagen kann-
ten? Die heute heranwachsende Bauerngeneration ist von
dieser Verlockung - ich sage: glücklicherweise - wieder
mehr und mehr losgekommen. Sie sieht ein, dass es bei
unseren ohnehin schon zu kleinen Betriebsstrukturen
volkswirtschaftlich und vor allem betriebswirtschaftlich un-
sinnig ist, den Boden als Existenzgrundlage und des Mam-
mons willen zu veräussern, mit ändern Worten, den Ast

abzusägen, auf dem sie sitzt. Der praktizierende, mit bei-
den Beinen auf seinem Boden stehende Landwirt hat da-
her auch kein Interesse an einer stetigen Bodenpreisstei-
gerung. Das muss einmal deutlich gesagt sein. Wh hoffen,
dass sich mit der Zonenlegung die Preise im Landwirt-
schaftsgebiet beruhigen. So könnten die Aufstockung der
vielfach zu kleinen Betriebe eher wieder ermöglicht und
langfristige Investitionen verantwortet werden. (Voraus-
setzung für diese Haltung ist aber, dass der Landwirtschaft
heute und in Zukunft ein existenzsicherndes Einkommen
gewährleistet ist. Weil aber gerade diese Forderung durch
den kürzlichen Bundesratsbeschluss nur ungenügend er-
füllt wurde, werden Sie meine eingangs gemachte! Bemer-
kung verstehen, dass wir nur den kleinen Finger zu führen
brauchten, um in landwirtschaftlichen Kreisen Opposition
gegen dieses Gesetz zu führen. Schlechtere Zeiten' können
immer wieder eintreten. Weil der Bauer von Natur aus
sparsam und vorsorgend eingestellt ist, hat er sich bisher
für die wirtschaftliche Sicherung des Alters, für schwere
Krankheitsfälle oder für ausserordentliche Bauaufwendun-
gen auf einen möglichen Baulandverkauf als Vermogensre-
serve verlassen. Diese Möglichkeit verliert er mit dem vor-
liegenden Gesetz, falls seine Grundstücke in die Landwirt-
schaftszone eingezont werden. Sie werden nun durchaus
richtig entgegnen: Man kann nicht den Fünfer und das
Weggli haben. Für den Verlust dieser potentiellen Ver-
mögensreserve, also für die entschädigungslose Zuteilung
in die Grünzone, muss die Bauernfamilie abgefunden bzw. •
für die genannten Wechselfälle des Lebens gesichert wer-
den. Darum erachte ich die Mehrwertabschöpfung und den
volkswirtschaftlichen Ausgleich sowie deren Zusammen-
hang als das A und das O dieses Gesetzes.
Die Planung zeigt in der praktischen Anwendung unerhört
harte Konsequenzen. Hier Baugebiet, hier Landwirtschafts-
gebiet, hier hoher, dort niedriger Bodenwert! Ist es da
nicht recht und billig, wenn der wertmässig Begünstigte
einen Beitrag an die Kosten der Planung sowie einen
Solidaritätsbeitrag an die in die Grünzone verwiesenen
Grundbesitzer entrichten muss? Diese letzteren shd doch,
langfristig gesehen, diejenigen, die unsere Kulturland-
schaft pflegen und erhalten werden. Leider verweist die-
ses Gesetz die Regelung des volkswirtschaftlichen Aus-
gleiches zugunsten der Landwirtschaft auf eine folgen-
de Spezialgesetzgebung, so dass wir diesbezüglich die
Katze im Sack kaufen sollen. Ich werde mir deshalb ge-
statten, beim Artikel 55a einen Zusatzantrag zu begründen,
der darauf abzielt, mit den zur Verfügung stehenden Mit-
teln die Entschuldung der Landwirtschaft in der Grünzone
zu forcieren. Auch die praktische Durchführung das volks-
wirtschaftlichen Ausgleichs liegt für uns noch etwas im
Dunkeln. Einerseits sollen die Kantone die Abschöpfung
vornehmen, andererseits soll der Ausgleich gesamtschwei-
zerisch durchgeführt werden. Als Unterländer habe ich
durchaus Verständnis für die Begehren der Vertreter des
Berggebietes, dass dieser Ausgleich gesamtschweizerisch
durchgeführt werden soll.
Sie ersehen aus meiner Stellungnahme, dass Ich mich
trotz den geäusserten Bedenken zu einem Ja zum Raum-
planungsgesetz durchgerungen habe, falls es in der vorge-
legten Grundkonzeption mit den Verbesserungen unserer
Kommission die Beratungen passiert. Ich bin der Ansicht,
dass uns dieses Gesetz einen entscheidenden Sc hritt vor-
wärts in der für unser kleines Land so eminent wichtigen
Bodenpolitik bringen kann. Dafür ist aber eine vernünftige
und menschliche Anwendung und Handhabung des Geset-
zes durch Bund und Kantone einerseits sowie andererseits
die vom ganzen Volk getragene Mitverantwortung sehr
wichtig. Unser Boden muss uns mehr wert sein, als in ihm
nur materiellen Reichtum zu sehen, ihn der unkontrollier-
ten Bauerei und wilden Spekulation oder gar dem Besitz
einiger weniger zu überlassen.

M. Felber: Si, dans le peuple suisse, on parle d'aménage-
ment du territoire, c'est qu'aujourd'hui chacun est persua-
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dé qu'il est nécessaire de remplacer l'anarchie qui nous
menace, la mauvaise utilisation du sol, la limitation des
espaces communautaires par une harmonisation et un
équilibre. Il fallait donc un texte de loi pour alternare ce
but général, mais il faut aussi dans toute la mesure du
possible que ce texte échappe à l'hermétisme du langage
juridique et qu'il soit perceptible à la plus grande part
de nos concitoyens - je pense ici plus spécialement à
tous ceux qui font partie des autorités de nos communes
suisses et qui devront en fait réaliser pratiquement l'amé-
nagement du territoire.
Il est de bon de souligner dans certains milieux que les
mesures d'aménagement constituent une atteinte à la pro-
priété privée comme pour mieux rappeler ce faisant quel
degré de générosité peuvent atteindre les tenants de cette
propriété qui accepteraient le sacrifice qu'on leur deman-
de. Je pense qu'en réalité, si nous voulons permettre à
notre communauté nationale de survivre sans conflit, il est
indispensable de résoudre le problème de l'aménagement
et qu'en définitive c'est la seule garantie de liberté pour
chacun de nos concitoyens. Aujourd'hui plus que jamais,
nous sommes donc prêts à adopter une loi sur l'aménage-
ment, une loi claire et précise, qui définisse les compé-
tences et les tâches de la Confédération, des cantons et
des communes. Dans un Etat fédéraliste comme la Suisse,
il est, me semble-t-il, indispensable aussi de préciser dès
maintenant la notion de coopération entre les cantons. Le
fédéralisme coopératif est nécessaire parce que les can-
tons n'ont pas tous atteint un même niveau de développe-
ment et qu'une forme de nationalisme cantonal constitue-
rait indiscutablement une entrave au développement des
cantons les plus faibles. Je pense que, si la loi sur l'amé-
nagement du territoire permet de maintenir à la dis-
position de l'agriculture les terrains indispensables à une
exploitation rationnelle et rentable, elle doit aussi permet-
tre de maintenir le statut économique particulier de cha-
que région. Il importe alors de ne pas sacrifier à une
planification nationale schématique ignorant certaines
réalités.
Comment pensez-vous ou pensons-nous concilier un amé-
nagement du territoire national constitué par des plans
directeurs généraux élaborés au niveau de la Confédéra-
tion et qui fixent certaines priorités dans l'occupation du
sol par régions très vastes avec les plans d'aménagement
des cantons qui risquent, dans bien des cas, de s'en
écarter radicalement, pour autant qu'ils aient déjà été
élaborés? Je crois en effet qu'aucun canton ne renoncera
sans autre à développer certaines régions industrielles,
pour inscrire son plan d'aménagement dans une des pro-
positions de la Confédération ou même de l'ORL. Il me
paraît nécessaire de souligner que l'autonomie cantonale
postule une recherche de développement économique
cantonal et que la vocation traditionnelle de certaines
régions agricoles, touristiques ou industrielles ne pourra
pas être réfutée par un texte légal.
D'autre part, il est important de rappeler que certains
centres, secondaires sur le plan national, constituent un
élément économique important pour le canton auquel ils
appartiennent. Le projet de loi, comme l'indique le mes-
sage du Conseil fédéral, tient compte essentiellement du
fait que les objectifs économiques ne représentent pas
quelque chose d'absolu. Mais il admet entre autres que la
répartition équitable du produit entre les divers milieux de
la population et entre les diverses régions doit continuer
d'être encouragée. Cette notion apparaît clairement à l'ar-
ticle 1er, 2e alinéa, lettrée, du projet de la commission.
S'agit-il d'une déclaration d'intention, d'une simple clause
ornementale lénifiante? Sinon, quelles sont les mesures
que le Conseil fédéral et ses collaborateurs envisagent
éventuellement?
Certes, le projet qui nous est soumis et le message du
Conseil fédéral qui l'accompagne, soulignent .bien la né-
cessité de freiner le développement des grands centres et
de leurs banlieues. Cependant, on insiste sur l'impossibili-

té d'équiper rationnellement des régions périphériques;
lorsqu'on sait qu'une augmentation de 1 pour cent de la
population dans la région zuricoise, par exemple, en-
traîne une augmentation de 4,32 pour cent des frais d'ur-
banisation, il apparaît que le seul moyen efficace de frei-
ner un développement trop coûteux consisterait à faire
payer à ceux qui veulent à tout prix s'installer dans une
telle région le prix réel de la charge qu'ils représentent
pour la collectivité.

Cette idée de l'équilibre économique à réaliser entre les
diverses régions du pays me paraît fondamentale. Il est
donc indiqué de préciser les moyens qui seront mis en
œuvre pour la réaliser.
Outre la destination des territoires, telle que la prévoit la
loi, il faut à mon sens favoriser la région considérée
comme une unité géographique et économique capa-
ble de dynamisme. Les initiatives que peuvent prendre
certaines régions pour se développer, ou même seulement
pour survivre, doivent être soutenues. La loi sur l'aide aux
investissements dans les régions de montagne ne pourra
pas tout résoudre. Certaines localités, qui sont déjà te-
nues à l'écart des zones de développement prises en
considération par les experts de l'ORL, sont également
placées en dehors de la liste des bénéficiaires de la loi
sur l'aide aux investissements dans les régions de monta-
gne. On ne pourra pas sacrifier le potentiel technologique
de certaines zones, ni leurs équipements communautaires.
Il sera de plus en plus difficile de faire admettre aux
populations de quelques régions que le déplacement des
entreprises et d'une partie des habitants de leurs localités
vers les grands centres, en réduisant une première fois la
capacité économique de leurs régions, exige encore d'eux
un effort supplémentaire indirect puisque la Confédération
devra accorder des subventions particulières aux centres
hypertrophiés pour qu'ils puissent résoudre les grands
problèmes qui leur sont posés. Pour nous, qui soutenons
le projet de loi sur l'aménagement du territoire, un déve-
loppement harmonieux de chaque région, qui tient compte
de sa vocation précise et permet d'utiliser les investisse-
ments déjà consentis au cours des années, est un effort
indispensable et nous ne pourrions souscrire à une planifi-
cation maladroite ou schématique qui aboutirait à notre
condamnation.

Hofer-Flawil: Die Ziele, die wir uns im vorliegenden Gesetz
stellen, sind ohne Zweifel erstrebenswert. Wer sollte nicht
der Forderung zustimmen, den Ausgleich zwischen ländli-
chen und städtischen, zwischen wirtschaftlich schwachen
und wirtschaftlich starken Gebieten zu fördern, oder die
Eigenart und Schönheit der Landwirtschaft zu erhalten?
Aber auch die Abgrenzung des landwirtschaftlichen Bo-
dens liegt im Interesse der Bodenbesitzer und im Interes-
se der übrigen Bevölkerung; denn wir müssen mit der
Zersiedlung unserer Landschaft aufhören. Wenn man sich
Ziele setzt, muss dabei aber sicher sorgfältig abgewogen
werden, ob diese erreichbar sind und ob entstehende Ver-
una Nachteile auf alle angemessen verteilt werden. Nicht
zuletzt ist auch zu prüfen, ob uns die für die Verwirkli-
chung dieser Ziele notwendigen finanziellen Mittel zur Ver-
fügung stehen. Für gesetzgeberische Arbeit tut Eile selten
gut.
Was mich am Gesetz über die Raumplanung noch stört, ist
die ungleiche Behandlung an und für sich gleicher Tatbe-
stände. So wird zum Beispiel in Artikel 58 festgehalten,
dass eine Massnahme dann enteignungsähnlich ist, wenn
sie für Grundstücke eine bestehende oder in naher Zu-
kunft wahrscheinliche Nutzung untersagt, verunmöglicht
oder in gewichtiger Weise erschwert.
Für das Siedlungsgebiet, also für das Bauland, ist darge-
legt, welche Massnahmen enteignungsähnlich sind. In den
Artikeln 48 bis 54 werden sogar die Förderungsmassnah-
men des Bundes für dieses Siedlungsgebiet klar aufge-
zeigt.
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Ohne Zweifel ist nun aber die Zuteilung von Boden zur
Landwirtschaftszone auch eine enteignungsähnliche Mass-
nahme, schon allein deshalb, weil in dieser Zone kein
Bauland mehr verkauft werden kann. Herr Kollega Tschäp-
pät hat ja gestern ebenfalls auf diesen Punkt hingewiesen
und diese Tatsache hervorgehoben. Nun finden wir aber in
Artikel 59 die Bestimmung, dass die Zuteilung von Grund-
stücken zum Landwirtschafts- und Forstgebiet keine mate-
rielle Enteignung darstelle. Deshalb muss ich mich doch
sofort fragen, wo wir für die Bodenbesitzer in der Land-
wirtschaftszone die Gegenleistung finden. Es verbleibt
nach meiner Meinung nur Artikel 55a, der für das Land-
wirtschaftsgebiet eine Gegenleistung ermöglicht. Sie ken-
nen ihn: «Der Bund regelt auf dem Wege der Spezialge-
setzgebung einen volkswirtschaftlichen Ausgleich ...» Im
Siedlungsgebiet haben wir also, wie bereits erwähnt, eine
klare Regelung der Entschädigung bei Enteignung und
eine feste Zusage von Förderungsmassnahmen. In der
Landwirtschaftszone dagegen werden, mit Ausnahme von
Spezialfällen, enteignungsähnliche Tatbestände abgelehnt,
und es fehlt auch jede konkrete Formulierung von Förde-
rungsmassnahmen.
Was lehrt uns aber die jüngste Vergangenheit bezüglich
der Finanzen? Im Zusammenhang mit den Budgetkrediten
für Bodenverbesserungen und Hochbauten, und um in die-
ser Frage etwas mehr Klarheit über die Finanzierung zu
erhalten, habe ich am 18. Juni 1973 eine Kleine Anfrage
eingereicht. In seiner Antwort stellt der Bundesrat fest,
dass für Strukturverbesserungen in erster Linie die Eigen-
finanzierung herangezogen werden solle, dass aber «die
Finanzierung der zur Diskussion gestellten neuen Mass-
nahmen, z. B. auch des volkswirtschaftlichen Ausgleichs,
vorderhand, d. h. bis zur Erschliessung neuer wesentlicher
Einnahmenquellen für den Bund, grosse Schwierigkeiten
bereitet». Ich glaube auch nicht daran, dass zum Beispiel
die Kantone die Einnahmen aus der Mehrwertabschöpfung
für solche Zwecke grosszügig zur Verfügung stellen wer-
den. Bis heute waren aber viele unserer Bauern nur dann
in der Lage, ihre Betriebe grundlegend zu verbessern,
wenn sie Bauland verkaufen, Kies ausbeuten oder zufälli-
gerweise durch Heirat Kapital gewinnen konnten. Der Bau-
landverkauf wird jetzt in der Landwirtschaftszone unter-
sagt, was ich unterstütze. Damit geht aber eine wichtige
Möglichkeit der Eigenfinanzierung verloren.
Was antworten wir nun unseren jungen Bauern, wenn sie
uns fragen, wie sie in Zukunft all die grossen Verbesserun-
gen bezahlen sollen? Genügt hier als Antwort das Ver-
sprechen eines noch nicht definierten volkswirtschaftli-
chen Ausgleichs gemäss Artikel 55a? Ich denke: nein.
Schon die vielen Anträge sind ein Zeichen dafür, dass hier
noch keine Klarheit herrscht. Auch die Botschaft auf Sei-
te 75 sagt dazu nichts. Es bestehen noch Widersprüche
über die Definition des Begriffs. Wir kennen weder das
Ausmass des Kapitalbedarfs noch haben wir eine Ahnung
von der Finanzierung.

Ich bejahe also die Zielsetzung des Raumplanungsgeset-
zes und verspreche mir davon nicht nur eine Beruhigung
auf dem Liegenschaftsmarkt, sondern auch die Sicherung
des für die Landwirtschaft geeigneten Bodens. Bei der
heute angespannten Finanzlage von Bund, Kantonen und
Gemeinden glauben aber die Bodenbesitzer nicht daran,
dass wir das Geld für den volkswirtschaftlichen Ausgleich
aufbringen und dazu auch noch mehr Mittel für die Struk-
turverbesserungen frei machen können. Solange deshalb
die in Artikel 55a vorgesehene Spezialgesetzgebung nicht
konkreter formuliert ist, kann ich leider dem Gesetz noch
nicht zustimmen. Ich hoffe aber sehr, dass wir hier im
Verlaufe unserer Verhandlungen Klarheit erhalten.

Herr Bundesrat, ich weiss, dass Ihnen die Erhaltung unse-
rer schönen Gegenden ebenfalls ein Anliegen ist. Wenn
wir diese Landschaft erhalten wollen, so muss sie besie-
delt, bebaut, aber auch von Menschen und Tieren belebt
sein. Diese Aufgabe können nur die Bauern erfüllen. Ich

wäre Ihnen, Herr Bundesrat, deshalb zu Dank verpflichtet,
wenn Sie meine Bedenken durch konkrete Zusicherungen
und Definitionen zerstreuen könnten. Sollte jetzt keine
Konkretisierung von Artikel 55a möglich sein, so Wäre es
nach meiner Meinung besser, zuerst die vorgesehene Spe-
zialgesetzgebung zu erarbeiten und bis dahin die Inkraft-
tretung des Raumplanungsgesetzes zurückzustellen.
Einige von Ihnen werden versucht sein, von Fünfer-und-
Weggli-Politik zu sprechen. Herr Kollega Kaufmann hat die
Antwort gestern bereits gegeben. Er sagte: Der Bauer hät-
te gerne etwas in der Hand und nicht nur die Taube auf
dem Dach. Ich darf für mich in Anspruch nehrrten, die
Verhältnisse nicht nur im Kanton St. Gallen einigermassen
zu kennen. Wenn wir nicht bald für den einzelnen Bauer
und seine Familie Verbesserungen schaffen können, so
sind viele Erholungsgebiete verloren, bevor das Gesetz
Wirkung erlangt.
Ich bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten, wobei ich Ihnen
meine Bedenken angemeldet habe. Ich muss mir aber
persönlich die endgültige Stellungnahme noch vorbehalten.

Roth: Gestatten Sie auch mir, mich in diesem Reigen der
Redner zu dieser sehr wichtigen Vorlage zu äussern. Vor-
ab zwei Bemerkungen: Dieses Raumplanungs- odep - bes-
ser gesagt - Bodenplanungsgesetz ist von derart ein-
schneidender und dadurch grosser Bedeutung, dass man
ruhig von der Vorlage des Jahrhunderts sprechejn kann.
Und wenn dem so ist, so glaube ich, dass be| dieser
Beratung möglichst viele Meinungen und Auffassungen
dargetan werden sollen und müssen. Es wird also unver-
meidlich sein, dass Gleiches und Aehnliches gesagt und
beantragt werden muss. Ich masse mir nicht an, Kritik zu
üben, aber ich möchte hier doch sagen, dass vielleicht im
ersten Rat, im Ständerat, etwas zu wenig in dieser Vorlage
gesprochen wurde; deshalb mussten sich in unserem Rat
etwas viele Redner einschreiben.
Durch die Tatsache, dass unser Boden nicht vermehrt
werden kann, ist man allgemein zur Erkenntnis 'gelangt,
dieses Gut müsse in der Zukunft sinnvoller genutzt wer-
den. Diesem Grundsatz stimmen auch wir in der LJandwirt-
schaft zu. Das Wirtschaftswachstum und die Bevölkerungs-
vermehrung in den letzten 20 Jahren brachten neue
schwierige Aufgaben, eben wegen der aussergfewöhnli-
chen Beanspruchung unseres Bodens und zweiten^ wegen
den fast uniösbaren Nebenaufgaben, den sogenannten In-
frastrukturaufgaben. Mit dieser Gesetzesvorlage soll nun
eine generelle Ausscheidung von Wohn- und Baugebiet
einerseits und Kulturland oder Landwirtschaftsgebiet an-
dererseits vorgenommen werden. Mit dieser Vorlage auf
Bundesebene sollen ja die sogenannten Richtpläne vorge-
schlagen werden; es sollen dann die Kantone die Nut-
zungspläne, in Verbindung mit den Gemeinden die eigentli-
che Ausführung dieser Gesetzgebung, vornehmer). Damit
eine sinnvolle Durchführung in den Kantonen und Gemein-
den gewährleistet werden kann, sind doch Grundsätze im
Rahmengesetz zu verankern. Wenn auch eine klare Aus-
scheidung von Bau-Wohngebiet und Landwirtschaftsgebiet
auf der anderen Seite vorgenommen wird, müssen wir
darauf achten, dass die Einheit des Volkes, das Leben in
der Gesellschaft, nicht allzu stark beeinträchtigt wirjd.
Rund 7 Prozent unserer Bevölkerung betätigen sich in der
Landwirtschaft. Sie bewirtschaften zirka 65 Prozent des
gesamten bebaubaren Bodens. Bis jetzt war es doch so,
dass die grosse Mehrheit unserer Dörfer durch die) Ansied-
lung der Urproduktion entstanden sind. Bauernhäuser,
Scheunen, Remisen, gemischt mit nichtlandwirtschaftli-
chen Bauten aller Art bilden heute noch unsere Gemein-
den. Mit der Ausscheidung von Bau- und Landwirtschafts-
gebiet beginnt ein grundsätzlicher Prozess, nämlich das
Verschwinden der Bauernfamilien und wahrscheinlich
auch zum Teil das Verschwinden von Gewerbebetrieben,
die in der Bauzone nicht mehr erwünscht sind oder
nicht mehr aufrechterhalten werden können. Es wird über
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kurz oder lang dazu führen, dass die ganze landwirtschaft-
liche Bevölkerung abgeschieden, weil ausgesiedelt, leben
muss.
Bis jetzt haben wir diese Methode sogar sehr begrüsst. Es
war aber bis heute nur ein kleiner, sogar ein verschwin-
dend kleiner Teil, der ausgesiedelt wurde oder freiwillig
ausgesiedelt hat. Mit dieser Massnahme, die durch dieses
Gesetz eingeleitet wird, entstehen grosse gesellschaftspo-
litische Probleme. Es entstehen aber durch dieses Gesetz,
wenn es zur Anwendung kommt, auch andere schwerwie-
gende und gewaltige Veränderungen. Dem Bauer wird
eine Verbesserung seiner finanziellen Grundlagen, die so-
genannte stille Reserve, genommen. Es besteht eben keine
Möglichkeit mehr, durch den Verkauf eines Bauplatzes
eine Maschine oder ein Stück Land kaufen zu können.
Wohl gab es in letzter Zeit auch Auswüchse, aber ich
kann aus der Praxis doch sagen, dass viele Bauernfami-
lien auf dem Weg der Selbstfinanzierung vom Verkauf
eines Bauplatzes oder deren zwei doch ihre finanziellen
Grundlagen verbessern konnten, die dadurch auf eine oder
zwei Generationen hinaus sichergestellt sind.
In diesem Zusammenhang eine Bemerkung wegen Neu-
bauten im landwirtschaftlichen oder im Erholungsgebiet.
Im Grundsatz sind wir einverstanden, dass nicht alle Bau-
ten wieder erlaubt werden sollen. Aber ich spreche hier
aus der Praxis. Lassen Sie das zukünftige Landwirtschafts-
gebiet nicht verarmen und nicht veröden. Es wird dazu
führen, dass Bauten bewilligt werden müssen, die wir viel-
leicht heute noch nicht sehen oder uns vorstellen können.
Wenn wir nämlich die gesamte landwirtschaftliche Bevöl-
kerung in der Landwirtschaftszone, der Erholungszone,
der Schutzzone haben, dann werden ganz logischerweise
aus der Situation heraus zum Teil neue Erwerbsgrundla-
gen entstehen. Ich meine im speziellen, dass beispielswei-
se eine Maschinenreparaturwerkstätte ausserhalb des Dor-
fes entstehen muss, also im Gebiet der Landwirtschaftszo-
ne. Sie kann an und für sich nicht unbedingt zu den
landwirtschaftlichen Gebäulichkeiten gezählt werden.
Grundsätzlich bin ich für Eintreten, hoffe aber, dass der
Bundesrat die Zusicherung gibt, die Spezialgesetzgebung
vorzubereiten, welche auch das landwirtschaftliche Ein-
kommen für die bäuerliche Familie in der Landwirtschafts-
zone sichert. Entgegen der Auffassung von Kollege Rütti-
mann äussern viele Leute der jungen Bauerngeneration,
mit welchen auch ich zahlreiche Gespräche geführt habe,
schwere Bedenken zu dieser neuen Gesetzgebung, wenn
nicht im gleichen Zuge Zusicherungen gegeben werden,
dass die Grundlage des bäuerlichen Einkommens die Si-
cherstellung der Bauernfamilien ist. Wir können also
einem so einschneidenden Massnahmenkatalog nur zu-
stimmen, wenn der bäuerlichen Bevölkerung das Auskom-
men zugesichert wird.
Zur Mehrwertabschöpfung: Weil der bäuerlichen Bevölke-
rung die stille Reserve zur Verbesserung ihrer finanziellen
Grundlagen garantiert und auch andere Auflagen gemacht
werden müssen, verlange ich persönlich, dass mindestens
die Hälfte der Abschöpfung in einen zu schaffenden Agrar-
fonds gelegt wird. Dieses Geld soll zusätzlich für Struktur-
verbesserungsmassnahmen Verwendung finden; für Mass-
nahmen, welche noch viel notwendiger werden, wenn man
diese Gesetzesgrundlagen in die Praxis umsetzen muss.
Herr Bundesrat, wir stehen als Bauernvertreter mit Ihnen
zusammen in dieser Beratung des neuen Raumplanungs-
gesetzes. Die Vorzeichen sind von unserer Seite her aller-
dings nicht gerade günstig. Ich möchte Sie deshalb anfra-
gen, ob Sie in diesem Zusammenhang bereits hier eine
Erklärung abgeben können, warum der Bundesrat am
17. Dezember 1973 die gemässigten Forderungen der
schweizerischen landwirtschaftlichen Spitzenorganisatio-
nen nicht vollumfänglich bewilligt hat. Es ist in der bäuerli-
chen Bevölkerung eine aussergewöhnliche, sogar eine ge-
fährliche Unruhe entstanden. Es wäre daher sinnvoll, wenn
Sie hier in diesem Zusammenhang dem Rate, aber auch

der bäuerlichen Bevölkerung eine Erklärung abgeben
könnten. Wir können die Beratung des Raumplanungsge-
setzes nicht einfach ohne Berücksichtigung der heutigen
Situation durchführen. Wir sind mit dem Volke, mit unse-
ren Berufskollegen verbunden. Wenn ich persönlich zwar
die Grundlagen der Qualitätskontrollen als richtig bezeich-
ne, so kann ich die Beschlüsse des Bundesrates vom
17. Dezember nicht akzeptieren. Meiner Auffassung nach
wurde der bäuerlichen Bevölkerung Unrecht getan.
Ich stimme für Eintreten, behalte mir aber bei der Schluss-
abstimmung eine Stellungnahme vor. Ich hoffe, dass der
Bundesrat betreffend Einkommen für die landwirtschaftli-
che Bevölkerung in der Landwirtschaftszone eine zusi-
chernde Erklärung abgeben kann. Weiter, dass ein Agrar-
fonds für Einlagen bei der Mehrwertabschöpfung in der
Bauzone geschaffen wird.
Die dritte Erklärung habe ich bereits vorhin abgegeben.

Le président: Le député Muff renonce à prendre la parole
pour contribuer à la rationalisation de nos délibérations.

Salzmann: Gestatten Sie mir drei kurze Bemerkungen, die
sich in der Eintretensdebatte besser unterbringen lassen
als in der Detailberatung.
Erstens: Die meisten Voten hier im Saal haben bestätigt,
dass das geltende Bodenrecht einer wirklich durchgrei-
fend wirksamen Landesplanung widerspricht. Die Boden-
rechtsreform bleibt also aufgeschoben, aber nicht aufgeho-
ben. Man hat sich zwar unter dem Druck von sozialen
Sachzwängen von links bis rechts mit einem verstärkten
Mitspracherecht der Oeffentlichkeit im Bereich der Boden-
politik abgefunden. Es ist aber für den Gesetzgeber im
Durcheinander und im Gegeneinander der Meinungen äus-
serst schwierig, die politisch tragbaren Möglichkeiten, das
politisch tragbare Mass zu finden. Wenn man dieses Di-
lemma, in dem der Politiker steht, berücksichtigt, so muss
man dem Bundesrat und der Kommission das Kompliment
machen, dass ihre Vorlage einen Fortschritt darstellt.
Zweite Bemerkung: Es geht nicht an, die Minderheit der
privaten Bodeneigentümer in besonderer Weise für die
heutige Lage verantwortlich zu machen. Man muss und
man soll nach meiner Auffassung radikal und eindeutig
sein in der Formulierung des Rahmens, der von Gesetzes
wegen für eine geordnete Besiedlung des Landes und die
zweckmässige Nutzung des Bodens vorzusehen ist. Man
darf und man soll nach meiner Auffassung sogar hart sein
im Kampf gegen spekulative Kreise, die den Boden nicht
als Existenzgrundlage des Volkes begreifen, sondern als
Ware und Handelsobjekt, als «unzerstörbare Sachwertan-
lage mit erheblichen Wertzuwachsmöglichkeiten», wie es
dieser Tage in einem Inserat einer Tageszeitung hiess.
Andererseits darf man aber nicht in klassenkämpferischer
Weise den heutigen Bodeneigentümern in Stadt und Land
ihre Parzellen bedenkenlos wegnehmen. Expropriation
ohne gerechte, d. h. aber volle Entschädigung darf
nicht in Frage kommen. Eine solche Einstellung würde
sich übrigens in einer Volksabstimmung gegen berechtigte
Reformabsichten richten.
Wenn wir nun aber dem Grundeigentümer bei Enteignung
die volle Entschädigung zubilligen, dann ist es folgerichtig,
bei Wertzuwachsen, die ohne Eigenleistung zu seinen
Gunsten entstanden (z. B. auf planerische Vorkehren zu-
rückgehen), volle Abschöpfung zu postulieren. Ueber die
praktische Durchführung müssen sich dann die Experten
zuerst noch ihre Gedanken machen.
Dritte Bemerkung: Im Artikel 641 des Zivilgesetzbuches ist
die Definition des Privateigentums enthalten; es wird dort
als das «umfassende Recht des Eigentümers» bezeichnet,
«über die Sache nach Belieben zu verfügen». Dieser Artikel
ist für den Boden unanwendbar geworden. Statt dies in
aller Offenheit dem Volke zu sagen und zu begründen,
wird das private Eigentum in der Theorie weiter gewährlei-
stet, in der Praxis aber gleichzeitig ausgehöhlt. Auf dem
privaten Grundbesitz lasten nachgerade mehr kommunale
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und eidgenössische Einschränkungsverfügungen und mehr
enteignungsähnliche Massnahmen als Hypotheken. Wenn
es so weitergeht, werden bald einmal Freunde wie Gegner
in der schmerzlichen Erkenntnis übereinstimmen, dass das
verfassungsrechtlich gewährleistete Privateigentum zu
einer Fiktion geworden ist. Es ist nach meinem Empfinden
bedauerlich, und es stellt vielleicht der Mehrheit der
Stimmbürger nicht einmal ein gutes - wenigstens kein
besonders gutes - Zeugnis aus, dass ein neues Boden-
recht unter dem Zwang der Verhältnisse sozusagen suk-
zessive erschlichen werden muss.
Der Politiker steht immer vor dem gleichen Dilemma: Soll
man von einer Idealvorstellung ausgehen und den Wert
einer Vorlage daran messen, oder soll man vom Status
quo ausgehen und unter Berufung auf die kleinen Schritte
zustimmen, oder soll man und kann man beides tun? Ich
neige zur letztgenannten Möglichkeit mit der Hoffnung,
das die Detailberatung unserer Vorlage noch Präzisierun-
gen bringen wird.
In diesem Sinne stimme ich für Eintreten.

Gugerli: Die Aufstellung von gesetzlichen Normen für eine
zweckmässige Nutzung des Bodens und eine geordnete
Besiedlung unseres Landes ist zu begrüssen. Es ist dabei
entscheidend, die Lösungen so zu treffen, dass sie für die
vom Gesetz am einschneidendsten betroffenen Volkskrei-
se, die Grundeigentümer und die Landwirtschaft, tragbar
sind. Bezüglich der Landwirtschaft müssen wir an jene
Bauern denken, die ihren Beruf weiter ausüben wollen.
Für diesen Bereich ist dem Umstände Rechnung zu tra-
gen, dass der Boden nicht nur mehr oder weniger ver-
schuldeter Besitz, sondern eine wesentliche Grundlage für
die Berufsausübung darstellt. Die praktischen Auswirkun-
gen des Raumplanungsgesetzes mit der Erschliessungs-
pflicht nach Artikel 34, der Kostenauflage an die Eigentü-
mer und sogar die Enteignungsmöglichkeit werden dazu
führen, dass ein Grossteil unserer Bauernbetriebe aus den
Dörfern verschwindet und aufgegeben oder ausgesiedelt
werden muss. Eine zwingende Forderung geht darum da-
hin, die Wiederbeschaffung für solche bäuerliche Existen-
zen in Artikel 45 durch finanzielle Belastungen und Ab-
schöpfungen nicht zu verunmöglichen.
Wenn wir uns einig sind, dass die Sicherung der Landes-
versorgung und die Erreichung der guten Ziele der Raum-
planung wie auch der Landschaftspflege am besten
durch die angestammte Bauernschaft gewährleistet sind,
bleibt es eine ernste Sorge, die zahlreichen, sehr ein-
schneidenden Vorkehrungen so zu treffen, dass landwirt-
schaftliche Existenzen nicht von übereifrigen Vollzugsin-
stanzen willkürlich und überstürzt liquidiert werden kön-
nen. Abgesehen von diesen Aussiedlungsfällen zwingen
die im Raumplanungsgesetz vorgesehenen Belastungen
und Abschöpfungen zur Frage: Bleiben noch genügend
Reserven übrig für private Strukturverbesserungen, Ge-
bäuderenovationen und Neubauten, für die Anschaffung
von Maschinen, für Erbauskäufe, für die Alterssicherungen
und so weiter? Wer die bäuerlichen Verhältnisse auf dem
Lande kennt, der weiss, dass gerade beim Gebäudeunter-
halt ein grosser Nachholbedarf besteht. Auf allzuvielen
Bauernhöfen wurde und wird in dem Sinne von der Sub-
stanz gelebt, dass zwingende Sanierungen in Haus und
Hof unterlassen werden.
Meine zweite Frage geht dahin: Wie lange wird es dauern,
bis die in Artikel 55a in Aussicht gestellte Abgeltung der
Auflagen und Leistungen der Landwirtschaft im Dienste
der Raumplanung einen materiellen Ausgleich findet? Be-
steht überhaupt die Möglichkeit, neben den grossen Auf-
wendungen für die Raumplanung, für den volkswirtschaftli-
chen Ausgleich die notwendigen Mittel bereitzustellen?
Wir müssen uns klar sein, dass für die bäuerlichen Be-
triebsinhaber, die sich heute einem enorm steigenden Ka-
pitalbedarf gegenübersehen, mit dem Raumplanungsge-
setz weit mehr auf dem Spiel steht als bei der Anpassung
der Preispositionen. Ich hoffe sehr, die Vorlage könne so
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gestaltet werden, dass auch seitens der heute jn einem
sehr harten Existenzkampf stehenden Landwirtschaft zuge-
stimmt werden kann.

Rippstein: Der Boden ist ein kostbares, nicht vermehrba-
res Gut. Er wird durch eine wachsende Bevölkerung und
Wirtschaft in vielfältigem und zunehmendem Masjse bean-
sprucht. Mit dem Boden muss in Zukunft haushälterisch
umgegangen werden. Für den Bauern bedeutet der Boden
eine Schicksals- und Existenzfrage. Gesetzliche Bestim-
mungen, dem Bauern den Boden als Produktionsgrundlage
zu erhalten, sind nicht neu. Es war das Verdienst des
früheren Bauernsekretärs Dr. Ernst Laur, der die zündende
Idee hatte, bei der Schaffung des Schweizerischen Zivilge-
setzbuches das Vorrecht der Zuweisung des ungeteilten
Bauernhofes durchzusetzen. Darnach kann der Sohn oder
neuerdings auch die Tochter das elterliche H^imwesen,
wenn sie dies selbst bewirtschaften wollen, zu einem Vor-
zugspreis, zum Ertragswert, übernehmen.
Je mehr der Boden nach dem Zweiten Weltkrieg! zur Han-
delsware wurde, desto mehr drängten sich weitere gesetz-
liche Massnahmen auf. Im Jahre 1951 wurde deshalb das
Bundesgesetz zur Erhaltung des bäuerlichen Gjimdbesit-
zes geschaffen. Dieses Gesetz bezweckt, den Grundbesitz
als Träger eines gesunden und leistungsfähiger» Bauern-
standes zu schützen, die Bodennutzung zu fördern und die
Erhaltung landwirtschaftlicher Betriebe zu begünstigen.
Dieses Gesetz erwies sich leider als zu wenig wirksam, so
dass der Schweizerische Bauernverband im Jahre 1959 in
einer Eingabe an den Bundesrat die Ausscheidung von
Landwirtschaftszonen forderte. Die Zielsetzung für die
Ausscheidung von Landwirtschaftszonen besteht darin, der
Landwirtschaft langfristig gut bewirtschaftbare Landflä-
chen zu erhalten, mit der Auflage, dass in den Landwirt-
schaftszonen nur Bauten bewilligt werden, wenn sie dem
Zwecke dieser Nutzungszone entsprechen, will man der
Spekulation vorbeugen. In der Landwirtschaftszone sollen
Bauten bewilligt werden, die der landwirtschaftlichen Exi-
stenzsicherung dienen, z. B. Wohnbauten für die Bedürf-
nisse der bäuerlichen Bevölkerung und ihrer Hilfskräfte,
Oekonomiegebäude sowie Gebäude für bäuerliche Inten-
sivzweige. Um nachträglichen Missbräuchen zu Begegnen,
sollten Stöckli und Dienstbotenwohnungen mit uinem Ab-
parzellierungsverbot belegt werden, sonst ist zu befürch-
ten, dass der Spekulation wieder Tür und Tor geöffnet
wird. Die Tatsache, dass heute im landwirtschaftlichen
Raum Bodenpreise bezahlt werden, die das Fünf- bis
Zehnfache des Ertragswertes übersteigen, weist auf einen
krankhaften Zustand hin. Einem jungen Bauern, l der einen
Bauernhof nicht auf dem Weg über das bäuerliche Erb-
recht übernehmen kann, ist der Erwerb eines Bauernbe-
triebes verunmöglicht. Man kann sich fragen, ob nicht das
Bodenrecht in dem Sinne geändert werden miïsste, dass
innerhalb der Landwirtschaftszone der Selbstbewirtschaf-
ter ein privilegiertes Vorkaufsrecht erhalten sollte. Von
grosser Bedeutung für die Landwirtschaft ist die Frage, in
welchen Gebieten die landwirtschaftliche Gesetzgebung
das bäuerliche Erbrecht, das Meliorationswesen unter Ein-
satz von Investitionskrediten in Zukunft noch gelten soll.
Für viele Bauernbetriebe scheint dies schon be{ der näch-
sten Erbteilung eine Schicksalsfrage zu sein. Nur wenn die
landwirtschaftliche Gesetzgebung wie bis anhjn in allen
Nutzungsgebieten ausserhalb der Bauzone zur Anwendung
kommen wird, kann die Landwirtschaft dem Raumpla-
nungsgesetz zustimmen. Ich bitte Herrn Bundesrat Purgier
um die Beantwortung dieser Frage. Der Gedanke der
Mehrwertabschöpfung findet in Kreisen der Landwirtschaft
Befürworter und Gegner. Persönlich begrüsse ich die
Mehrwertabschöpfung als soziale Ausgleichsntiassnahme.
Bei gleicher Eignung der Grundstücke und des Eigentü-
mers erfährt der Boden durch Planungsmassnahmen eine
oft vielfache Wertvermehrung. Der Ertrag der Mehrwertab-
schöpfung ist für Raumplanungszwecke zu verwenden, ein
Teil davon für einen gesamtschweizerischen Volkswirt-
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schaftlichen Ausgleich im Sinne von Artikel 55a. Ich werde
in der Detailberatung hier noch einen entsprechenden An-
trag einbringen. Da ein erheblicher Anteil aus Mehrwertab-
schöpfungen von landwirtschaftlichen Grundeigentümern
erbracht werden dürfte, erscheint es als recht und billig,
wenn ein Teil dieser Erträgnisse wieder der Landwirtschaft
zur Verfügung gestellt wird.
Eine Schicksalsfrage für die Landwirtschaft stellt der
volkswirtschaftliche Ausgleich in Artikel 55a dar. Die vor-
gesehene Spezialgesetzgebung sollte vor der definitiven
Verabschiedung des Raumplanungsgesetzes vorliegen. Es
geht hier nicht um einen teilweisen Ersatz der geltenden
Agrargesetzgebung. Wenn ich die Schaffung von Landwirt-
schaftszonen mit den erwähnten Einschränkungen befür-
worte, darf man nicht vergessen, dass durch diese Mass-
nahme das volle Verfügungsrecht der Bauernfamilie einge-
engt wird. Der Boden war für den Besitzer während Jahr-
hunderten ein Sicherheitsfaktor bei Notzeiten. Diese Einen-
gung der Verfügungsberechtigung über Grund und Bo-
den im Landwirtschaftsgebiet durch die Planung muss mit
der Aeufnung eines Agrarfonds abgegolten werden. Dieser
ist vor allem mit Zuweisungen von Erträgnissen der Mehr-
wertabschöpfung zu speisen und zweckgebunden in den
Dienst zusätzlicher Strukturmassnahmen zu steilen. Zudem
kann die sorgsame Pflege der Kulturlandschaft vor allem im
Hügel- und Berggebiet mit der Entschädigung der Produk-
tionsleistung über den Preis der Produkte nicht hinrei-
chend abgegolten werden. Die Landwirtschaft erwartet
Verständnis dafür, dass die gemeinwirtschaftliche Leistung
im.Dienst von Volk und Wirtschaft auch ihres Lohnes wert
ist und mit dem Ausbau der schon bestehenden Massnah-
men im Sinne einer Einkommensverbesserung bezahlt
werden muss. Nur wenn das Schweizervolk dazu bereit ist,
besteht überhaupt langfristig noch eine Chance, eine aus-
reichende bäuerliche Bevölkerung zu erhalten, die den
Boden bebaut und pflegt und die den Erholungsraum im
Dienste der Allgemeinheit funktionsfähig erhält. Ohne lei-
stungsfähige Landwirtschaft wird die Raumplanung in Fra-
ge gestellt.
Ich habe an vielen Bauernversammlungen erleben dürfen,
dass sich vor allem die jüngere Bauerngeneration recht
positiv zu den Zielsetzungen des Raumplanungsgesetzes
stellt. Der Boden bedeutet für diese Bauern die notwendi-
ge Produktionsgrundlage und nicht Spekulationsware. Die-
sen Bauernfamilien muss man aber eine Existenzgrundla-
ge geben, ohne dass sie gezwungen werden, von der Sub-
stanz der Veräusserung von Grund und Boden zu leben.
Nur ein volkswirtschaftlicher Ausgleich im Sinne der Ab-
geltung der Leistungen der Landwirtschaft sowie der er-
schwerten Bewirtschaftungsverhältnisse im Hügel- und
Berggebiet wird die Nutzung in allen Gebieten und Regio-
nen unseres Landes garantieren. Es ist dies eine Aufgabe
im Interesse der Raumplanung ganz allgemein. Unter der
Voraussetzung, dass die von der Landwirtschaft gestellten
Begehren in der Beratung erfüllt und verwirklicht werden
können, bin ich für Eintreten.

Ralssig: In der Eintretensdebatte, wenigstens bis jetzt,
wurde das Lob der Planung in recht hohen Tönen gesun-
gen. An sich ist das erfreulich. Auch ich bin überzeugt,
dass in einer Zeit rascher baulicher Entwicklung Planung
nötig ist. Ich befasse mich seit über 20 Jahren theoretisch
und publizistisch recht eingehend mit Planung, aus dem
Gesichtspunkt meines Berufes natürlich, also vom Ge-
sichtspunkt des Grundeigentümers. Dabei ist es mir ganz
klar, dass die Raumplanung die schärfsten Eingriffe bringt,
die das Gesetz je in die Eigentümerrechte vornahm. Aber
ebenso klar ist es für mich, dass der Grundeigentümer im
öffentlichen, teilweise übrigens auch im eigenen Interesse
gewisse Opfer, gewisse Einschränkungen seiner Rechte
bringen muss. Aber auch in unserer Zeit der Planungs-
euphorie darf die Forderung erhoben werden, dass sich die-
se Eingriffe in die Eigentümerrechte auf das absolut Not-
wendige beschränken. So wie es in Artikel 4 unserer Vor-

lage ausdrücklich steht: «Wenn zwei Möglichkeiten vorlie-
gen, so soll die für den Betroffenen mildere gewählt wer-
den.»
Ich hatte noch gegenüber dem aus der Expertenkommis-
sion hervorgegangenen Entwurf unseres Kollegen Schür-
mann den Eindruck, dass man sich mit einem gewissen
Minimum an Eingriffen begnüge. Diese Ueberzeugung ist
leider - ich muss das ganz offen sagen - im Laufe der
parlamentarischen Beratungen, vor allem der Beratungen
unserer Kommission, stark ins Wanken geraten. Man hat in
der Kommission mit äusserster Akribie den Wortlaut des
Textes geschliffen, dagegen, so wie ich es heute sehe,
manches grundsätzliche Problem übersehen. Das ist kein
Vorwurf an die anderen Mitglieder der Kommission, viel-
mehr richtet er sich an mich selber; ich hätte es ja sehen
können. Aber es scheint mir, das Besondere dieses Geset-
zes liege gerade darin, dass es eine Menge nicht durch-
schaubarer Probleme aufweist, dass immer wieder neue
Fragen auftauchen oder alte Probleme sich von ganz neu-
en Seiten zeigen. Man stösst dabei immer wieder auf Lö-
sungen, die in ihrer Tragweite nicht oder nur schwer
zu erkennen sind, die aber für die bauliche Entwicklung
der nächsten Zukunft grösste Bedeutung haben können.
Ich möchte das an einigen Beispielen zeigen.
Es sollen Bauzonen ausgeschieden werden für den Bedarf
von 10 bis 15 Jahren. Nach meiner Meinung ist das zu
wenig. Es ist nämlich nicht einmal so, dass wirklich ein
Bedarf von 10 bis 15 Jahren gedeckt werden kann, denn
für die Ueberbauung dient ja nur baureifes, erschlossenes
Land, und die Gemeinden sollen die Bauzonen im Laufe
dieser 15 Jahre etappenweise erschliessen. In einem be-
stimmten Zeitpunkt steht also keineswegs etwa Land für 15
Jahre zur Verfügung, sondern vielleicht für fünf Jahre.
Wenn dazu die Gemeinde, was nicht ganz so selten ist,
eine unglückliche Hand hat in der Auswahl des Landes,
das sie erschliessen will, so ist das Angebot an erschlos-
senem Land noch kleiner und die Folge nach den wirt-
schaftlichen Marktgesetzen: eine knappe Ware steigt bei
grosser Nachfrage im Preise. Ich glaube, das ist nicht gera-
de das, was wir mit der Planung wollen.
In diesem Zusammenhang ein anderes Problem: Der
Eigentümer von Land in der Bauzone kann erst bauen,
wenn sein Land erschlossen ist. Er muss warten, bis die
Gemeinde sein Land erschliesst. Das kann 10 bis 15 Jahre
dauern. Es ist aber für ihn noch schlimmer. Im Moment, wo
sein Land in die Bauzone eingeteilt wurde, wird der soge-
nannte Planungsmehrwert abgeschöpft. Er muss also zah-
len, und nicht wenig, kann aber mit seinem Land nichts
anfangen. Nach Artikel 34 unseres Entwurfes kann der
Kanton dem Eigentümer in dieser Situation erlauben, sein
Land im Rahmen des Nutzungsplanes von sich aus und
auf eigene Rechnung zu erschliessen. Frage: Warum gibt
man dem Eigentümer in dieser Lage nicht einfach das
Recht zur Erschliessung? Warum erlaubt man nur dem
Kanton, solche Rechte zu erteilen? Es ist doch zweifellos
im Interesse unserer Bautätigkeit, dass Land in der Bauzo-
ne im Rahmen der Vorschriften über die Bauzone er-
schlossen und dann überbaut werden kann, ob das nun
die Gemeinde mache oder der Private. Also, warum nicht
direkt dem Eigentümer solchen Landes das Recht geben?
Eine dritte Frage, wiederum im Zusammenhang mit den
Zonen: Die Kantone, die bisher geplant haben, haben auf
längere Frist geplant, nicht auf 10 bis 15, sondern auf 25
Jahre und noch mehr. Damit sind die Bauzonen natürlich
sehr viel grosser geworden als sie nach der Vorlage sein
dürften. Folge: Die Gemeinden müssen rückzonen, sie
müssen bisheriges Bauzonenland in die Landwirtschafts-
zone zurückbilden. Denn etwas anderes steht ihnen ja
nicht zur Verfügung. Das wird in vielen Fällen saftige Ent-
schädigungsansprüche bringen, besonders dort, wo der
Bauherr Land in guten Treuen als Bauland und zu Bau-
landpreisen gekauft hat und sich jetzt der Situation gegen-
übersieht, dass sein teures Bauland als Bauernland noch
1 oder 2 Franken wert ist.
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Eine Milderung dieser Rückbildung wäre zweifellos die
Schaffung von Bauentwicklungsgebiet, wie es der Bundes-
rat in Artikel 12 Absatz 2 vorsah, und den die Kommission
gestrichen hat. Eine Rückzonung von der Bauzone in die-
se Zwischenzone würde sehr oft friedliche Lösungen ohne
Entschädigung erlauben, weil die Abzonung in diese Zwi-
schenzone, die ja nur das Abwarten von einigen Jahren
zur Folge hätte, zum Verzicht auf eine Entschädigung füh-
ren könnte. Es wäre übrigens noch ehrlicher, dem Ding so
zu sagen, denn es ist ganz klar, dass die Bauzone laufend
vergrössert werden muss, und zwar gezwungenermassen
auf Kosten des Landwirtschaftsgebietes. Die Bauern, die
Eigentümer von Grund und Boden angrenzend an Bauzo-
nen sind, wissen das natürlich ganz genau, und es wird
keinem einfallen, sein Land zum landwirtschaftlichen Er-
tragswert zu verkaufen. Wäre es nicht viel ehrlicher, hier
diese Zwischenzone zu haben, und sie auch so zu nennen?
Für sie würde sich dann ein Preis bilden, der irgendwo
zwischen Bauernland und Bauland liegt. So wie das nun
heute in unserer Vorlage geplant ist, wird die Spekulation
im Randgebiet der Bauzonen blühen.

Zur Fälligkeit des Erschliessungsbeitrages - auch ein
Punkt, den man kritisieren muss -: Nach unserer Kommis-
sionsfassung wird dieser Beitrag fällig, sobald die Er-
schliessung durchgeführt ist. Es ist nun aber nicht selten,
dass Land zwar erschlossen ist, aber trotzdem nicht über-
baut werden kann, beispielsweise wenn die Zonenordnung
in Revision ist. oder, heute sehr häufig, wenn auf diesem
Land irgendwo noch ein alter Schuppen steht, für den das
Abbruchverbot gilt. Warum wollen wir die Fälligkeit des
Erschliessungsbeitrages nicht auf den Zeitpunkt der Reali-
sierbarkeit verschieben, auf den Zeitpunkt, wo der Eigen-
tümer wirklich bauen darf? Alles andere zwingt kleine
Grundeigentümer zum Verkauf und damit zur Konzentra-
tion des Grundbesitzes.
Ein anderes, kleines Beispiel: Der Bundesrat will, dass
Gesamtrichtpläne regelmässig überprüft und allenfalls den
veränderten Verhältnissen angepasst werden. Das Recht,
solche Ueberprüfungen und Anpassungen zu beantragen,
will der Bundesrat auch Privaten zubilligen. Ständerat und
Kommission haben dies gestrichen. Nun sind aber in un-
serer schnellebigen Zeit Pläne doch sehr rasch überholt
und können sich dann als üble Bremsklötze auswirken
oder die Entwicklung in eine ganz unerwünschte Richtung
bringen. Frage: Warum lässt man die Bestimmung, dass
Richtpläne regelmässig zu überprüfen und anzupassen
seien, nicht stehen, und warum will man den betroffenen
Grundeigentümern nicht das Recht geben, auf solche
Fehlentwicklungen aufmerksam zu machen?

Zur Enteignung: Der Bundesrat möchte sie nur als Aus-
nahmerecht behandeln. Unsere Kommission hat das Wort
ausnahmsweise gestrichen. Sie hat einen Ersatz gebracht,
der nach meiner Meinung kein Ersatz ist. Damit wird das
an sich schon sehr fragliche Enteignungsrecht aus Pla-
nungsgründen praktisch fast unbeschränkt und sehr ge-
fährlich. Der bekannte französische Rechtswissenschafter
Dupuis erklärte einmal, in Frankreich könne die Verwal-
tung, gestützt auf dieses Enteignungsrecht, aus Planungs-
gründen jedes beliebige Grundstück enteignen, auf das
sie Appetit habe. Man weiss, dass in Frankreich von dieser
Möglichkeit sehr oft Gebrauch gemacht wird.
Trennung, Planung und Realisierung wurden seinerzeit,
bei der Beratung des Verfassungsartikels, eingehend dis-
kutiert. Der Planer soll die Unterlagen, das Material für
politische Entscheide liefern; entscheiden soll aber die
politische Behörde. Wie steht der Minderheitenantrag bei
Artikel 5 zu diesem Grundsatz, der verlangt, dass auch
untergeordnete Planungsbehörden den nötigen Ermes-
sensspielraum in ihren Entscheidungen haben sollen, um
die Koordination der Raumplanung und der Realisierungs-
pflicht zu wahren? Wo bleibt hier der Unterschied zwi-
schen Planung und Realisierung? Wir brauchen zwar Re-
gierungen, die planen, aber keine Planer, die regieren.

Das Gesetz wird auch in den kommenden Beratungen -
die schriftlichen Unterlagen lassen darauf schliessen -
wesentlich verschärft. Herr Kollega Salzmann zum Beispiel
will die Wertvermehrung als Ganzes abschöpfen und nicht
nur einen angemessenen Anteil. Ich glaube, er .hat sich
nicht überlegt, wie weit er mit einem solchen Vorschlag auf
dem Wege zur Verstaatlichung von Grund und Boden ge-
gangen ist. Kollege Nauer, um nur noch ein Be spiel zu
nennen, will die Entschädigung bei Enteignung n cht vom
Verkehrswert, sondern vom Ertragswert berechnen. Das
bedeutet für effektives oder potentielles Bauland, das
noch bäuerlich genutzt wird, einen Wert von vielleicht 1
oder 2 Franken, entsprechend dem landwirtschaftlichen
Ertragswert, während der wirkliche Wert, eben der Ver-
kehrswert, ein Vielfaches darstellt. Herr Nauer weiss doch
sicher, dass sogar die Bundesverfassung bei der Enteig-
nung dem Enteigneten Anspruch gibt auf Ersatz des vollen
Schadens. Gilt seiner Meinung nach die Bundesverfassung
nur, wenn sie für den Eigentümer ungünstig ist? l
Zum Schluss die provisorischen Schutzgebiete, ch habe
seinerzeit eine Motion eingereicht, die meinem Gefühl
nach sehr von hoch oben herab behandelt wurde] Die Art,
wie bei der Festlegung der provisorischen Schutzzo-
nen vorgegangen wurde, hat bei mir schwere! Zweifel
geweckt in die Art und Weise, wie gute gesetzliche Vor-
schriften gehandhabt werden können. Sicher ist, dass diese
Massnahmen weit über das Ziel hinausschössen. Herr Nyd-
egger, der Präsident der Schweizerischen Kantopsplaner-
konferenz, erklärte, dass die Hälfte aller Kantone ihr gan-
zes Kantonsgebiet als Schutzzone mit Bauverbot erklärt
hätten. Offenbar wollen diese Kantone das Bauen ganz
einstellen.
Es wurden rechtsgültige Bauzonen, sogar erschlossenes
Bauland, in die Schutzzone eingegliedert. Man ging souve-
rän und ohne Rücksicht über die Interessen derj Gemein-
den und der Grundeigentümer hinweg. Sagen1 Sie mir
nicht, es handle sich hier um provisorische Massnahmen.
Eine Minderheit unserer Kommission verlangt ja ausdrück-
lich, dass die Kantonsregierungen diese provisorischen
Pläne solange in Rechtskraft belassen, bis der Nutzungs-
plan nach unserer Vorlage in Kraft trete. Nur Naive glau-
ben, dass das in absehbarer Zeit überall gesehene. «C'est
le provisoire qui dure.»
Das sind einige Beispiele. Sie sollen erläutern, warum
mein Vertrauen in die Vorlage weitgehend erschüttert ist.
Ich stelle keinen Antrag auf Nichteintreten, aber ich möch-
te mir meine Stellungnahme in der Schlussabstimmung
und in einer allfälligen Volksabstimmung offenhalten.

M. Junod: La discussion au plénum, comme au sein de la
commission d'ailleurs, montre que, si personne n'est oppo-
sé à l'entrée en matière, on est plus réservé quant à la
manière d'exprimer son vote final. L'intervention de
M. Raissig en est un exemple.
Personnellement, je partage l'avis, qui a déjà étó exprimé,
selon lequel ou bien l'on admet le principe de Ijaménage-
ment du territoire et, dans ce cas, il faut admettre une loi
du genre de celle dont nous discutons, ou bien l'on re-
jette le principe même de cet aménagement, m^is il n'est
pas possible de corriger fondamentalement le tir dans le
cadre même de cette loi.
Il n'en reste pas moins que, pour tous ceux dont le suis, qui
approuvent la loi, une importance non négligeable est
accordée à certaines modalités, qu'il s'agisse de sa cons-
truction d'après le modèle du fédéralisme coopératif ou de
l'esprit dans lequel il convient d'interpréter certaines dis-
positions. Je n'entends pas revenir sur ces questions, qui
ont déjà été évoquées et au sujet desquelles j'attends
avec intérêt la détermination de M. le conseil er fédéral
Furgler.
Mon intention est bien plutôt de tenter de situer ma posi-
tion sur un point particulier, c'est-à-dire sur ] le délicat
problème de la création de territoires ou de zones agri-
coles et celui de la compensation, qui sont liés Inutile de
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